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EINKEITUNG:
ZWECK DIESER VEROFFENTLICHUNG

Dies ist ein Wegweiser zur Europaischen Union (EU).
Im ersten Teil wird kurz erklart, was die EU ist.

Im zweiten Teil ,Was die Europaische Union tut“ wird beschrieben, was die
EU in Uber 40 verschiedenen Bereichen unternimmt, um das Leben der

Menschen in Europa und jenseits seiner Grenzen zu verbessem.

Im dritten Teil ,Wie die Europaische Union Entscheidungen trifft und
MalBnahmen ergreift* geht es um die Institutionen im Zentrum des
Entscheidungsprozesses der EU und darum, wie ihre Entscheidungen in

MalBnahmen umgesetzt werden.

Die blau gedruckten Hyperlinks ermdglichen den Zugang zu ausfuhrlicheren
Informationen in den HTML- und PDF-Versionen dieser Veroffentlichung.
Diese Versionen finden Sie online unter: https://op.europa.eu/webpub/com/

eu-what-it-is/de/
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Die Europaische Union (EU) ist ein einzigartiger wirt-

schatftlicher und politischer Zusammenschluss 27 eu-
ropdischer Staaten.

Die EU, wie wir sie heute kennen, hat ihre Wurzeln in
mehreren Vertragen, die nach dem Zweiten Weltkrieg
unterzeichnet wurden. Alles begann mit der Férderung
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Dahinter stand
die Idee, dass Lander, die miteinander Handel treiben,
wirtschaftlich voneinander abhangig sind und daher
kriegerische Auseinandersetzungen eher vermeiden.
Das Ergebnis war im Jahr 1958 die Grundung der
Europaischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und
eine wachsende wirtschaftliche Zusammenarbeit, ur-
sprunglich zwischen sechs Landern: Belgien, Deutsch-
land, Frankreich, Italien, Luxemburg und den
Niederlanden.

Seit diesen Anfangen haben sich 22 weitere Lander
dieser Gruppe angeschlossen (wobei das Vereinigte
Konigreich am 31. Januar 2020 aus der EU ausgetre-
ten ist) und einen groBen gemeinsamen Markt (den
sogenannten Binnenmarkt) gegrtindet, dessen Poten-
zial laufend weiterentwickelt wird.

Was als reine Wirtschaftsgemeinschaft begann, ist
nun zu einer Organisation geworden, die vom Klima-
wandel tber den Umweltschutz und die Gesundheit
bis hin zu den AuBenbeziehungen und zu Sicherheit,
Justiz und Migration zahlreiche Politikfelder
abdeckt.

uropaische

Kurze

Zu den Errungenschaften der EU gehoren mehr als ein
halbes Jahrhundert Frieden, Stabilitat und Wohlstand,
ihr Beitrag zur Steigerung des Lebensstandards und
die Einfhrung einer einheitlichen europaischen Wah-
rung — des Euro. Mittlerweile verwenden mehr als 340
Millionen EU-Bdurgerinnen und -Bdrger in 19 Landern
den Euro als Wahrung und kommen in den Genuss der
damit verbundenen Vorteile.

Da die Grenzkontrollen zwischen den meisten EU-
Landern abgeschafft wurden, genie3en die Menschen
im groBten Teil des Kontinents Reisefreiheit. Gleich-
zeitig ist das Leben und Arbeiten in anderen europai-
schen Landern viel einfacher geworden. Alle EU-Biir-
gerinnen und -Burger haben das Recht und die
Freiheit, selbst wahlen zu kénnen, in welchem EU-
Land sie arbeiten, studieren oder ihren Ruhestand
verbringen mochten. Jeder Mitgliedstaat muss die
Staatsangehérigen anderer EU-Mitgliedstaaten in
puncto Beschaftigung, Sozialleistungen und Steuern
genauso behandeln wie seine eigenen.

Der Binnenmarkt ist der wichtigste Motor der EU-Wirt-
schaft. Er gewabhrleistet die Freizligigkeit der EU-Bur-
gerinnen und -Burger sowie den freien Verkehr von
Waren, Dienstleistungen und Kapital. Die EU hat das
Ziel, diesen Kurs auch in anderen Bereichen wie Ener-
gie, Wissen und Kapitalmarkte weiterzuverfolgen, um
auch aus diesen Ressourcen den grof3tmoglichen Nut-
zen fur alle Europaerinnen und Europaer zu erzielen.
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https://europa.eu/european-union/about-eu/countries/member-countries_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/countries/member-countries_de
https://europa.eu/european-union/topics/single-market_de
https://europa.eu/european-union/topics_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/euro_de
https://europa.eu/european-union/business_de
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Die EU ist weiterhin bestrebt, ihre Einrichtungen und
Organe noch transparenter und demokratischer zu
gestalten. Entscheidungen werden mdglichst offen
und burgernah getroffen. Das direkt gewahlte Euro-
paische Parlament erhielt zusatzliche Befugnisse, und
die Rolle der Seite an Seite mit den EU-Organen arbei-
tenden nationalen Parlamente wurde gestarkt.

Ferner gilt in der EU der Grundsatz der reprasentativen
Demokratie: Die Birgerinnen und Biirger sind auf EU-
Ebene direkt im Europaischen Parlament vertreten,
die Mitgliedstaaten im Europaischen Rat und im Rat
der Europdischen Union.

Die Burgerinnen und Burger sind aufgefordert, zum
demokratischen Leben in der EU beizutragen, indem
sie ihre Ansichten zur Gestaltung der EU-Politik au-
Bern oder Anderungen bestehender Gesetze und Stra-
tegien vorschlagen. Die Europaische Burgerinitiative
gibt ihnen die Mdéglichkeit, sich starker in die EU-Poli-
tikbereiche einzubringen, die sie direkt betreffen. Zu-
dem konnen die Burgerinnen und Burger Beschwerden
vorbringen und Anfragen zur Anwendung des EU-
Rechts stellen.

Im Vertrag Uber die Europaische Union ist Folgendes
verankert: ,Die Werte, auf die sich die Union griindet,
sind die Achtung der Menschenwtrde, Freiheit, Demo-
kratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wah-
rung der Menschenrechte einschlieflich der Rechte
der Personen, die Minderheiten angehoren. Diese
Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft
gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskrimi-
nierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidaritat und die
Gleichheit von Frauen und Mannern auszeichnet.”

Diese Werte pragen unseren europaischen Lebensstil.
Die Wurde des Menschen bildet das Fundament der
Grundrechte; sie ist zu achten und zu schitzen.

Die Menschenrechte sind durch die Charta der Grund-
rechte der EU geschiitzt. Dazu gehoren das Recht auf
Schutz vor Diskriminierung aufgrund des Geschlechts,
der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion

oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Ausrichtung, das Recht auf
den Schutz personenbezogener Daten und das Recht
auf Zugang zur Justiz.

Im Jahr 2012 wurde die EU fir ihren Einsatz ftr Frie-
den, Versthnung, Demokratie und Menschenrechte in
Europa mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet.

Die Burgerinnen und Biirger der EU genie3en auch
bestimmte politische Rechte. Alle erwachsenen EU-
Burgerinnen und -Burger haben in ihrem Wohnsitz-
oder Herkunftsland das aktive und passive Wahlrecht
bei den Wahlen zum Européaischen Parlament.

Die EU beruht auf dem Grundsatz der Rechtsstaat-
lichkeit. Alle Burgerinnen und Birger haben vor dem
Gesetz die gleichen Rechte, und die EU stitzt sich in
ihrem Handeln stets auf von ihren Mitgliedstaaten
freiwillig und demokratisch vereinbarte Vertrage.
Recht und Gesetz werden von einer unabhangigen
Justiz aufrechterhalten. Die Mitgliedstaaten der EU
haben dem Gerichtshof der Europaischen Union die
Befugnis Ubertragen, Uber das EU-Recht betreffende
Angelegenheiten in letzter Instanz zu entscheiden.
Seine Urteile mussen von allen respektiert werden.

Mitgliedstaaten und Institutionen
der EU

Im Mittelpunkt der EU stehen die 27 Mitgliedstaaten
der EU und deren Buirgerinnen und Burger. Das Allein-
stellungsmerkmal der EU ist, dass alle diese Staaten
souveran und unabhdnagig bleiben, aber einige ihrer
hoheitlichen Befugnisse in Bereichen btindeln, in de-
nen daraus ein Mehrwert entsteht.

Diese teilweise Ubertragung von Befugnissen an ge-
meinsame Institutionen, die die Mitgliedstaaten
selbst geschaffen haben, bedeutet in der Praxis, dass
Entscheidungen zu bestimmten Fragen von gemein-
samem Interesse auf EU-Ebene demokratisch getrof-
fen werden konnen.


https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies_de
http://www.europarl.europa.eu/portal/de
http://www.europarl.europa.eu/portal/de
https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies/european-council_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies/council-eu_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/institutions-bodies/council-eu_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say_de
https://european-union.europa.eu/live-work-study/participate-interact-vote_de#european-citizen-initiative
https://european-union.europa.eu/live-work-study/participate-interact-vote_de#formal-complaints
https://europa.eu/european-union/law/application_de
https://europa.eu/european-union/law/application_de
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/eu-charter-fundamental-rights_de
https://ec.europa.eu/info/aid-development-cooperation-fundamental-rights/your-rights-eu/eu-charter-fundamental-rights_de
https://www.europarl.europa.eu/news/en/headlines/eu-affairs/20121012STO53551/eu-wins-2012-nobel-peace-prize-this-prize-is-for-all-eu-citizens
https://europa.eu/european-union/about-eu/countries/member-countries_de
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An der Beschlussfassung in der EU sind mehrere EU-
Organe beteiligt:

das Europdische Parlament, das die Burgerinnen
und Birger der EU vertritt und direkt von ihnen
gewahlt wird;

der Europdische Rat, der sich aus den Staats-
und Regierungschefs und -chefinnen der EU-
Mitgliedstaaten zusammensetzt;

der Rat der Europaischen Union (auch Rat
genannt), in dem die Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten vertreten sind;

die Europdische Kommission, die die Interessen
der EU insgesamt wahrt.

Die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten sind
ebenfalls an der Beschlussfassung und Gesetzgebung
beteiligt; Gleiches gilt fur die beiden beratenden Ein-
richtungen. Dabei handelt es sich um den Europadi-
schen Ausschuss der Regionen, der sich aus Vertrete-
rinnen und Vertretern der Regionen und Kommunen
zusammensetzt, und den Europaischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss, in dem Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberorganisationen und andere Interessengrup-
pen vertreten sind.

Grundsatzlich legt die Kommission Vorschlage fir
neue Rechtsvorschriften vor, tiber deren Annahme das
Parlament und der Rat entscheiden.

Die beratenden Einrichtungen (der Europdische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und der Europaische
Ausschuss der Regionen) sowie die nationalen Parla-
mente legen Stellungnahmen zu den Vorschldgen vor,
in denen sie sich in erster Linie auf die Grundsatze der
Subsidiaritat und VerhaltnismaBigkeit stitzen. Sub-
sidiaritat bedeutet, dass die Union (auBer in den Be-
reichen, in denen sie ausschlieBliche Befugnisse hat)
nur dann tatig wird, wenn ein Handeln auf EU-Ebene
wirkungsvoller ist als auf nationaler Ebene. Nach dem
Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit gehen die Maf-
nahmen der Union nicht Uber das zur Erreichung der
Ziele der EU-Vertrage erforderliche Maf hinaus.

Fr die Durchfiihrung der erlassenen Rechtsvorschrif-
ten der EU sind dann die Mitgliedstaaten und die be-
troffene(n) EU-Institution(en) zustandig. Der dritte Teil
dieser Veroffentlichung enthalt weitere Informationen
dazu, wie die EU Entscheidungen trifft und umsetzt.

Die EU-Vertrdge

Das gesamte Handeln der EU basiert auf Vertragen,
die alle ihre Mitgliedstaaten freiwillig und demokra-
tisch gebilligt haben. In den Vertragen sind die Ziele
der EU, die Arbeitsweise der EU-Organe, die
Beschlussfassung sowie das Verhaltnis zwischen der
EU und ihren Mitgliedstaaten geregelt.

In bestimmten Sonderfallen sind nicht alle Mitglied-
staaten an allen Bereichen der EU-Politik beteiligt. So
ist beispielsweise der Euro zwar die einheitliche Wah-
rung der EU als Ganzes, der Euro-Raum umfasst aber
derzeit nur 19 Mitgliedstaaten, wahrend fir Dane-
mark eine Nichtbeteiligungsklausel gilt und die Ubri-
gen Lander die Kriterien fur eine Mitgliedschaft im
Euro-Raum noch nicht erfillen. Dem Schengen-Raum
gehoren 22 Mitgliedstaaten an; das bedeutet, dass
die Birgerinnen und Burger die Grenzen zwischen
diesen Landern passieren kdnnen, ohne einen Pass
vorlegen zu missen. FUnf Mitgliedstaaten fuhren wei-
terhin eigene Grenzkontrollen durch.

Blick in die Zukunft

Aufbauend auf der von den Staats- und Regierungs-
chefs und -chefinnen der EU vereinbarten strategi-
schen Agenda schlug die Kommission von der Leyen
bei ihrem Amtsantritt im Dezember 2019 einen neuen
und ehrgeizigen Kurs ein — zu einer griineren, starker
digitalisierten und gerechteren EU.

Heute reagiert die EU auf die Herausforderungen einer
zunehmend komplexen und in schnellem Wandel be-
griffenen Welt, die gepragt ist von zwei Weltereig-
nissen historischen AusmaBes: der im Marz 2020
ausgerufenen globalen Pandemie und dem nicht pro-
vozierten, ungerechtfertigten Angriff Russlands auf
die Ukraine im Februar 2022. Angesichts dieser neuen
Bedrohungen mussten alle 27 Mitgliedstaaten noch
enger zusammenarbeiten und schneller handeln als
je zuvor.

So wurde beispielsweise der Aufbauplan NextGene-
rationEU aufgelegt, der zum einen die EU in die Lage
versetzt hat, der COVID-19-Pandemie und kinftigen


http://www.europarl.europa.eu/portal/de
http://www.consilium.europa.eu/de/european-council/
https://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/
https://ec.europa.eu/commission/index_de
https://europa.eu/european-union/law/treaties_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de

Gesundheitskrisen besser standzuhalten, und zum
anderen die Resilienz der Volkswirtschaften und Ar-
beitsmarkte in der EU starkt. Bei der Bewaltigung
dieser Krisen steht die EU fest zusammen - sowohl
bei der Bekampfung des Virus als auch in ihrer Soli-
daritat mit der Ukraine. Daruber hinaus hat sie ihren
mutigen Kurs in Richtung einer griinen und digitalen
Zukunft nicht nur gehalten, sondern das Tempo weiter
beschleunigt.

Die EU ist nicht nur auf die Solidaritat und die ge-
meinsamen Anstrengungen ihrer Mitgliedstaaten an-
gewiesen - sie bemuht sich auch um die Mitwirkung

ihrer Burgerinnen und Birger und férdert deren Be-
teiligung. In diesem Zusammenhang wurde beispiels-
weise vor Kurzem die Konferenz zur Zukunft Europas
durchgefuhrt. Diese biirgernahe Initiative wurde im
Frihjahr 2021 ins Leben gerufen. Wahrend ihrer ein-
jahrigen Laufzeit kamen Hunderttausende Menschen
aus der ganzen EU zusammen, um Uber Themen zu
sprechen, die fir sie als Europaerinnen und Europaer
wichtig sind. Die Organe der EU werden die im Rah-
men der Konferenz eingebrachten Vorschlage nun
prifen und darauf reagieren.
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https://futureu.europa.eu/?locale=de




Was die
uropaische
Union tut

et einen Uberblick tiber das Handeln der

} halt ndtzliche weiterfuhrende Links.

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT



14

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: MASSNAHMEN GEGEN COVID-19

MalB3nahmen
gegen COVID-1S

¥

Der Ausbruch der Corona-Pandemie hat menschliche Tragédien, Lockdowns und
einen Konjunkturabschwung herbeigefiihrt. Die EU hat rasch MaBnahmen zur
Rettung von Menschenleben und Existenzen ergriffen und eine gemeinsame
europadische Antwort auf die Herausforderungen im Bereich der 6ffentlichen
Gesundheit und der Wirtschaft entwickelt.

*

* %

*

#SafeVaccines #HealthUnion

Was die EU tut

Solidaritat ist das Herzstiick der gemeinsamen Antwort der EU
auf COVID-19. Die EU tut alles daftir, um die Mitgliedstaaten bei

m der Koordinierung ihrer jeweiligen MaBnahmen zu unterstiitzen.
- Dazu gehoren die Bereitstellung objektiver Informationen zur
cmmission Ausbreitung des Virus, wirksame Bemtihungen um eine Eindam-

mung und MaBnahmen zur Behebung der durch die Pandemie
verursachten wirtschaftlichen und sozialen Schaden.

Die rescEU-Reserve fiir medizinische Ausriistung — der erste ge-
meinsame EU-Bestand an medizinischer Notfallausriistung —
hat den Mitgliedstaaten unter die Arme gegriffen, die mit Eng-
passen zu kampfen hatten. Die EU-Impfstoffstrategie zielt auf
eine beschleunigte Entwicklung, Herstellung und Bereitstellung
von Corona-Impfstoffen ab. Im Rahmen ihrer Impfstoffbeschaffungsstrategie hat die EU einen Teil der Vorlauf-
kosten der Impfstoffhersteller finanziert, um die Entwicklung und Herstellung vielversprechender Impfstoffe zu
beschleunigen. Bislang wurden nach positiver wissenschaftlicher Stellungnahme auf Empfehlung der Europai-
schen Arzneimittel-Agentur funf sichere und wirksame Impfstoffe zur Verwendung in der EU zugelassen.

Die Kommission hatte bis April 2021 bereits bis zu 2,6 Milliarden Impfstoffdosen gesichert, und Verhandlungen
Uber weitere Dosen sind im Gange. Im Januar 2021 appellierte die Kommission an die Mitgliedstaaten, die
Durchfiihrung von Impfkampagnen dberall in der EU zu beschleunigen. Die Mitgliedstaaten der EU werden stetig
mit immer mehr Impfstoff versorgt, und bei den Impfungen geht es voran. Die Kommission ist auch mit der In-
dustrie in Kontakt, um die Kapazitaten zur Herstellung von Impfstoffen auszubauen.

Auch an der zeitnahen Herstellung wirksamer Impfstoffe gegen neue Virusvarianten wird bereits gearbeitet. Im
Februar 2021 hat die Kommission den HERA-Inkubator ins Leben gerufen, um Europa fir den Kampf gegen
besorgniserregende Virusvarianten zu wappnen und daftir zu sorgen, dass rasch Impfstoffe entwickelt und her-
gestellt werden, die gegen diese Varianten wirksam sind.

Mit dem EU-Haushalt fir 2021-2027 und dem Aufbauplan NextGenerationEU stehen 1,8 Billionen Euro zur
Verfligung, um Menschen, Unternehmen und Regionen zu unterstitzen, insbesondere diejenigen, die am starksten
unter der Krise leiden. Dartiber hinaus wurde SURE - die Initiative zur Unterstitzung der Minderung von Arbeits-
losigkeitsrisiken in einer Notlage — ins Leben gerufen, um in 19 Mitgliedstaaten Arbeitsplatze zu erhalten und
Familien zu untersttitzen.

Im Marz 2021 hat die Kommission vorgeschlagen, ein digitales griines Zertifikat einzufthren. Damit soll fir
EU-BUurgerinnen und -Burger die sichere Ausiibung ihres Rechts auf freien Personenverkehr in Zeiten von Corona
gewahrleistet werden.

Die EU tut alles daftir, um den gesamten Globus mit sicheren Impfstoffen zu versorgen. Die Kommission und die
EU-Mitgliedstaaten haben COVAX — der weltweiten Initiative zur Gewahrleistung eines gerechten Zugangs zu
Corona-Impfstoffen — mehr als 2,2 Mrd. EUR zugesagt und fordern Impfkampagnen in den Partnerlandern.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response_de

@EU_Health #SafeVaccines



https://twitter.com/EU_Health#SafeVaccines
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response_de
https://www.consilium.europa.eu/en/covid-eu-solidarity/
https://european-union.europa.eu/priorities-and-actions/common-eu-response-covid-19_de
https://european-union.europa.eu/priorities-and-actions/common-eu-response-covid-19_de
https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/what/civil-protection/resceu_en
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/public-health/eu-vaccines-strategy_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/coronavirus-response/public-health/eu-vaccines-strategy_de#zugelassene-impfstoffe
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/coronavirus-response/public-health/eu-vaccines-strategy_de#raschere-impfung-in-der-eu
https://ec.europa.eu/info/news/eu-invest-eu150-million-research-counter-coronavirus-variants-2021-feb-17_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/recovery-plan-europe_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/financial-assistance-eu/funding-mechanisms-and-facilities/sure_de
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/coronavirus-response/safe-covid-19-vaccines-europeans/eu-digital-covid-certificate_de
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/eu-global-response-covid-19_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/coronavirus-response/public-health/eu-vaccines-strategy_de#weltweite-zusammenarbeit
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-202865&lg=EN

Gesundheit

K

Die Gesundheit der Biirgerinnen und Biirger ist eines der wichtigsten Anliegen

der EU. lhre Gesundheitspolitik erganzt die nationalen MaBnahmen der
Mitgliedstaaten. So kann sichergestellt werden, dass alle Menschen in der EU vor
ernsten grenziibergreifenden Gesundheitsbedrohungen geschiitzt sind und Zugang
zu hochwertiger Gesundheitsversorgung haben.

*

* %

*

Das Gesundheitswesen wird auf nationaler Ebene organisiert. Die EU unterstitzt jedoch die Mitgliedstaaten bei
der Umsetzung nationaler Strategien, um gemeinsame Ziele zu erreichen. Die Gesundheitspolitik der EU be-
schaftigt sich mit der Bekampfung ernster Gesundheitsbedrohungen, der Verhtitung von Krankheiten und der
Gewahrleistung hochwertiger Gesundheitsversorgung fir alle. Die Zusammenarbeit bedeutet auch die Buindelung
von Ressourcen, wodurch wirtschaftliche Skaleneffekte erzielt werden.

Was die EU tut

Ziel der EU ist es, unsere Gesundheitssysteme fur alle zugang-
lich, wirksam und krisenfest zu machen. Dazu ergreift sie auch
MaBnahmen zu Impfstoffen (etwa gegen COVID-19), zur Ver-
hinderung von Resistenzen gegen antimikrobielle Wirkstoffe
sowie zur Verhiitung und Eindammung von Pandemien und
Infektionskrankheiten.

Die EU Ubernimmt bei Vorsorge und Bekampfung ernster grenz-
Ubergreifender Gesundheitsbedrohungen eine entscheidende
Rolle und schiitzt so ihre Blrger/-innen. Die Prasidentin der Euro-
paischen Kommission Ursula von der Leyen kiindigte eine star-
kere europaische Gesundheitsunion an, um Gesundheitskrisen,
Krebs und medizinische Engpdsse bewaltigen zu kénnen.

3~

Krebs ist eine der haufigsten Todesursachen in der EU und belastet unsere Gesundheitssysteme. Daher fordert
die EU im Rahmen ihres europdischen Plans zur Krebsbekdmpfung Programme zur Pravention, Erkennung, Frih-
diagnose und Behandlung sowie MaBnahmen zur Verbesserung der Lebensqualitat von Erkrankten und Uber-
lebenden. Die EU geht auf Gesetzesebene gegen das Rauchen vor und fordert einen gesunden Lebensstil.

Die Arzneimittelstrategie soll Arzneimittel fur alle erschwinglich machen — auch fir diejenigen, die unter seltenen
Krankheiten leiden. Um krisenfester zu werden, mussen wir Innovationen férdern und Lieferketten breiter
fachern.

EU4Health ist mit 5,1 Mrd. EUR das zentrale Gesundheitsprogramm der EU. Finanziert werden MaBnahmen zur
Vorbeugung von Krankheiten sowie zur Verbesserung der Vorsorge und Reaktionsbereitschaft der Gesundheits-
systeme in der EU. Im Rahmen des Programms Horizont Europa werden im Gesundheitsbereich auBerdem 5,4 Mrd.
EUR in Forschung und Innovation investiert.

Das Europaische Zentrum fur die Pravention und die Kontrolle von Krankheiten schatzt aufkommende Bedro-
hungen ein, damit die EU und nationale Gesundheitsbehdrden rasch reagieren konnen. Um allen Menschen die
beste Behandlung zukommen zu lassen, mussen alle Arzneimittel in der EU vor dem Inverkehrbringen auf natio-
naler oder europaischer Ebene von der Europaischen Arzneimittel-Agentur zugelassen werden.

Die Europaische Krankenversicherungskarte erleichtert es Reisenden, sich im EU-Ausland behandeln zu lassen,
wenn sie wahrend ihrer Reise krank werden. Fir geplante Behandlungen in einem anderen EU-Mitgliedstaat
gelten andere Regeln, die in den EU-Rechtsvorschriften zur grenziberschreitenden Gesundheitsversorgung fest-
gelegt sind. Dank der europaischen Referenznetzwerke profitieren Patient(inn)en mit seltenen oder komplexen
Krankheiten vom besten Sachwissen aus ganz Europa, ohne ihr Heimatland tiberhaupt verlassen zu mussen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/health/home_de

@EU_Health
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https://twitter.com/EU_Health
https://ec.europa.eu/info/policies/public-health_de
https://ec.europa.eu/health/vaccination/overview_de
https://audiovisual.ec.europa.eu/de/video/I-139884
https://audiovisual.ec.europa.eu/de/video/I-139884
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/european-health-union_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_342
https://ec.europa.eu/health/human-use/strategy_en
https://ec.europa.eu/health/funding/eu4health_de
http://www.ecdc.europa.eu/en/Pages/home.aspx
http://www.ema.europa.eu/
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=559&langId=de
https://ec.europa.eu/health/cross_border_care/policy_de
https://ec.europa.eu/health/ern_de
https://ec.europa.eu/health/home_de
https://www.youtube.com/embed/f4MSxwEIWJg
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WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: EUROPAISCHER GRUNER DEAL

Europaischer
Gruner Deal

Der europdische Griine Deal soll Europa zum ersten klimaneutralen
Kontinent machen. Mit dieser Wachstumsstrategie bis 2050 strebt

die EU eine moderne, ressourceneffiziente und wettbewerbsfahige
Wirtschaft ohne Netto-Treibhausgasemissionen an, die alle mit an Bord

holt.

Klimawandel und Umweltzerstérung bedrohen Europa und die ganze Welt. Die Temperaturen steigen, und das
Klima verandert sich.

Doch Umweltschutz und Wirtschaftswachstum miissen sich nicht gegenseitig ausschlieBen. Zwischen 1990 und
2019 hat die EU ihre Treibhausgasemissionen um 24 % gesenkt — und unsere Wirtschaft verzeichnete ein
Wachstum von rund 60 %.

Was die EU tut

Der europaische Griine Deal zeigt auf, wie Europa bis 2050 der
erste klimaneutrale Kontinent werden kann. Eine saubere Kreis-
laufwirtschaft, die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt
und die Verringerung der Umweltverschmutzung sind dafur
wichtige Voraussetzungen. Alle Wirtschaftszweige miissen aktiv
werden — unter anderem brauchen wir:

Investitionen in neue, umweltfreundliche Technologien;
Unterstlitzung der Industrie bei Innovationen;
umweltfreundlichere und kostenglnstigere Verkehrsmittel
sowie gestindere Arten der Fortbewegung;
Dekarbonisierung des Energiesektors;

energieeffizientere Gebaude;

Zusammenarbeit mit internationalen Partnern zur Verbesserung weltweiter Umweltnormen.

Unser Ziel ist es, bis 2050 klimaneutral zu werden und die Treibhausgasemissionen bis 2030 gegentiber 1990
um mindestens 55 9% zu reduzieren. Das erste europdische Klimagesetz wird diese Ziele im Recht verankern und
daftr sorgen, dass alle EU-Politikbereiche dazu beitragen.

Daftur sind erhebliche Investitionen erforderlich, sowohl vonseiten der EU als auch des 6ffentlichen und privaten
Sektors der Mitgliedstaaten. Der nachhaltige Investitionsplan fiir den européischen Griinen Deal wird mindestens
1 Billion EUR mobilisieren. Der Fonds fiir einen gerechten Ubergang wird wiederum sicherstellen, dass niemand
zuriickgelassen wird: Er bietet gezielte Unterstiitzung von mindestens 55 Mrd. EUR fir die am starksten be-
troffenen Regionen. Die EU investiert umfassend in den Klimaschutz: Mindestens 30 % des EU-Haushalts ftr
die Jahre 2021-2027 sind fur klimarelevante MaBnahmen bestimmt.

Der europaische Grune Deal fuit auf dem ehrgeizigen Ziel, durch eine Umstellung unserer Lebensmittelsysteme
und eine bessere Wald-, Land-, Wasser- und Meeresnutzung sowie durch eine Umgestaltung unserer Stadte und
unserer Energie- und Industriesysteme den Verlust an biologischer Vielfalt zu stoppen und umzukehren. Die neue
EU-Industriestrategie soll Europas Industrie beim Ubergang zur Klimaneutralitat leiten und ihr eine digitale
Fuhrungsrolle verschaffen. Digitale Technologien kénnen zur Optimierung des Energieverbrauchs in Landwirt-
schaft, Verkehr und Produktion eingesetzt werden. Sie sind also bei der Verwirklichung des Klimaziels ftr 2050
besonders wichtig.

Der Klimawandel und der Verlust an biologischer Vielfalt gefahrden unseren Planeten. Die EU wird sich auf inter-
nationaler Buhne weiterhin fur die Umsetzung ehrgeiziger umwelt-, klima- und energiepolitischer MaBnahmen
einsetzen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal _de

o EUClimateAction @EUClimateAction



https://twitter.com/EUClimateAction
https://facebook.com/EUClimateAction
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-199819&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/energy-and-green-deal_de
https://ec.europa.eu/environment/circular-economy/
https://ec.europa.eu/environment/circular-economy/
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/actions-being-taken-eu/eu-biodiversity-strategy-2030_de
https://environment.ec.europa.eu/strategy/zero-pollution-action-plan_en#:~:text=In%202021%2C%20the%20European%20Commission,and%20can%20be%20accessed%20here
https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/2030_ctp_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/law_de
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/newsroom/news/2020/01/14-01-2020-financing-the-green-transition-the-european-green-deal-investment-plan-and-just-transition-mechanism
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/finance-and-green-deal/just-transition-mechanism_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://food.ec.europa.eu/horizontal-topics/farm-fork-strategy_en
https://ec.europa.eu/environment/forests/index_en.htm
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1259
https://ec.europa.eu/international-partnerships/news/reinforcing-europes-resilience-halting-biodiversity-loss-and-building-healthy-and-sustainable_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/european-industrial-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/shaping-europe-digital-future_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/shaping-europe-digital-future_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_2350

Klimaschutz

o6

Die EU arbeitet intensiv daran, bis 2050 der erste klimaneutrale Kontinent zu
werden. Der europdische Griine Deal soll das erméglichen — und zwar durch eine
Verringerung der Treibhausgasemissionen, Investitionen in griine Technologien und
den Schutz unserer Natur. Gleichzeitig miissen wir uns den unabwendbaren Folgen
des Klimawandels stellen.

5 X
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Die EU ergreift klimapolitische MaBnahmen, insbesondere um dem globalen Temperaturanstieg aufgrund der
zunehmenden vom Menschen verursachten Treibhausgasemissionen zu begegnen. Hohere Durchschnittstem-
peraturen haben viele Folgen, darunter starkere und haufigere Wetterextreme wie Uberschwemmungen, Diirren
und Sttrme. Sie sind nicht nur eine unmittelbare Gefahr fur den Menschen, sondern bedrohen auch die Nahrungs-
mittelsicherheit und fahren zu Wasserknappheit. Hungersnéte, Konflikte und Migration sind mégliche
Konsequenzen.

Was die EU tut

Die EU Ubernimmt beim Kampf gegen den Klimawandel eine
weltweite Fuhrungsrolle. Gemeinsam mit Landern und Regionen
ergreift sie aktiv MaBnahmen, um die Ziele des Pariser Uberein-
kommens zu erreichen: Die Erderwarmung soll deutlich unter
2°C gegeniber vorindustriellen Werten gehalten und der Tem-
peraturanstieg auf 1,5 °C begrenzt werden.

Unser Ziel ist es, bis 2050 klimaneutral zu werden und die Treib-
hausgasemissionen bis 2030 gegentiber 1990 um mindestens
55 % zu reduzieren. Das erste europaische Klimagesetz wird
diese Ziele im Recht verankern. Gleichzeitig soll das ehrgeizige
MaBnahmenpaket fur einen nachhaltigen griinen Wandel — der
europaische Grune Deal — den Menschen und der Wirtschaft in
Europa zugutekommen und niemanden zuriicklassen.

Doch auch Wirtschaft und Gesellschaft missen fur einen gerechten Wandel ihren Beitrag leisten. Einzelpersonen
und Gemeinschaften kénnen sich im Rahmen des Europdischen Klimapakts am Aufbau eines umweltfreundli-
cheren Europas beteiligen.

Die EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel sieht etwa den Bau von Hochwasserschutzanlagen, die
Entwicklung trockenresistenter Pflanzen und die Anderung der Bauvorschriften vor und férdert internationale
MaBnahmen zur Starkung der Klimaresilienz.

Den Klimawandel zu ignorieren kénnte fiir die EU und den Rest der Welt sehr kostspielig werden. Zugleich bietet
die steigende Nachfrage nach sauberen Technologien Chancen fir Innovation und industrielle Modernisierung
sowie fUr grine Arbeitsplatze und ein umweltvertragliches Wachstum. Mit dem europaischen Grinen Deal als
Wachstumsstrategie konnen diese Ziele erreicht werden. Die EU stellt daher umfassende Mittel bereit: Mindestens
30 % des EU-Haushalts fur die Jahre 2021-2027 sind fur klimarelevante MaBnahmen bestimmt.

Die EU hat ein umfassendes MalBnahmenpaket geschntirt, um die Emissionen in allen Bereichen zu verringern.
Das EU-Emissionshandelssystem soll EU-weit die Emissionen von Industrie, Kraftwerken und Luftverkehr kosten-
wirksam verringern. Zudem haben die EU-Mitgliedstaaten nationale Ziele beschlossen, um die Emissionen auch
in anderen Sektoren wie Verkehr, Bauwesen und Landwirtschaft zu reduzieren.

o EUClimateAction @EUClimateAction
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https://twitter.com/EUClimateAction
https://facebook.com/EUClimateAction
https://ec.europa.eu/clima/index_de
https://europa.eu/webtools/crs/iframe/?oriurl=//www.youtube.com/embed/nEWiL7A9kIY?autoplay=1&rel=0
https://ec.europa.eu/clima/index_de
https://ec.europa.eu/clima/change/causes_de
https://ec.europa.eu/clima/change/consequences_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/2030_ctp_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/2030_ctp_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/law_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/finance-and-green-deal/just-transition-mechanism_de
https://europa.eu/climate-pact/index_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/adaptation/what_en
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/finance_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/finance_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/budget/mainstreaming_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/recovery-plan-europe_de
https://ec.europa.eu/clima/policies/ets_de

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: UMWELT

Umwelt

Die EU-Umweltnormen zdhlen zu den strengsten weltweit. Sie schiitzen
Natur und Lebensqualitét, sorgen fiir eine umweltvertragliche Wirtschaft
und eine schonende, rationelle Nutzung der natiirlichen Ressourcen.

Dennoch stehen wir derzeit vor groBen globalen Herausforderungen wie dem Klimawandel, dem Verlust an bio-
logischer Vielfalt und der Ressourcenknappheit. Die Bewaltigung dieser Herausforderungen ist dringend geboten
und erfordert einen tiefgreifenden und raschen Wandel unserer Gesellschaft, unserer Lebensweise und unserer
Produktions- und Verbrauchsmuster. Die Erholung der EU von der COVID-19-Pandemie muss umweltfreundlich
vonstattengehen, Europa widerstandsfahiger machen und sie muss gerecht und inklusiv fr alle sein.

Der EU-Umweltpolitik kommt eine entscheidende Rolle bei der Unterstiitzung des europdischen Griinen Deals
zu, wenn es darum geht, den Ubergang zu einer klimaneutralen, ressourceneffizienten und regenerativen Wirt-
schaft zu beschleunigen, die dem Planeten mehr zurtickgibt, als sie ihm nimmt.

Was die EU tut

Die EU ist bestrebt, die Umweltauswirkungen der Produktion und
des Verbrauchs von Waren und Dienstleistungen zu verringern.
Der Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft, in der der Wert von
Produkten und Rohstoffen so lange wie maglich erhalten bleibt
und Abfalle und Ressourcennutzung auf ein Minimum reduziert
werden, ist unabdingbar, wenn die EU ihr Ziel der Klimaneutrali-
tat bis 2050 erreichen und dem Verlust an biologischer Vielfalt
Einhalt gebieten mochte.

Der neue Aktionsplan fur die Kreislaufwirtschaft, einer der wich-
tigsten Bausteine des europdischen Grinen Deals, soll nach-
haltige Produkte in der EU zur Norm werden lassen. Im Mittel-
punkt stehen Bereiche mit dem héchsten Kreislaufpotenzial wie
Elektronik, Batterien und Fahrzeuge, Textilien, Bauwesen und Lebensmittel. Ein Eckpfeiler des Aktionsplans ist
die Strategie fur Kunststoffe, die darauf abzielt, dass bis 2030 alle Kunststoffverpackungen in der EU wieder-
verwendet oder recycelt werden kénnen, wahrend gleichzeitig neue Rechtsvorschriften fur Einwegkunststoffe
auf den Weg gebracht werden.

Die EU muss sich fur den Schutz der nattrlichen Ressourcen und den Erhalt bedrohter Arten und Lebensraume
starkmachen. Im Rahmen ihrer Biodiversitatsstrategie wird die EU unter anderem die Schutzgebiete an Land
und auf See ausdehnen, Milliarden von Baumen anpflanzen und nachhaltige landwirtschaftliche Verfahren
fordern. Dabei wird sie auf ihrem bestehenden Netz von Naturschutzgebieten tberall in der EU ,Natura 2000°
aufbauen. In diesen Gebieten darf der Mensch nur tatig werden, wenn dies nachhaltig geschieht und seltene
sowie gefahrdete Arten und Lebensraume nicht in Mitleidenschaft gezogen werden.

Um die Menschen vor umweltbedingten Belastungen und Gesundheitsrisiken zu schiitzen, hat die EU MaBBnahmen
mit den folgenden Zielsetzungen eingeleitet: Gewahrleistung der Sauberkeit des Trinkwassers und der Bade-
gewasser, Verbesserung der Luftqualitat, Larmreduzierung und Eindammung oder Beseitigung der Auswirkungen
schadlicher Chemikalien.

Auch bei den internationalen Anstrengungen zur Férderung einer nachhaltigen Entwicklung spielt die EU eine
Schlusselrolle. Umweltprobleme enden nicht an den Grenzen. Kiinftig missen wir weltweit noch mehr tun, um
Luft, Meere und andere Wasserressourcen sauber zu halten, Land und Okosysteme nachhaltig zu bewirtschaften
und den Klimawandel in beherrschbaren Grenzen zu halten. In den Handelsabkommen der EU mit anderen
Landern wird die Einhaltung der Umweltnormen gewahrleistet.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/environment_de

o EU Environment ®EU_ENV Iml ®@ourplanet_eu



https://twitter.com/EU_ENV
https://www.instagram.com/ourplanet_eu
https://www.facebook.com/EUEnvironment
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-191439&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/topics/environment_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_420
https://ec.europa.eu/environment/strategy/circular-economy-action-plan_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_2359
https://ec.europa.eu/environment/topics/plastics/single-use-plastics_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/actions-being-taken-eu/eu-biodiversity-strategy-2030_de
https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/index_en.htm
https://ec.europa.eu/environment/water/water-drink/index_en.html
https://ec.europa.eu/environment/water/water-bathing/index_en.html
https://ec.europa.eu/environment/water/water-bathing/index_en.html
https://ec.europa.eu/environment/air/cleaner_air/
https://ec.europa.eu/environment/noise/index_en.htm
https://ec.europa.eu/environment/chemicals/index_en.htm
https://ec.europa.eu/info/strategy/international-strategies/sustainable-development-goals_de

Energie

Die Energiepolitik der EU ist darauf ausgerichtet, eine sichere,
wettbewerbsfidhige und erschwingliche Energieversorgung sicherzustellen
und gleichzeitig unsere Klimaziele zu erreichen.
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Im Energiebereich steht Europa vor einer Reihe groBer Herausforderungen. Die EU muss nicht nur eine sichere
Energieversorgung fir alle zu angemessenen Preisen gewahrleisten, sondern auch den Ubergang von einer auf
fossilen Brennstoffen beruhenden Wirtschaft zu einem saubereren, CO_-neutralen System bewerkstelligen.

Um diesen Ubergang vollziehen zu kénnen, muss die EU energieeffizienter werden, den Einsatz erneuerbarer
Energien ausbauen, Innovationen und neue Technologien vorantreiben, die grenziberschreitenden Energiever-
bindungen verbessern und die Abhdngigkeit von Energieeinfuhren verringern.

Was die EU tut

Jedes EU-Land stellt seinen eigenen Energiemix zusammen,
aber die Koordinierung der Vorschriften auf EU-Ebene ermdglicht
es, gemeinsame politische Ziele zu erreichen.
Klima und Energie sind untrennbar miteinander verbunden.
A AL 75 % aller Treibhausgasemissionen in der EU entfallen auf die
Energienutzung. Um ihr Ziel, bis 2050 klimaneutral zu werden,
erreichen zu kdnnen, strebt die EU eine grundlegende Neuaus-
richtung ihres Energiesystems an.
Dieser Wandel wird im Rahmen der Energieunion durch Ver-
besserung der Synergien mit anderen Politikbereichen wie Ver-
kehr, Forschung und Innovation, Digitalisierung, Kreislaufwirt-
schaft und nachhaltige Finanzierung vollzogen.
Das Legislativpaket ,Saubere Energie fir alle Europaer” wird dazu beitragen, die Umstellung auf saubere Energie
zu beschleunigen und die Verpflichtungen der EU im Rahmen des Ubereinkommens von Paris zu erftillen.
Die Dekarbonisierung des Energiesektors durch die Nutzung erneuerbarer Energien ist eines der Schlisselele-
mente des europaischen Griinen Deals. Erneuerbare Energie aus dem Meer gehdért zu den Technologien mit dem
groBten Potenzial. Daneben unternimmt die EU Schritte zur Verbesserung der Energieeffizienz, unter anderem
durch Renovierung von Millionen von Gebauden in Europa sowie durch Okodesign und Energie-
verbrauchskennzeichnung.
Die vorgeschlagene EU-Strategie zur Integration des Energiesystems und der EU-Wasserstoff-Strategie wird den
Weg zu einem vollstandig CO,-freien, effizienteren und starker vernetzten Energiesektor ebnen. AuBerdem méchte
die Kommission neue Herausforderungen wie die Dekarbonisierung des Gassektors angehen, z. B. durch die
Verringerung der Methanemissionen.
Die Bewaltigung dieser Herausforderungen auf EU-Ebene bietet auch neue Chancen fiir Wachstum, Beschafti-
gung, Forschung und einen wettbewerbsfahigeren und nachhaltigeren Energiemarkt. Auch fiir die Blrgerinnen
und Birger ergeben sich Vorteile: Das Recht zum Wechseln des Energieversorgers bedeutet letztlich niedrigere
Rechnungen fur die Haushalte, und geringere Luftverschmutzung kommt allen zugute. Unter den weiteren
Strategien und MaBnahmen, die zum Erreichen der Ziele der EU beitragen, sind insbesondere folgende zu
nennen:
neue grenzlberschreitende Gas- und Stromnetze, darunter Projekte zur besseren Netzintegration
erneuerbarer Energien,
eine Intensivierung der Anstrengungen im Bereich der Batterietechnik, z. B. durch Schaffung der Européischen
Batterie-Allianz zur Férderung der Batterietechnologie und zum Aufbau entsprechender Kapazitdten in der
EU,
die Initiative fiir Kohleregionen im Wandel zur Férderung des Ubergangs zu sauberen Energiequellen, bei
dem niemand zuriickgelassen wird, und
der Beitrag zum internationalen Fusionsprojekt ITER, einem der ehrgeizigsten Energievorhaben weltweit.

v:er--riun EU

@Energy4Europe
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https://twitter.com/Energy4Europe
https://energy.ec.europa.eu/index_en
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-195844&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/energy/topics/energy-strategy/energy-union_en
https://ec.europa.eu/energy/en/topics/energy-strategy-and-energy-union/clean-energy-all-europeans
https://ec.europa.eu/clima/policies/international/negotiations/paris_de
https://ec.europa.eu/energy/topics/renewable-energy/eu-strategy-offshore-renewable-energy_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/energy-efficiency_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/energy-efficiency/energy-efficient-buildings/renovation-wave_en
https://ec.europa.eu/info/energy-climate-change-environment/standards-tools-and-labels/products-labelling-rules-and-requirements/energy-label-and-ecodesign_de
https://ec.europa.eu/info/energy-climate-change-environment/standards-tools-and-labels/products-labelling-rules-and-requirements/energy-label-and-ecodesign_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1259
https://ec.europa.eu/energy/topics/oil-gas-and-coal/methane-emissions_en
https://ec.europa.eu/energy/home_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/infrastructure/projects-common-interest_en?redir=1
https://ec.europa.eu/info/news/focus-batteries-key-enabler-low-carbon-economy-2021-mar-15_de
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/european-battery-alliance_en
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/european-battery-alliance_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/oil-gas-and-coal/EU-coal-regions/coal-regions-transition_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/technology-and-innovation/fusion-energy-and-iter_en?redir=1
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Reisen und
Verkehr

.

Mit ihrer Verkehrspolitik will die EU zu einer modernen Infrastruktur
beitragen, die Reisen schneller und sicherer macht sowie umweltfreundliche
und digitale Lésungen fordert.

A

*

* 5 %

*

Ohne effiziente Verkehrsverbindungen bleiben Gesellschaft, Wirtschaft und Tourismus sowie Wachstum und
Beschaftigung auf der Strecke. Der Verkehrssektor ist mit rund 10 Millionen Beschaftigten ein wichtiger Wirt-
schaftsmotor. Ziel der EU-Verkehrspolitik ist ein krisenfester europaischer Raum, in dem saubere und umwelt-
freundliche Verkehrsmittel fair miteinander konkurrieren.

Die Plattform Re-open EU informiert (iber Corona-Reise- und -SicherheitsmaBnahmen der EU-Lander, zum Bei-
spiel Quarantane- und Testanforderungen.

&
>

Was die EU tut

In den letzten 20 Jahren hat sich im europaischen Verkehrs-
sektor mithilfe der EU viel verbessert: hohere Sicherheit im Luft-,
Schiffs- und StraBenverkehr, bessere Arbeitsbedingungen im
Verkehrssektor, neue und giinstigere Mobilitatsoptionen, greif-
bare Fortschritte hin zu saubereren und digitalen Losungen.

Der Verkehr verursacht ein Viertel der Treibhausgasemissionen
in der EU. Diese sollen mit dem europdischen Grtinen Deal bis
2050 um 90 % reduziert werden. Fur nachhaltige und intelli-
gente Mobilitat brauchen wir aber erschwingliche, zugangliche,
gestindere und saubere Alternativen. Darum liegt neben saube-
ren Fahrzeugen und alternativen Kraftstoffen ein wichtiger
Schwerpunkt auf nachhaltigen Verkehrsmitteln wie der Bahn.
2021 war das Europaische Jahr der Schiene und willkommener Anlass, die Vorziige der Bahn als nachhaltiges,
intelligentes und sicheres Verkehrsmittel herauszustreichen.

Mobilitat muss effizienter werden. Digitale Technologien ermdglichen automatisierte Mobilitat und intelligente
Verkehrsmanagementsysteme und tragen so zu Effizienz und Sauberkeit im Verkehr bei.

Uber die Fazilitat Connecting Europe mit einem Budget von tber 25,8 Mrd. EUR will die EU den gesamten Kon-
tinent vernetzen. Hierfiir muissen Licken zwischen nationalen Verkehrsnetzen geschlossen und Investitionen in
grenziberschreitende Verbindungen gefordert werden. Auch umweltfreundliche Verkehrstrager wie die Bahn und
eine Infrastruktur fur alternativ betriebene Fahrzeuge sind Prioritaten der Verkehrsinfrastrukturpolitik der EU.

Ohne den Verkehrssektor bewegt sich nichts im EU-Binnenmarkt. Er halt die europaische Wirtschaft in Gang.
Durch die Schaffung eines einheitlichen europaischen Luftraums und Fortschritte bei der Initiative Single European
Sky wird Fliegen auch weiterhin einfacher und billiger. Zugelassene Eisenbahnunternehmen kénnen ihre Dienste
nun Uberall in der EU anbieten, und Reedereien konnen in mehr Landern agieren.

Sicherheit steht stets an erster Stelle. Wir haben bereits viel erreicht. Dennoch kamen bei Stral3enverkehrsunfallen
im Jahr 2020 rund 18 800 Menschen ums Leben. Die Erhéhung der Stral3enverkehrssicherheit ist daher ein
weiterer Aktionsbereich der EU. Die EU-Verkehrspolitik hilft Reisenden aber auch auf andere Weise: Auf Flug-,
Bahn-, Schiffs- und Busreisen konnen Passagiere in der EU bei Verspatungen oder Annullierungen bestimmte
Rechte geltend machen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/transport/index_en

@Transport_EU



https://twitter.com/Transport_EU
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-200032&lg=EN
https://ec.europa.eu/transport/index_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_2350
https://ec.europa.eu/transport/home_en
https://reopen.europa.eu/de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_20_2350
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2330
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_2330
https://ec.europa.eu/transport/themes/urban/clean-vehicles-directive_en
https://ec.europa.eu/transport/themes/urban/clean-vehicles-directive_en
https://ec.europa.eu/transport/themes/urban/cpt_en
https://europa.eu/year-of-rail/index_de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/connected-and-automated-mobility-europe
https://cinea.ec.europa.eu/connecting-europe-facility/transport-infrastructure_en
https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/air/single-european-sky_en
https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/air/single-european-sky_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_1767
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_1767
https://road-safety.transport.ec.europa.eu/index_en
https://europa.eu/youreurope/citizens/travel/passenger-rights/index_de.htm

-

Nahrungsmittel und =)
Landwirtschaft

Die Gemeinsame Agrarpolitik sorgt fiir eine sichere Versorgung der 447 Millionen
Verbraucherinnen und Verbraucher in der EU mit nachhaltig erzeugten und bezahlbaren
Lebensmitteln. Sie unterstiitzt auBerdem die Bekampfung des Klimawandels, die
Bewirtschaftung unserer natiirlichen Ressourcen und sichert Arbeitsplatze und
Wachstum in landlichen Gebieten.

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) wird in allen EU-Mitgliedstaaten angewendet und aus dem EU-Haushalt
finanziert. Sie unterstitzt die lebenswichtige Agrar- und Ernahrungswirtschaft der EU, von der ungefahr
40 Millionen Arbeitsplatze abhangen.

Krisen wie der Klimawandel und die COVID-19-Pandemie erinnern daran, dass unser Lebensmittelsystem bedroht
ist und krisenfester werden muss. Ein gestinderes und nachhaltigeres EU-Lebensmittelsystem ist ein Eckpfeiler
des europaischen Griinen Deals.

Was die EU tut

Die GAP-Unterstiitzung erfolgt durch folgende MaBnahmen:

DirektzahlungenzurStitzungder EinkommenvonLandwirten.
Diese Zahlungen federn die mit landwirtschaftlicher Tatigkeit
verbundenen Risiken und Unsicherheiten ab und werden
unter strengen Auflagen hinsichtlich Sicherheit, Umwelt- und
Tierschutz zugeteilt.

MarktmaBnahmen zur Bewaltigung schwieriger Situationen,
zum Beispiel bei einem plotzlichen Nachfragertickgang
aufgrund  einer  Gesundheitswarnung  oder  eines
Preisriickgangs infolge eines zeitweiligen Uberangebots.
MaBnahmen zur Entwicklung des landlichen Raums (von
den Mitgliedstaaten kofinanziert), mit denen Innovation und
Wettbewerbsfahigkeit geférdert werden, damit es attraktiv
wird, in landlichen Gebieten zu leben und zu arbeiten.

Im Jahr 2019 unterstitzte die EU Landwirtinnen und Landwirte in Hohe von 57,98 Milliarden Euro. Die Einkom-
mensstlitzung machte fast drei Viertel dieses Gesamtbetrags aus.

Bei den Vorschlagen fur die kinftige GAP verlagert sich der Schwerpunkt von den Vorschriften und deren Ein-
haltung auf Leistung und Ergebnisse. In Zukunft soll eine nachhaltige und wettbewerbsfahige Landwirtschaft
zu den Zielen des europaischen Griinen Deals beitragen. Landwirte, Agrar- und Lebensmittelunternehmen, Forster
und landliche Gemeinden spielen in vielen Bereichen eine wichtige Rolle. Einer davon ist die Strategie ,Vom Hof
auf den Tisch®, mit der durch nachhaltige Erzeugung und nachhaltigen Verbrauch die Umweltbelastung verringert
werden soll. Die Strategie zielt darauf ab, gesunde Lebensmittel fur alle zu fordern, Lebensmittelverluste
und -verschwendung zu vermeiden und gleichzeitig den Lebensunterhalt der Landwirte zu sichern. Die kinftige
GAP steht in engem Zusammenhang mit der EU-Biodiversitatsstrategie fiir 2030. Abhangig von der endgiltigen
Einigung zwischen dem Europaischem Parlament und dem Rat der Europaischen Union wird sie voraussichtlich
ab dem 1. Januar 2023 eingeleitet.

Mit dem Allgemeinen Lebensmittelrecht der EU sollen die Gesundheit der Menschen und die Interessen der Ver-
braucher geschiitzt werden, ohne die effiziente Funktionsweise des Binnenmarkts zu beeintrachtigen. Die Euro-
paische Behorde fir Lebensmittelsicherheit berat in Lebensmittelfragen zum Schutz von Menschen, Tieren,
Pflanzen und Umwelt. Das Schnellwarnsystem fur Lebens- und Futtermittel tragt dazu bei, dass Lebensmittel,
die nicht den europaischen Vorschriften entsprechen, aus den Regalen entfernt werden. Sobald nennenswerte
Ausbriiche von Tierseuchen oder Lebensmittelvergiftungen auftreten, konnen die EU-Behorden die Verbringung
von Lebensmitteln Uber das TRACES-System verfolgen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries_de

0 EUAgri @EUAgri l@l @EUAgrifood
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https://twitter.com/EUAgri
https://www.facebook.com/EUAgri
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-191634&lg=INT/EN
https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries_de
https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries/key-policies/common-agricultural-policy/cap-glance_de
https://agriculture.ec.europa.eu/common-agricultural-policy/cap-overview/cap-glance_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/agriculture/direct-support/direct-payments_de
https://ec.europa.eu/agriculture/markets-and-prices_de
https://ec.europa.eu/agriculture/rural-development-2014-2020_de
https://agriculture.ec.europa.eu/common-agricultural-policy/cap-overview/new-cap-2023-27_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://food.ec.europa.eu/horizontal-topics/farm-fork-strategy_en
https://food.ec.europa.eu/horizontal-topics/farm-fork-strategy_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/actions-being-taken-eu/eu-biodiversity-strategy-2030_de
https://ec.europa.eu/food/safety/general_food_law_en
http://www.efsa.europa.eu/de
http://www.efsa.europa.eu/de
https://ec.europa.eu/food/safety/rasff_en
https://ec.europa.eu/food/animals/traces_en
https://www.instagram.com/EUAgrifood/

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: MEERE UND FISCHEREI

Meere und -
Fischerej

Unsere Meere erzeugen den groBten Teil des Sauerstoffs, den wir einatmen. Sie
regulieren Wetter und Klima und sind die Heimat der meisten Arten unseres Planeten.
Doch sie sind auch wichtige Motoren der europdischen Wirtschaft und bieten uns
Nahrung, Arbeit, Verkehrswege und Erholung. Die EU setzt sich fiir den Schutz unserer
Meere und Ozeane ein und stellt gleichzeitig ihre wirtschaftliche und 6kologische
Nachhaltigkeit fiir kiinftige Generationen sicher.

Was die EU tut

Mit einem Umsatz von mehr als 650 Milliarden Euro im Jahr 2018 und fast 4,5 Millionen Beschéftigten ist der
,blaue Wirtschaftszweig” der EU gut aufgestellt. Die EU-Strategie fur eine nachhaltige blaue Wirtschaft zielt
darauf ab, das Potenzial fir nachhaltiges Wachstum in der marinen und maritimen Wirtschaft insgesamt zu
nutzen.

Dank Forschung und Innovation sind Meere und Ozeane eine
Quelle fur erneuerbare Energien, Minerale und Arzneimittel. Die
EU ist durch die Anzahl und Vielfalt ihrer Meeresbecken und die
stetig sinkenden Kosten fiir neue Anlagen in der Lage, erneuer-
bare Offshore-Energie zu entwickeln. Die Vorschlage zur Maxi-
mierung dieses Potenzials werden es der EU ermdglichen, ihr
Ziel — Klimaneutralitat bis 2050 - zu verwirklichen.

Wahrend sie diese neuen Moglichkeiten fordert, spielt die EU
auBerdem eine wichtige Rolle fir die verantwortungsvolle und
nachhaltige Nutzung der Meere in Europa und weltweit.

Die Gemeinsame Fischereipolitik der EU soll gewahrleisten, dass
Fischerei und Aquakultur (Fischzucht unter kontrollierten Be-
dingungen) umweltvertraglich sowie auf lange Sicht wirtschaft-
lich und gesellschaftlich tragbar sind. Der Industriezweig soll dynamisch, aber dennoch nachhaltig sein, Ressour-
cen schonen, die Meeresumwelt schiitzen und gleichzeitig den von der Fischerei lebenden Menschen einen
angemessenen Lebensstandard ermdglichen. Die Gemeinsame Fischereipolitik umfasst eine Reihe von Regeln
fur die Verwaltung der européischen Fischereiflotte und fiir den Erhalt der Fischbestande. Um Uberfischung zu
verhindern, werden den Mitgliedstaaten Quoten gesetzt, die fir jede Fischart die maximale Fangmenge fest-
legen, wahrend eine Anlandeverpflichtung die verschwenderische Praxis der Riickwurfe unerwinschter Fange
verhindert.

Die EU hat Meeresschutzgebiete ausgewiesen, um die maritimen Okosysteme und die Biodiversitat sowie die
Leistungen zu schiitzen, die diese Okosysteme bieten. Bis 2030 sollen mindestens 30 % der Meere im Hoheits-
gebiet der EU geschutzt sein. AuBerdem geht die EU mit Rechtsvorschriften gegen Meeresverschmutzung und
insbesondere gegen die zehn am haufigsten an Stranden und in Meeren Europas gefundenen Einwegkunststoff-
artikel vor, die sich gemeinsam mit verloren gegangenem oder aufgegebenem Fanggerat besonders negativ
auswirken.

Die Gemeinsame Fischereipolitik und die Meerespolitik der EU werden aus dem Europaischen Meeres-, Fischerei-
und Agquakulturfonds finanziert. Vorbehaltlich seiner endgiltigen Verabschiedung wird dieser Fonds im Zeitraum
2021-2027 mehr als 6,1 Milliarden Euro fir die nachhaltige Entwicklung des Sektors bereitstellen und dabei den
Schwerpunkt auf die Unterstitzung der kleinen Kustenfischerei legen.

* K%
*
f : Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/oceans-and-fisheries/index_en
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https://twitter.com/eu_mare?lang=en
https://www.facebook.com/EUmaritimefish
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-165479&lg=EN/EN
https://ec.europa.eu/oceans-and-fisheries/index_en
https://ec.europa.eu/oceans-and-fisheries/ocean/blue-economy/sustainable-blue-economy_en
https://energy.ec.europa.eu/topics/renewable-energy_en
https://ec.europa.eu/energy/topics/renewable-energy/eu-strategy-offshore-renewable-energy_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/fisheries/cfp_en
https://ec.europa.eu/fisheries/cfp/fishing_rules/tacs_en
https://oceans-and-fisheries.ec.europa.eu/fisheries/rules/discarding-fisheries_en#landing-obligation
https://oceans-and-fisheries.ec.europa.eu/fisheries/rules/discarding-fisheries_en#landing-obligation
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/actions-being-taken-eu/eu-biodiversity-strategy-2030_de
https://ec.europa.eu/environment/topics/plastics/single-use-plastics_en
https://ec.europa.eu/oceans-and-fisheries/funding/emfaf_en
https://ec.europa.eu/oceans-and-fisheries/funding/emfaf_en
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Die Wirtschafts- und Wahrungsunion ist das gemeinsame Fundament fiir
Stabilitat, Arbeitspldtze und Wachstum in der EU.

Die Wirtschafts- und Wahrungsunion verzahnt die Volkswirtschaften in der EU durch eine koordinierte Wirtschafts-
und Fiskalpolitik, harmonisierte Regeln fir Finanzinstitute, eine gemeinsame Wahrungspolitik und eine gemein-
same Wahrung - den Euro. Sie ist ein machtvolles Instrument fur die Schaffung von Arbeitsplatzen, Wachstum,
sozialer Gerechtigkeit und Finanzstabilitat. Trotz der bedeutenden institutionellen Reformen zur Starkung der
Wirtschafts- und Wahrungsunion in den letzten Jahren bleibt noch viel zu tun.

Was die EU tut

Ziele der Wirtschafts- und Finanzpolitik der EU sind:

Fl NAN C|A LITERACY mehr Arbeitsplatze und Investitionen;
Forderung der wirtschaftlichen Stabilitat;

MAK'NG SOUND |A|_ DEGSlONS verbesserte Effizienz der Wirtschafts- und Wahrungsunion;

.
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Regulierung von Finanzinstituten und komplexen Finanz-
produkten;

Bewahrung der Finanzstabilitat und Schutz der Steuer-
zahlenden bei Finanzkrisen;

Starkung der internationalen Rolle des Euro.

Zur Wirtschafts- und Wahrungsunion gehoren alle 27 Mitglied-

staaten, doch viele von ihnen sind bei der Integration noch einen

Schritt weitergegangen und haben den Euro als Wahrung ein-
geftihrt. Zusammen bilden diese Lander das Euro-Wahrungsgebiet. Heutzutage verwenden mehr als 340 Millio-
nen Menschen in 19 Mitgliedstaaten den Euro. Die Euro-Banknoten und -Miinzen sind ein greifbares Symbol fur
die Freiheit, die Vorteile und die Chancen, die die EU bietet.

Im Zuge der Finanzkrise des Jahres 2008 ergriff die EU MaBnahmen zur Behebung einiger institutioneller Schwa-
chen, die die Krise in der Wirtschafts- und Wahrungsunion offenbart hatte, und zur Schaffung eines sichereren
Finanzsektors. Sie hat die wirtschaftspolitische Steuerung gestarkt, ein System zum Schutz der Finanzstabilitat
entworfen, die Staatsfinanzen in den Mitgliedstaaten verbessert und Reformen fiir mehr Investitionsfreudigkeit
gefordert. Dartiber hinaus hat die Union harmonisierte Regeln zur Steigerung der Belastbarkeit ihrer Finanzins-
titute und fur eine verstarkte Aufsicht dber die Banken im Euro-Wahrungsgebiet eingefiihrt.

Dank der festen Grundlage, die ihnen die Wirtschafts- und Wahrungsunion bietet, konnten die Mitgliedstaaten
die beispiellosen wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Corona-Pandemie meistern. Die Pandemie unterstrich
die Notwendigkeit, schnell, entschieden und koordiniert auf Krisen reagieren zu kénnen. Die Reaktion der EU
bestand darin, dass sie den Mitgliedstaaten erlaubte, von ihren reguléren Haushaltsanforderungen abzuweichen,
indem sie die mit 100 Mrd. EUR finanzierte SURE-Initiative zum Schutz von Arbeitsplatzen und Beschaftigten
schuf und anschlieBend die (in laufenden Preisen) 723,8 Mrd. EUR schwere Aufbau- und Resilienzfazilitat als
Kernsttick von NextGenerationEU ins Leben rief. Aus der Fazilitat werden die in den Aufbau- und Resilienzplanen
der Mitgliedstaaten vorgesehenen Investitionen und Reformen finanziert. Mit diesen MaBnahmen werden der
grune und der digitale Wandel geférdert und die EU-Lander dabei unterstiitzt, gestarkt aus der Pandemie
hervorzugehen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro_de
https://ec.europa.eu/info/topics/banking-and-finance_de

0 facebook.com/EUeconomy @ecfin
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https://twitter.com/ecfin
https://www.facebook.com/EUeconomy
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2F_ooheRbZecM%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro_de
https://ec.europa.eu/info/topics/banking-and-finance_de
https://economy-finance.ec.europa.eu/economic-and-monetary-union_de
https://economy-finance.ec.europa.eu/euro_de
https://finance.ec.europa.eu/banking-and-banking-union/banking-union/single-supervisory-mechanism_de
https://finance.ec.europa.eu/banking-and-banking-union/banking-union/single-resolution-mechanism_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/economic-and-fiscal-policy-coordination/financial-assistance-eu/funding-mechanisms-and-facilities/sure_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/recovery-coronavirus/recovery-and-resilience-facility_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/recovery-coronavirus/recovery-and-resilience-facility_de
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Beschaftigung

und

Soziales

Die EU trdgt zur Schaffung von mehr und besseren Arbeitspldtzen in ganz
Europa bei und strebt faire soziale Standards fiir alle an, u. a. mithilfe der
2021 bis 2027 aus dem Europdischen Sozialfonds Plus bereitgestellten
Mittel in Hohe von 99,3 Mrd. EUR.

* Kk

*
f : Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/employment-and-social-affairs_de
x Kk

Die EU und ihre Mitgliedstaaten teilen sich die Zustandigkeit fur die Beschaftigungs- und Sozialpolitik. Die Kom-
mission hat Beschaftigung, Wachstum und Investitionen zu obersten Prioritaten erkldrt. Wesentliches Instrument
zu deren Forderung ist NextGenerationEU, der EU-Aufbauplan zur Bewaltigung der sozialen und wirtschaftlichen
Folgen der COVID-19-Pandemie.

Was die EU tut

(i) < Ziele der Beschaftigungs- und Sozialpolitik der EU:

Schaffung hochwertiger Arbeitsplatze in der gesamten EU;
Unterstiitzung von Arbeitnehmern bei der Arbeitssuche in
ihrem eigenen oder in einem anderen EU-Land;

Forderung von Kompetenzerwerb und Unternehmertum;
Koordinierung und Modernisierung der Sozialversicherungs-
systeme;

Schaffung besserer Arbeitsbedingungen durch gemeinsame
Mindeststandards;

Forderung der sozialen Inklusion und Bekampfung von Armut
und Obdachlosigkeit;

Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen.

i )F SOCIAL RIGHTS

Die EU stellt Finanzmittel bereit und koordiniert deren Einsatz, um die Mitgliedstaaten bei Investitionen in Be-
reiche wie Kinderbetreuung, Gesundheitsversorgung, Ausbildung, barrierefreie Infrastruktur und Jobvermittlung
zu untersttitzen. Der Europaische Sozialfonds Plus wird Millionen von Menschen dabei helfen, neue und insbe-
sondere im Zuge des 6kologischen und digitalen Wandels ntitzliche Kompetenzen zu erwerben und bessere
Arbeitsplatze zu finden. Die Jugendgarantie tragt dazu bei, dass alle EU-BUrgerinnen und -Burger unter 30 Jahren
innerhalb von vier Monaten nach Abschluss ihrer Ausbildung oder Verlust ihres Arbeitsplatzes ein hochwertiges
und konkretes Angebot flr einen Arbeitsplatz, eine Lehrstelle, ein Praktikum oder eine Weiterbildung erhalten.
Die neue ALMA-Initiative (Aim, Learn, Master, Achieve) soll aus individuellen oder strukturellen Griinden be-
nachteiligten jungen Menschen helfen, Zugang zu Arbeit oder Ausbildung zu erhalten.

Die Europdische Kompetenzagenda soll Personen und Unternehmen beim Erwerb neuer und besserer Kompe-
tenzen unterstiitzen und legt ehrgeizige Ziele fest, die bis 2025 erreicht werden sollen.

In der europdischen Sdule sozialer Rechte sind Grundsatze und Rechte in den Bereichen Chancengleichheit auf
dem Arbeitsmarkt, faire Arbeitsbedingungen und Sozialschutz verankert. In einem Aktionsplan zur Verwirklichung
dieser Grundsatze werden die wichtigsten, bis 2030 zu erreichenden Ziele fr Beschaftigung, Ausbildung, Sozial-
schutz und Inklusion festgelegt.

Rechtsvorschriften der EU zur Koordinierung der Sozialversicherung ersetzen nicht die einzelstaatlichen Systeme,
sondern schitzen die Sozialversicherungsanspriiche der Menschen, wenn sie innerhalb Europas (und Islands,
Liechtensteins, Norwegens und der Schweiz) umziehen. Die Europaische Arbeitsbehorde stellt sicher, dass alle
EU-Vorschriften zur Mobilitat von Arbeitskraften auf gerechte, einfache und wirksame Art und Weise durchgesetzt
werden. Das europaische Portal zur beruflichen Mobilitat EURES fiihrt Arbeitsuchende und Unternehmen, die
eine Stelle anzubieten haben, zusammen, und der Europass-Dienst bietet Hilfe beim Erstellen von
Lebenslaufen.

o facebook.com/socialeurope @EU_Social



https://twitter.com/EU_Social
https://www.facebook.com/socialeurope/
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-202290&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/topics/employment-and-social-affairs_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=101&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1172&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1172&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1146&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=849&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=849&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=82
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?langId=de&catId=82
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=750&langId=de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_3044
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1137&langId=de
https://ec.europa.eu/european-social-fund-plus/de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1079&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1549&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://ec.europa.eu/commission/priorities/deeper-and-fairer-economic-and-monetary-union/european-pillar-social-rights_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-action-plan_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=851&langId=de
https://www.ela.europa.eu/de
https://ec.europa.eu/eures/public/index_de

Arbeitsplatze, Wachs
und Investitionen

Die EU setzt sich fiir ein attraktiveres Investitionsumfeld ein, um das
Wirtschaftswachstum anzukurbeln und Arbeitsplatze zu schaffen. Ziel
ist es, Investitionen zu erleichtern und sicherzustellen, dass die EU-
Biirgerinnen und -Biirger iiber die Kompetenzen verfiigen, die sie fiir die
Arbeitsplédtze von morgen bendtigen.

Die EU befasst sich mit den Folgen der Corona-Pandemie und hilft den Menschen in der EU gleichzeitig beim
okologischen und digitalen Wandel. Der Wandel der EU-Wirtschaft soll namlich fair und inklusiv gestaltet werden,
damit jeder einen Nutzen daraus ziehen kann und niemand zurtickgelassen wird.

Was die EU tut

Das Programm InvestEU ist ein wichtiges Element des EU-Auf-
bauplans, um die Folgen der Corona-Pandemie anzugehen und
die langfristigen Prioritaten der EU zu verwirklichen. Es ist der
Nachfolger der erfolgreichen Investitionsoffensive fur Europa,
die zwischen 2015 und 2020 mehr als 500 Mrd. EUR moabilisiert
hat, um die aus der Finanzkrise 2007-2008 hervorgegangene
Investitionsliicke zu schlieBen. InvestEU bietet auBerdem eine
EU-Haushaltsgarantie, damit Unternehmen in der EU einen
leichteren Zugang zu den benétigten Finanzmitteln haben und
die benétigte Unterstiitzung finden. Ziel ist es, zwischen 2021
und 2027 mindestens 372 Mrd. EUR an zusatzlichen Investitio-
nen zu mobilisieren. Das Programm baut auf vier zentralen Poli-
tikbereichen auf:

nachhaltige Infrastruktur,

Forschung, Innovation und Digitalisierung,
kleine und mittlere Unternehmen,

soziale Investitionen und Kompetenzen.

e o o o

Erganzend zu dem Programm fungiert die InvestEU-Beratungsplattform als zentrale Anlaufstelle fir die Er-
mittlung, Vorbereitung und Entwicklung von Investitionsprojekten in der gesamten EU.

Der rasche Wandel hin zu einem klimaneutralen und digitalen Europa verandert unsere Arbeitsweise. Die Euro-
paische Kompetenzagenda tragt bereits zur Bewadltigung dieser Herausforderung bei und legt Ziele fest, die bis
2025 erreicht werden sollen. Sie setzt die wichtigsten Grundsatze der européischen Saule sozialer Rechte, die
einen fairen und inklusiven europdischen Arbeitsmarkt schaffen soll, in die Praxis um. Um konkrete Vorteile fur
die Burgerinnen und Burger zu gewahrleisten, wurden fur 2030 zentrale Ziele fur Beschaftigung, Ausbildung,
Sozialschutz und Inklusion festgelegt.

Der Mechanismus fiir einen gerechten Ubergang, die Aufbau- und Resilienzfazilitat und der vorgeschlagene
Klima-Sozialfonds helfen beim Abbau regionaler und sozialer Ungleichheiten. Die Kommission arbeitet auch
daran, konkrete Mafnahmen und Lésungen fir die demografischen Herausforderungen in Europa zu ermitteln,
um die am starksten betroffenen Menschen, Regionen und Gemeinschaften zu unterstitzen.

* Kk
*
f :' Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro_de
* ok

o facebook.com/EUeconomy @ecfin
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https://twitter.com/ecfin
https://www.facebook.com/EUeconomy
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-201649&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro_de
https://europa.eu/investeu/home_de
https://ec.europa.eu/info/investment-plan-europe_de
https://europa.eu/investeu/investeu-advisory-hub_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/economy-works-people/jobs-growth-and-investment/european-pillar-social-rights/european-pillar-social-rights-action-plan_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_17
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_1198
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3541
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/impact-demographic-change-europe_de
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Regionen |

Die Regionalpolitik richtet sich an alle Regionen und Stédte in der EU. Sie
fordert neue Arbeitsplitze, die Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen,
das Wirtschaftswachstum, eine nachhaltige Entwicklung und eine bessere
Lebensqualitat fiir die EU-Biirgerinnen und -Biirger.

* Kk

*
f : Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/regional-policy_de
* ok

Modernisierung der Flughafen von Riga und Breslau, bessere Mobilitat in Athen, Sofia und Cluj-Napoca, Erhaltung
des Mont Saint-Michel und Schutz von Pompeji, Ausbau der Breitbandverbindung in Litauen, Unterstiitzung von
Unternehmen in Utrecht und Paredes, Erneuerung der Abwasseraufbereitung in Trencin und Slavonski Brod,
Foérderung von Informationstechnologien an den Universitaten Nikosia und Ljubljana — das sind nur einige Bei-
spiele von tausenden Projekten, die mit Geldern der EU-Regionalpolitik kofinanziert wurden.

) Was die EU tut

Mit ihrer Regionalpolitik mdchte die EU die europaische Solidari-

m \ @4 | tat zum Ausdruck bringen, das Wirtschaftswachstum in Europa
4 ankurbeln und mit strategischen Investitionen die Lebensquali-

I i / *.J_‘ tat verbessern. Der GroBteil der Mittel fliet in weniger entwi-

/ a 3 | 3 ckelte Lander und Regionen, um sie dabei zu unterstitzen, ihre

/4 ; Entwicklungsriickstande aufzuholen, und um die fortbestehen-

5%/ AN © den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Unterschiede

innerhalb der EU abzubauen.

Verwaltet wird die Regionalpolitik gemeinsam von der Kommis-
sion und den EU-Mitgliedstaaten und ihren Regionen. Die aus-
gewahlten Projekte werden von der EU Uber Programme kofi-
nanziert, die mit der Kommission im Voraus vereinbart wurden.
EU-Fordermittel werden stets mit nationalen (privaten und/oder 6ffentlichen) Finanzmitteln aufgestockt.

Im Rahmen der Programme der ,Europaischen territorialen Zusammenarbeit” (Interreg) richtet die Regionalpolitik
besonderes Augenmerk auf den Bedarf und das Potenzial von Grenzregionen.

Fast ein Drittel (392 Mrd. EUR) des EU-Haushalts 2021-2027 ist fir die Regionalpolitik vorgesehen. Diese Mittel
finanzieren strategische Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, férdern den Ubergang zu einer umwelt-
freundlicheren Wirtschaft, unterstitzen kleine und mittlere Unternehmen bei Innovation und Wettbewerbsfahig-
keit, schaffen neue und stabile Arbeitsplatze, starken und modernisieren unsere Bildungssysteme und helfen,
unsere Gesellschaft inklusiver zu gestalten.

Uber NextGenerationEU stellt die Aufbauhilfe fiir den Zusammenhalt und die Gebiete Europas (REACT-EU) zu-
satzlich tiber 50 Mrd. EUR frisches Geld fur bestehende Programme bis 2023 zur Verfligung, um den Mitglied-
staaten bei der Erholung von der Corona-Pandemie zu helfen.

Im Hinblick auf das EU-Ziel, erster klimaneutraler Kontinent zu werden, sollen Gber den Mechanismus fir einen
gerechten Ubergang zwischen 2021 und 2027 rund 55 Mrd. EUR in die am starksten betroffenen Regionen beim
Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft flieBen. Auch der vorgeschlagene Klima-Sozialfonds soll den Mit-
gliedstaaten dabei helfen, jene Menschen auf dem Weg zur Klimaneutralitat zu unterstiitzen, die am starksten
von fossilen Brennstoffen abhangig sind.

0 facebook.com/EUinmyregion @EUinmyRegion



https://twitter.com/EUinmyRegion
https://www.facebook.com/EUinmyregion
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2FyXhYOBO8ZdM%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/topics/regional-policy_de
https://ec.europa.eu/regional_policy/projects_en
https://ec.europa.eu/regional_policy/home_de
http://ec.europa.eu/regional_policy/de/atlas/managing-authorities/
https://ec.europa.eu/regional_policy/policy/cooperation/european-territorial_en
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/2021-2027-EU-allocations-available-for-programming/2w8s-ci3y
https://ec.europa.eu/regional_policy/en/policy/what/investment-policy/
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/react-eu_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/finance-and-green-deal/just-transition-mechanism_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal/finance-and-green-deal/just-transition-mechanism_de
https://ec.europa.eu/clima/eu-action/european-green-deal/delivering-european-green-deal/social-climate-fund_de

Forschung und {
Innovation Q|

Das Forschungs- und Innovationsprogramm Horizont Europa hat eine
Mittelausstattung von 95,5 Mrd. Euro, unterstiitzt Wachstum und
Beschaftigung und hilft bei der Bewdltigung einiger unserer groiten
Herausforderungen.

Forschung und Innovation spielen eine entscheidende Rolle fiir unsere Wirtschaft und unsere Gesellschaft. Sie
stehen im Mittelpunkt der europaischen Bemiihungen zur Schaffung von Arbeitsplatzen und zur Férderung von
Wachstum und Investitionen. Durch Verbesserungen in Bereichen wie Gesundheitsversorgung, Verkehr und Ener-
gie verbessern sie das Leben aller Menschen. Nicht nur dringende Probleme wie die COVID-19-Pandemie, sondern
auch langerfristige Herausforderungen wie der Klimawandel und die Krebsbekampfung benotigen wissensba-
sierte Losungen.

Was die EU tut

Die EU ist die groBte Wissensfabrik der Welt. Beinahe ein Drittel
- der globalen Produktion in den Bereichen Wissenschaft und
Technologie entsteht in Europa. Angesichts des zunehmenden
Wettbewerbsdrucks muss Europa jedoch besser daftir sorgen,
dass aus exzellenter Forschung und innovativen Ideen auch tat-
sachlich erfolgreiche Produkte und Technologien hervorgehen.
o Alle EU-Mitgliedstaaten haben ihre eigene Forschungspolitik
I~ und legen eigene Forderprogramme auf. Zahlreiche wichtige
Themen kénnen jedoch am besten in Angriff genommen wer-
den, wenn die Zusammenarbeit zwischen Forschenden und
Innovatoren aus verschiedenen Landern unterstitzt wird. Aus
diesem Grund wird der Bereich Forschung und Innovation auf
EU-Ebene geftrdert, insbesondere durch das Programm Hori-

zont Europa.

Horizont Europa ist eines der grof3ten und ehrgeizigsten Forschungsprogramme der Welt. Es investiert
95,5 Mrd. Euro im Zeitraum 2021-2027. Hinzu kommen weitere 6ffentliche und private Investitionen, die durch
dieses Geld angezogen werden. Aufbauend auf den Ergebnissen des Programms Horizont 2020, férdert das
neue Programm Spitzenforschung in Europa Uber den Europdischen Forschungsrat und die Marie-Sktodowska-
Curie-Stipendien und -AustauschmaBnahmen. Es stltzt sich dabei auch auf wissenschaftliche Beratung, tech-
nische Hilfe und gezielte Forschungsarbeiten des wissenschaftlichen Dienstes der Kommission, der Gemeinsamen
Forschungsstelle.

Uber Horizont Europa wurde eine Reihe von EU-Missionen eingerichtet — eine neue Art der Zusammenarbeit bei
der Bewaltigung groBer Herausforderungen in den Bereichen Gesundheit, Klima und Umwelt. Jede der funf
Missionen umfasst eine Reihe von MaBnahmen, mit denen bis 2030 konkrete Ergebnisse erzielt werden sollen.

Ferner werden tber Horizont Europa auch europaische Partnerschaften unterstiitzt, in denen die EU, nationale
Behorden und der Privatsektor zusammenarbeiten, um Europas drangendste Herausforderungen durch konzer-
tierte Forschungs- und Innovationsinitiativen anzugehen. Diese Partnerschaften werden zur Starkung des neuen
Europaischen Forschungsraums beitragen, mit dem ein EU-Binnenmarkt fur Forschung, Innovation und Techno-
logie geschaffen werden soll, der es den Landern ermdglicht, ihre Forschungspolitiken und -programme durch
Angleichung effizienter zu gestalten.

Im gesamten Programm Horizont Europa gelten die Grundsatze des offenen Zugangs und der offenen
Wissenschatft.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/research-and-innovation_de

0 facebook.com/EUSciencelnnov @EUSciencelnnov
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https://twitter.com/EUScienceInnov
https://www.facebook.com/EUScienceInnov
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2FmX-o4vFe-7s%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/topics/research-and-innovation_de
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation_de
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/funding/funding-opportunities/funding-programmes-and-open-calls/horizon-europe_en
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/funding/funding-opportunities/funding-programmes-and-open-calls/horizon-europe_en
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/funding/funding-opportunities/funding-programmes-and-open-calls/horizon-2020_en
https://erc.europa.eu/
https://marie-sklodowska-curie-actions.ec.europa.eu/actions/postdoctoral-fellowships
https://marie-sklodowska-curie-actions.ec.europa.eu/actions/postdoctoral-fellowships
https://ec.europa.eu/info/departments/joint-research-centre_de
https://ec.europa.eu/info/departments/joint-research-centre_de
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/funding/funding-opportunities/funding-programmes-and-open-calls/horizon-europe/eu-missions-horizon-europe_en
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/funding/funding-opportunities/funding-programmes-and-open-calls/horizon-europe/european-partnerships-horizon-europe_en
https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/strategy/strategy-2020-2024/our-digital-future/era_en
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/9570017e-cd82-11eb-ac72-01aa75ed71a1
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Binnenmarkt

|

Der Binnenmarkt zahlt zu den groBten Errungenschaften der EU. Seit
30 Jahren macht er uns und der Wirtschaft das Leben leichter, weil sich
Waren, Dienstleistungen, Menschen und Kapital EU-weit frei bewegen
konnen.

Dank des Binnenmarktes kénnen EU-Burgerinnen und -Burger in jedem beliebigen EU-Mitgliedstaat studieren,
leben, einkaufen, arbeiten, sich zur Ruhe setzen und Produkte aus ganz Europa genieen. Unternehmen konnen
expandieren, wahrend der Wettbewerb fiir niedrige Preise und eine groe Auswahl sorgt. Dabei achtet die EU
darauf, dass diese groBeren Freiheiten nicht auf Kosten von Fairness, Verbraucherschutz, Arbeitnehmerrechten
oder 6kologischer Nachhaltigkeit gehen.

Was die EU tut

Auf der Grundlage der EU-Industriestrategie spielt der Binnen-
markt eine zentrale Rolle bei der Untersttitzung der Wirtschaft
im dkologischen und digitalen Wandel. Er schiitzt Unternehmen
auch vor Angebots- und Nachfrageschocks und erhéht gleich-
zeitig ihre globale Wettbewerbsfahigkeit.

EQUIPPED Die EU will:

PN R ARKET Lehren aus der COVID-19-Pandemie und dem russischen

Einmarsch in die Ukraine ziehen, z. B. durch die Behebung
von Unterbrechungen der Lieferkette;

daftr sorgen, dass der Binnenmarkt mehr Expansions-
moglichkeiten fur Unternehmen und Unternehmer schafft;
Hindernisse beseitigen, die den Kauf oder Verkauf von Waren und Dienstleistungen in einem anderen
Mitgliedstaat erschweren oder die Bewegungsfreiheit der Arbeitnehmer einschranken;

sicherstellen, dass die gleichen Regeln in puncto Fairmness, Vorteile und Pflichten auch fur die digitale
Wirtschaft gelten;

Umschulung und Fortbildung in allen Industriezweigen verbessern;

den Zugriff auf Finanzmittel, Normen und Patenten im Sinne von Europas Fuhrungsrolle bei innovativen
Technologien gewahrleisten.

Neue Industrieallianzen in Schlisselbereichen, in denen die EU vom Ausland abhangig ist, spielen hierbei eine
zentrale Rolle. So hat die EU neue MaBnahmen prasentiert, um den Ubergang zu einer Kreislaufwirtschaft zu
erleichtern und eine nachhaltigere Versorgung mit kritischen Rohstoffen sicherzustellen.

Auf mittelstandische Betriebe, die EU-weit 99 % der Unternehmen ausmachen, entfallen zwei Drittel der Be-
schaftigten im Privatsektor. Die EU fordert Unternehmensneugriindungen und unterstiitzt innovative Unterneh-
men in ihren Wachstumsbestrebungen.

Mit einem Budget von 4,2 Mrd. EUR flr 2021-2027 konsolidiert das Binnenmarktprogramm breit gefacherte
MaBnahmen in puncto Lebensmittelsicherheit, Verbraucherschutz, Normung und Wettbewerbsfahigkeit, Uber-
schneidungen und Koordinierung.

Das Portal Your Europe bietet Informationen Uber das Leben, Arbeiten, Reisen und Studieren sowie unterneh-
merische Tatigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat. Es erlaubt auch den Zugriff auf Dienste wie Ihr Europa —
Beratung oder das Problemldsungsnetz SOLVIT.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/doing-business-eu_de

o facebook.com/EU.Growth @EU_Growth



https://twitter.com/EU_Growth
https://www.facebook.com/EU.Growth/
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2FSF0MCu1m-a8%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/doing-business-eu_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/european-industrial-strategy_de
https://ec.europa.eu/growth/industry/strategy/industrial-alliances_en
https://ec.europa.eu/environment/strategy/circular-economy-action-plan_en
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/single-market-programme/overview_en
http://europa.eu/youreurope/
https://europa.eu/youreurope/advice/index_de.htm
https://europa.eu/youreurope/advice/index_de.htm
http://ec.europa.eu/solvit/
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Verbraucherschutz L
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Die Verbraucherpolitik der EU schiitzt die Rechte der Verbraucherinnen
und Verbraucher, gewdhrleistet die Sicherheit von Produkten, ermdglicht
es den Menschen, beim Kauf von Waren und Dienstleistungen bewusste
Entscheidungen zu treffen, und bietet im Fall von Schwierigkeiten
Instrumente zur Problemldsung.

Der gemeinsame Markt der EU bietet allen Konsumenten gréBere Auswahl, mehr Flexibilitat und héhere Qualitat
zu gunstigeren Preisen. Die EU-Verbraucherpolitik stellt die Wahrung der Verbraucherrechte sicher, wenn beim
Kauf von Waren oder Dienstleistungen aus anderen Mitgliedstaaten Probleme auftreten. Das starkt Vertrauen
und fordert den Handel — auch online.

Was die EU tut

Die neue Verbraucheragenda zeigt die Strategie der EU fir den
Zeitraum bis 2025 auf. Darin werden die Ma3nahmen dargelegt,
die die EU treffen wird, um auf neue Herausforderungen wie
COVID-19 und den okologischen und digitalen Wandel zu re-
agieren. Dazu gehoren die Beriicksichtigung von Umwelt- und
Nachhaltigkeitsaspekten, die Durchsetzung der Verbraucher-
rechte und MaBnahmen fur besonders schutzbedurftige
Verbraucher.

Die EU bietet Konsumenten im Fall von Problemen eine Reihe
praktischer Rechte.

Online-Kaufer haben 14 Tage Zeit, um ihren Kauf zu prifen
und bei Bedarf zu widerrufen. Sie kénnen ein Produkt
innerhalb von zwei Wochen zurlickgeben und sich den
Kaufpreis erstatten lassen.
Wenn eine inder EU (im Internet oder in einem Geschaft) gekaufte Ware nicht der Beschreibung entspricht oder
nicht ordnungsgeman funktioniert, haben Verbraucher zumindest das Recht auf kostenlose Nachbesserung
oder Ersatz.
Die EU-Vorschriften tber Hypothekarkredite garantieren klare Informationen in der Werbung und rechtzeitige
Unterrichtung der Verbraucher vor der Vertragsunterzeichnung.
Fir samtliche Verkehrstrager gelten Mindeststandards bei den Fahr- und Fluggastrechten; dazu gehéren
Information sowie Betreuung und Entschadigung bei Annullierung oder erheblicher Verspatung.

Zudem bietet die EU Hilfe, um Streitigkeiten mit Handlern schnell und effizient beizulegen. Uber die Plattform
zur Online-Streitbeilegung kénnen Verbraucher und Handler Streitigkeiten Uber Online-Kaufe beilegen. Das Netz-
werk der europaischen Verbraucherzentren bietet Verbrauchern kostenlose Hilfe und Beratung in Bezug auf ihre
grenzuberschreitenden Einkaufe. Neue EU-Vorschriften werden es Verbraucherschutz-Organisationen spatestens
ab Mitte 2023 erleichtern, Kollektivinteressen von Verbrauchern mit Sammelklagen zu verteidigen.

Fdr Spielzeug, Elektrogerate, Kosmetika und Arzneimittel gelten strenge Sicherheits-, Gesundheits- und Umwelt-
normen. Strenge Vorschriften stellen sicher, dass unsichere Produkte vom Markt verschwinden. Jedes Jahr sind
Hunderte von Produkten Gegenstand von Warnmeldungen tber das Schnellwarnsystem der EU fur gefahrliche
Non-Food-Produkte. 2021 machte die Kommission den Vorschlag, parallel zur Revision der EU-Vorschriften tiber
Verbraucherkredite die Vorschriften zur Produktsicherheit zu tGberarbeiten und dabei auch elektronische Markt-
platze neu zu reglementieren.

Mit dem EU-Aktionsplan fur die Kreislaufwirtschaft werden Verbraucherrechte und Umweltschutz in Einklang
gebracht, wobei der Schwerpunkt auf hochwertigeren, nachhaltigen Produkten mit langer Lebensdauer liegt.

Weitere Informationen: https://commission.europa.eu/live-work-travel-eu/consumer-rights-and-complaints_de

o facebook.com/EUJustice @EU_Consumer
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https://twitter.com/EU_Consumer
https://www.facebook.com/EUJustice/
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2FlW5ywuVw8qs%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/policies/consumers/consumer-protection-policy/consumer-strategy_de
https://europa.eu/youreurope/citizens/travel/passenger-rights/index_de.htm
https://ec.europa.eu/consumers/odr/main/index.cfm?event=main.home.chooseLanguage
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/consumer-rights-and-complaints/resolve-your-consumer-complaint/european-consumer-centres-network-ecc-net_de
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/consumer-rights-and-complaints/resolve-your-consumer-complaint/european-consumer-centres-network-ecc-net_de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201120IPR92116/eu-consumers-will-soon-be-able-to-defend-their-rights-collectively
https://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/alerts/?event=main.listNotifications
https://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/alerts/repository/content/pages/rapex/index_de.htm
https://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/alerts/repository/content/pages/rapex/index_de.htm
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3242
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_420
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Fairer Wettbewerb

Die Wettbewerbsregeln der EU sollen zum Nutzen der Verbraucherinnen
und Verbraucher, Unternehmen und der gesamten europdischen Wirtschaft

fairen und gleichberechtigten Wettbewerb im Binnenmarkt

sicherstellen.

D 0:00 / 056

Die Kommission setzt die EU-Wettbewerbsregeln gemeinsam mit den nationalen Wettbewerbsbehérden und
den nationalen Gerichten durch, um einen fairen Wettbewerb zwischen den Unternehmen sicherzustellen. Dies
fordert Innovation und Effizienz, fuhrt zu einer groBeren Produktauswabhl fiir die Verbraucherinnen und Verbraucher
sowie zu niedrigeren Preisen und héherer Qualitat.

Was die EU tut

Die MaBnahmen der Kommission betreffen:

Kartelle oder andere unlautere Absprachen, bei denen
Unternehmen  vereinbaren, sich  gegenseitig  keine
Konkurrenz zu machen, oder versuchen, kinstlich hohe
Preise festzusetzen;

Falle, in denen fuhrende Unternehmen ihre marktbeherr-
schende Stellung missbrauchen, um Mitbewerber aus dem
Markt zu drangen;

Zusammenschlisse von Unternehmen und Ubernahmen,
durch die der Wettbewerb im Binnenmarkt eingeschrankt
werden konnte;

staatliche Beihilfen an Unternehmen innerhalb der EU, die
zu einer Verfalschung des Wettbewerbs im Binnenmarkt
fuhren konnen, indem sie bestimmten Unternehmen Vorteile
gegenuber anderen verschaffen;

die internationale Foérderung einer Wettbewerbskultur, sodass EU-Unternehmen weltweit faire
Wettbewerbsbedingungen vorfinden.

Die Durchsetzung der Wettbewerbspolitik kommt den Burgerinnen und Burgern in der EU zugute. Vorsichtigen
Schatzungen der Kommission zufolge beliefen sich die jahrlichen Einsparungen der Kunden, die auf Kartellverbote
und Interventionen bei Zusammenschlissen von Unternehmen zurtickgehen, 2020 auf 14-23,3 Mrd. EUR.

Die Untersuchungen der EU zu wettbewerbswidrigen Praktiken erstrecken sich auf Waren, Berufe und Dienst-
leistungen. Die Kommission Uberwacht zudem, wie die Regierungen der Mitgliedstaaten Unternehmen unter-
stltzen, und stellt sicher, dass sie nicht bestimmten Unternehmen einen unlauteren Vorteil gegentber ihren
Wettbewerbern verschaffen. Staatliche Beihilfen zur Untersttitzung oder Forderung benachteiligter Regionen,
kleiner und mittlerer Unternehmen sowie der Bereiche Forschung und Entwicklung, Umweltschutz, Ausbildung,
Beschaftigung und Kultur kénnen zul&ssig sein.

Die im Januar 2022 eingeftihrten neuen Vorschriften fur staatliche Beihilfen stehen im Einklang mit den wichtigen
EU-Zielen des europaischen Griinen Deals. Sie sollen den Mitgliedstaaten dabei helfen, die ehrgeizigen Energie-
und Klimaziele zu erreichen. Unterstiitzt werden Projekte im Bereich Umweltschutz, darunter Klimaschutz und
umweltfreundliche Energieerzeugung.

Die EU arbeitet auch daran, dass ihre Rechtsvorschriften mit dem digitalen Wandel Schritt halten. Das Gesetz
Uber digitale Markte soll beispielsweise verhindern, dass Online-Plattformen, die als Torwachter fungieren, Unter-
nehmen und Verbrauchern unfaire Bedingungen aufzwingen — und zwar durch eine Liste mit Geboten und
Verboten. Gleichzeitig legt das Gesetz Uber digitale Dienste EU-weit verbindliche Verpflichtungen fr Vermittler
fest, die im Rahmen ihrer digitalen Dienste Verbraucher mit Waren, Dienstleistungen oder Inhalten verbinden.
Das erleichtert die Expansion kleinerer Plattformen im gesamten EU-Binnenmarkt.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/competition-policy/index_de

@EU_Competition m @dg-competition



https://www.linkedin.com/showcase/dg-competition
https://twitter.com/EU_Competition
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-200453&lg=EN
https://ec.europa.eu/competition-policy/index_de
https://ec.europa.eu/competition-policy/index_en
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/annual-activity-report-2020-competition_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/annual-activity-report-2020-competition_en.pdf
https://ec.europa.eu/competition-policy/sectors/energy-and-environment/legislation_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-markets-act-ensuring-fair-and-open-digital-markets_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-markets-act-ensuring-fair-and-open-digital-markets_de
https://ec.europa.eu/info/digital-services-act-ensuring-safe-and-accountable-online-environment_de

Steuern und

/oll

Die Zustandigkeit fiir die Erhebung von Steuern liegt bei den nationalen
Regierungen. Die EU ist fiir die Zollunion verantwortlich und gewdhrleistet
den freien Verkehr und die Sicherheit von Waren im Binnenmarkt.

* X

*

*

*
* ok

Den Regierungen der EU-Mitgliedstaaten steht es weitgehend frei, ihre Steuergesetze nach ihren nationalen
Prioritaten zu gestalten. Sie missen dabei jedoch bestimmte Grundprinzipien beachten und sicherstellen, dass
nationale Steuervorschriften den EU-Binnenmarkt nicht behindern.

Die EU-Zollunion erleichtert den Unternehmen den Handel, harmonisiert die Zélle auf Waren von auBerhalb der
EU und tragt zum Schutz der EU-BUrgerinnen und -Burger und der Umwelt bei.

Was die EU tut

Die EU hat keinen direkten Einfluss auf die Anhebung oder Fest-
setzung von Steuersatzen. Sie beaufsichtigt jedoch die natio-
nalen Steuervorschriften, um sicherzustellen, dass sie Beschaf-
tigung und Wachstum foérdern und daftr sorgen, dass die
Steuern eines Landes Verbraucher, Arbeitnehmer oder Unter-
nehmen aus anderen Mitgliedstaaten nicht diskriminieren.

Die Regierungen aller Mitgliedstaaten mtssen sich bei der Be-

schlussfassung auf EU-Ebene einigen, damit die Interessen aller

ber(icksichtigt werden. Fir einige Steuern — wie Mehrwertsteuer
| oder Verbrauchsteuer auf Benzin, Tabak und Alkohol — haben

sich die Mitgliedstaaten auf gemeinsame Regeln geeinigt, um

den grenziberschreitenden Handel online und offline zu verein-
fachen und gleiche Wettbewerbsbedingungen fir EU- und Nicht-EU-Unternehmen und -Plattformen zu
schaffen.

2021 legte die Kommission dar, wie sie sich ein neues, faireres und transparenteres Unternehmenssteuersystem
fur das 21. Jahrhundert vorstellt. Sie schlug unter anderem MaBBnahmen zum Burokratieabbau, zur Unterstiitzung
kleiner Unternehmen und zur Bekampfung von Steuermissbrauch vor. Mit ihrem Vorschlag fur einen Korper-
schaftsteuer-Mindestsatz von 15 % fur alle multinationalen Unternehmen bringt die Kommission die EU in
Stellung, damit sie als eine der ersten die historische globale Steuerreform von 2021 umsetzen kann. Dadurch
soll letztlich sichergestellt werden, dass alle Unternehmen, unabhangig davon, wo sie ihre Geschafte machen,
fair besteuert werden.

Um auf dem gesamten Binnenmarkt gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewahrleisten, muss die EU als ein-
heitliche Zollunion mit einheitlichen Zo6llen, Normen und Verfahren fur den Umgang mit importierten Waren
fungieren. Auf Waren, die von einem Mitgliedstaat in einen anderen verbracht werden, werden keine Zélle
erhoben.

In der Praxis wird die EU-Zollunion von den nationalen Zollbehérden verwaltet. Sie schiitzen Verbraucher, Tiere
und die Umwelt vor potenziell schddlichen Waren und leisten einen Beitrag zur Bekampfung von organisierter
Kriminalitat, Terrorismus und Schmuggel. Sobald die Waren abgefertigt sind, konnen sie innerhalb Europas frei
zirkulieren oder verkauft werden.

Weitere Informationen: https://taxation-customs.ec.europa.eu/index_de

@EU_Taxud
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https://twitter.com/EU_Taxud
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2FJf0EXJJILSc%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/taxation_customs/index_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs-4/eu-customs-union-facts-and-figures/eu-customs-union-unique-world_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/eu-vat-rules-topic_de
https://vat-one-stop-shop.ec.europa.eu/contact-country_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/communication-business-taxation-21st-century_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/taxation-1/minimum-corporate-taxation_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3582
https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs-4/eu-customs-union-facts-and-figures/eu-customs-union-unique-world_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs-4/union-customs-code/national-customs-administrations_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/role-customs_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs-4/eu-customs-union-facts-and-figures/customs-sees-what-you-dont-and-protects-you_de
https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs-4/eu-customs-union-facts-and-figures/customs-sees-what-you-dont-and-protects-you_de
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Weltraum

.

Die Raumfahrtpolitik der EU trédgt aktiv zur Bekampfung des Klimawandels
bei, fordert technologischen Fortschritt und Innovationen und verbessert
das Leben der EU-Biirgerinnen und -Biirger.

*

* 5 %

*

Weltraumtechnologien, -daten und -dienste sind fur den Alltag in Europa unverzichtbar (z. B. fir die Nutzung
von Mobiltelefonen, Fahrzeugnavigationssystemen und Geldautomaten). Satelliten liefern auBerdem wertvolle
Daten und Dienste fir ein breites Spektrum von Anwendungen, von Verkehr, Landwirtschaft und Umwelt bis hin
zur Krisenreaktion.

Was die EU tut

Die EU verfugt Gber eine wettbewerbsfahige und wachsende
Raumfahrtindustrie im Wert von schatzungsweise fast 62 Mrd.
EUR. Sie beschaftigt mehr als 230 000 Menschen und ist ftr ein
Drittel aller Satelliten verantwortlich, die sich derzeit in der Um-
laufbahn befinden.

Die folgenden Leitinitiativen bieten Tag fur Tag weltraumge-
stltzte Dienste aus Europa an:

Copernicus ist das Erdbeobachtungssystem der EU. Die
von seinen Satelliten generierten Daten werden in vielen
Bereichen genutzt, von der Uberwachung des Klimawandels
und seiner Auswirkungen bis hin zur Navigation fur Notfall-
und humanitare Dienste. Copernicus-Daten werden genutzt,
um Schiffe in Seenot zu lokalisieren und auf Waldbrande,
Erdbeben und Uberschwemmungen zu reagieren. So retten
sie Leben und Eigentum.

Galileo, Europas eigenes globales Satellitennavigationssystem, liefert genaue und zuverlassige Standort-
und Zeitbestimmungsdaten fir alle Arten von Transportmitteln, den Schienen- und Luftverkehr und
andere Bereiche. Dank Galileo sind 3,2 Mrd. Smartphones mit einem sicheren und unabhangigen
Positionierungssystem ausgestattet.

EGNOS, das regionale Satellitennavigationssystem der EU, Gberwacht und korrigiert Satellitennavigations-
signale fur Nutzer in der Luftfahrt, im Seeverkehr und an Land in den meisten Regionen Europas.
426 Flughafen in der EU nutzen bereits EGNOS, um Landungen bei unglinstigen Wetterbedingungen sicherer
zu machen und Verspatungen und Umleitungen zu vermeiden.

Das Weltraumprogramm der EU 2021-2027 verfugt Uber eine Mittelausstattung von 14,9 Mrd. EUR, baut auf
den Erfolgen dieser Initiativen auf und legt den Schwerpunkt auf eine bessere Koordination mit anderen EU-Poli-
tikbereichen. Sein Ziel ist es, den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt zu fordern und die Wettbewerbs-
fahigkeit und Innovationsfahigkeit der europaischen Raumfahrtindustrie zu unterstitzen; dies gilt insbesondere
fur kleine und mittlere Unternehmen, Start-up-Unternehmen und innovative Geschaftsmodelle. Die Kommission
hat auBerdem zwei neue Leitinitiativen vorgeschlagen, um die satellitengestiitzte sichere Konnektivitat und das
Weltraumverkehrsmanagement weiterzuentwickeln.

Uber einzelne EU-Mitgliedstaaten und die Europdische Weltraumorganisation hat die EU im Bereich der Welt-
raumerforschung Technologien von Weltrang entwickelt. Zu diesen Errungenschaften zahlt die Entwicklung neuer
Raketen und Satelliten sowie von Forschungsrobotern fiir Mond und Mars. Zwar ist die Weltraumerforschung von
hoher strategischer und politischer Bedeutung, doch die EU unterstiitzt auch Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die die Geheimnisse des Universums entschlisseln: Im Jahr 2019 zeigten EU-unterstltzte Forscherinnen
und Forscher das erste Foto eines schwarzen Lochs.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-space-policy_en

0 Copernicus EU @defis_eu



https://twitter.com/defis_eu?ref_src=twsrc%5Egoogle%7Ctwcamp%5Eserp%7Ctwgr%5Eauthor
https://www.facebook.com/CopernicusEU
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2F7sMiUd_Ntds%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-space-policy_en
https://www.copernicus.eu/de
https://ec.europa.eu/growth/sectors/space/galileo_en
https://ec.europa.eu/growth/sectors/space/egnos_en
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/european-space-programme_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_22_921
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-space-policy/eu-space-programme/boosting-secure-connectivity_en
https://ec.europa.eu/defence-industry-space/eu-space-policy/eu-space-programme/eu-approach-space-traffic-management_en
http://www.esa.int/ESA
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_19_2053

Internationale Angelegen-
heiten und Sicherheit

Die Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik ermdglicht es der EU, auf
der internationalen Biihne mit einer Stimme zu sprechen, und erlaubt es
den Mitgliedstaaten, sich Herausforderungen zu stellen, die sie allein nicht

losen

konnen. So gewahrleistet die EU die Sicherheit und den Wohlstand

ihrer Biirgerinnen und Biirger.

civilian and nilitary

Die Politik wird vom Hohen Vertreter der Union fir AuBen- und Sicherheitspolitik umgesetzt und vom Europaischen
Auswartigen Dienst, dem diplomatischen Dienst der EU, unterstitzt. Die MaBnahmen der EU im AuBenbereich
werden geleitet von den Grundsatzen, die ihre eigene Entstehung und Entwicklung inspiriert haben und die sie
in der Ubrigen Welt férdern mochte, wie Frieden, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und
Grundfreiheiten.

Was die EU tut

In Zeiten zunehmender und komplexer Sicherheitsbedrohungen
wird der Strategische Kompass der EU fir Sicherheit und Ver-
teidigung die Fahigkeit der EU starken, in den kommenden zehn
‘ng Jahren auf Krisen und Bedrohungen zu reagieren. Der Strategi-
sche Kompass konzentriert sich darauf,

missions & cperations schneller und entschlossener zu handeln, wenn eine Krise
ey ausbricht;
i die Birgerinnen und Burger vor sich rasch wandelnden
S . Bedrohungen zu schiitzen;
in Fahigkeiten und Technologien zu investieren, die die EU
braucht;

Partnerschaften mit anderen einzugehen, um gemeinsame
Ziele zu erreichen.

Die EU unterstitzt von Konflikten und Krisensituationen bedrohte Lander. Mit der Europaischen Friedensfazilitat
dbernimmt die EU mehr Verantwortung als globaler Bereitsteller von Sicherheit. Aus der Fazilitat werden die
gemeinsamen Kosten militarischer Missionen und Operationen im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik sowie Friedenseinsatze in Zusammenarbeit mit Partnern wie der Afrikanischen Union unter-
stUtzt. Die Fazilitat starkt dartber hinaus die Verteidigungskapazitat der Partnerlander sowie regionale und inter-
nationale Organisationen und hat maBgeblich dazu beigetragen, die Ukraine bei ihrer Reaktion auf die militarische
Aggression Russlands zu unterstitzen.

Seit der Invasion der Ukraine durch Russland im Februar 2022 hat die EU ferner Schritte unternommen, um si-
cherzustellen, dass die weltweite Ernahrungssicherheit durch internationale Zusammenarbeit wiedererlangt wird.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind nach wie vor die groBten Geber bei der internationalen Reaktion auf die
Syrien-Krise und unterstiitzen die Menschen in Syrien und der Region seit 2011 durch Investitionen in Héhe von
insgesamt mehr als 27 Mrd. EUR.

Global Gateway ist die neue EU-Investitionsstrategie, mit der intelligente, saubere und sichere Verbindungen ftr
Energie, Verkehr und digitale Infrastruktur geférdert sowie die Gesundheits-, Bildungs- und Forschungssysteme
weltweit gestarkt werden sollen. Die EU, ihre Mitgliedstaaten und ihre Finanzinstitutionen, die gemeinsam als
Team Europa agieren, wollen zwischen 2021 und 2027 6ffentliche und private Investitionen in Héhe von bis zu
300 Mrd. EUR mobilisieren. Global Gateway ist der Beitrag der EU zur Globalen Partnerschaft fur Infrastruktur
und Investitionen der G7.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/strateqy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world_de

o facebook.com/EuropeanExternalActionService @eu_eeas
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https://twitter.com/eu_eeas
https://www.facebook.com/EuropeanExternalActionService
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2F941Peid_JQU%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world_de
https://www.eeas.europa.eu/eeas/about-european-external-action-service_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/21/a-strategic-compass-for-a-stronger-eu-security-and-defence-in-the-next-decade/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/21/a-strategic-compass-for-a-stronger-eu-security-and-defence-in-the-next-decade/
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/stronger-european-defence_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/03/22/eu-sets-up-the-european-peace-facility/
https://www.eeas.europa.eu/eeas/common-security-and-defence-policy_en
https://www.eeas.europa.eu/eeas/common-security-and-defence-policy_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/eu-actions-enhance-global-food-security_de
https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/where/middle-east/syria_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/global-gateway_de
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Internationale
Partnerschaften

Partnerschaften und Entwicklungszusammenarbeit stehen im Zentrum der
EU-AuBlenpolitik. Die EU und ihre Mitgliedstaaten gehoren weltweit zu den
groBten Gebern im Bereich der Entwicklungshilfe.

?.E-J\III\ wa H .

Neben der AuBen-, Sicherheits- und Handelspolitik gehdrt auch die Entwicklungshilfe zu den internationalen
Tatigkeitsbereichen der EU. Sie setzt sich fiir Armutsbekampfung, menschliche Entwicklung, nachhaltiges Wachs-
tum und verantwortungsvolle Regierungsfiihrung ein. Durch die Bildung von Partnerschaften geht sie globale
Herausforderungen wie Klimawandel und Ausbeutung nattrlicher Ressourcen an und steuert irreguldrer Migration
gegen. Die derzeitige Lage erfordert eine starkere multilaterale Ordnung und eine regelbasierte internationale
Zusammenarbeit. Daher unterstiitzt die EU einen wirksamen Multilateralismus und arbeitet mit allen Interessen-

tragern zusammen.

Was die EU tut

Fir die EU sind internationale Partnerschaften eine Investition
in eine tragfahige, nachhaltige und gemeinsame Zukunft. Feder-
fihrend setzt sie sich fir die Agenda 2030 der Vereinten Natio-
nen fur nachhaltige Entwicklung und das Pariser Klimaschutz-
Ubereinkommen ein. Der Europaische Konsens uber die
Entwicklungspolitik zeigt auf, wie die EU mit dem Fokus auf
Mensch, Planet, Wohlstand, Frieden und Partnerschaft die Ziele
fur nachhaltige Entwicklung erreichen kann. Das auswartige
Handeln der EU stitzt sich auf folgende Biindnisse:

Allianzen im Rahmen des Grinen Deals;

Allianzen fir Wissenschaft, Technologie, Innovation und den
digitalen Wandel;

Allianzen fir Nachhaltigkeit bei Wachstumund Beschaftigung,
u. a. durch Investitionen in Bildung und Kompetenzen;
Migrationspartnerschaften;

Regierungsftihrung, Frieden und Sicherheit sowie menschliche Entwicklung — mit besonderem Schwerpunkt
auf Frauen und jungen Menschen.

Die Partnerschaft Afrika-EU bleibt eine wichtige Prioritat der EU.

2020 reagierte die EU rasch auf die Corona-Krise. Team Europa — ein Unterstiitzungspaket aus Mitteln, Expertise
und Instrumenten der EU, Mitgliedstaaten und Finanzinstitutionen — hat den Partnern der EU geholfen, die Aus-
wirkungen der Krise abzufedern. Auch bei der gro3flachigen Bereitstellung von sicheren und wirksamen Impf-
stoffen Ubernimmt die EU eine federfiihrende Rolle. Das Konzept ,Team Europa“ findet nun auch im EU-Haushalt
fur auswartiges Handeln Anwendung: im Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und inter-
nationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt.

Rund 10 % ihres Haushalts stellt die EU fur MaBnahmen im AuBenbereich bereit. Die EU-Delegationen arbeiten
Hand in Hand mit Regierungen, internationalen Organisationen, EU-Landern und dem Privatsektor, um die Unter-
stltzung auf europadischer Ebene zu maximieren. Insgesamt stellten die EU und ihre Mitgliedstaaten im Jahr
2020 Hilfe in Hohe von 66,8 Mrd. EUR bereit.

Die Werte der EU wie Achtung der Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind die Richtschnur ftr
ihr Handeln in der ganzen Welt. Der EU-Aktionsplan fiir Menschenrechte und Demokratie konzentriert sich auf
den Schutz und die Starkung des Einzelnen, den Aufbau von krisenfesten, inklusiven und demokratischen Ge-
sellschaften und den weltweiten Schutz der Menschenrechte. Aufbauend auf dem Aktionsplan fiir die Gleich-
stellung stellt die EU sowohl Gleichstellung als auch die Rolle der Frau ins Zentrum ihrer Arbeit.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/international-partnerships/home_en
https://www.youtube.com/user/EUintheWorld

EUPartnerships/ ®@EU_Partnerships utjl @eu_partnerships/



https://twitter.com/eu_partnerships?lang=en
https://www.facebook.com/EUPartnerships/
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-201094&lg=EN
https://ec.europa.eu/international-partnerships/home_en
https://www.youtube.com/user/EUintheWorld
https://ec.europa.eu/international-partnerships/our-work_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/european-consensus-development_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/european-consensus-development_en
http://www.un.org/sustainabledevelopment/sustainable-development-goals/
http://www.un.org/sustainabledevelopment/sustainable-development-goals/
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/green-deal_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/digital-partnerships_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/sustainable-growth-and-jobs_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/migration-and-forced-displacement_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/human-development-peace-and-governance_en
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/africa-eu-partnership_en
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/76341/coronavirus-latest-news-eu-actions-repatriation-efforts-and-solidarity-stories-around-world_en
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-funding/eu-funding-programmes/global-europe-neighbourhood-development-and-international-cooperation-instrument_de
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/area/geo_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/11/19/council-approves-conclusions-on-the-eu-action-plan-on-human-rights-and-democracy-2020-2024/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2184
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2184
https://www.instagram.com/eu_partnerships/?hl=en

EU—Nachbarschaftspol{_'
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Erweiterung 12

Die EU fordert stabile Demokratien und Volkswirtschaften in den
Nachbarldndern durch den Aufbau maBgeschneiderter Partnerschaften
auf der Grundlage gemeinsamer Interessen und Zusammenarbeit auf
bilateraler oder regionaler Ebene.

Was die EU tut

Die Europaische Nachbarschaftspolitik regelt die Beziehungen

der EU zu 16 ihrer engsten Nachbarn. Im Stiden: Algerien, Agyp-

_ ten, Israel, Jordanien, Libanon, Libyen, Marokko, Palastina*, Sy-

- - rien und Tunesien. Im Osten: Armenien, Aserbaidschan, Belarus,
‘,rf oy : Georgien, Moldau und Ukraine.

Wesentliche Ziele dieser Zusammenarbeit:

Stabilisierung der Nachbarléander durch MaBnahmen in den
Bereichen wirtschaftliche Entwicklung, Beschaftigung und
Chancen fur junge Menschen, Verkehrs- und Energienetze,
Sicherheit und Migration;
Forderung von  Werten wie  verantwortungsvolle
Staatsfihrung, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit  und
Menschenrechte;
Erleichterung der Zusammenarbeit auf regionaler Ebene, beispielsweise im Rahmen der Ostlichen
Partnerschaft und der Union fir den Mittelmeerraum.

Daneben unterhdlt die EU in der Stdlichen Nachbarschaft eine Zusammenarbeit mit ihren Partnern zur Bewal-
tigung von Krisen wie in Syrien oder Libyen sowie zur Regulierung von Migrationsstrémen.

Die Erweiterungspolitik der EU erstreckt sich auf Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo**, Montenegro,
Nordmazedonien, Serbien und die Ttrkei. Die Aussicht auf eine EU-Mitgliedschaft bildet einen starken Anreiz fiir
demokratische und wirtschaftliche Reformen in europdischen Landern, die der EU beitreten mochten. Sie fordert
Versohnung und Stabilitat. Ein europdisches Land kann nur dann ein EU-Mitgliedstaat werden, wenn es demo-
kratische Standards (wie Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschenrechte und Minderheitenschutz) erfiillt, Gber
eine funktionierende Marktwirtschaft verfligt und in der Lage ist, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkraften
innerhalb der EU standzuhalten sowie die mit einer EU-Mitgliedschaft verbundene Verantwortung zu
Ubernehmen.

Die Turkei ist in vielen wichtigen Bereichen ein Partner der EU, doch hat sie sich in den letzten Jahren weiter von
deren Grundwerten und Prinzipien entfernt. Die Beitrittsverhandlungen mit der Tirkei sind daher de facto ein-
gefroren. Die EU hat ein strategisches Interesse an einem stabilen und sicheren Umfeld im 6stlichen Mittelmeer-
raum und an der Entwicklung kooperativer und fir beide Seiten vorteilhafter Beziehungen zur Ttrkei.

2020 hat die EU Hilfe in Héhe von 7,47 Mrd. EUR fir Nachbarschafts- und Erweiterungsregionen bereitgestellt,
um die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie abzumildern. Die EU hat Krisenhilfe geleistet, Forschung, Ge-
sundheits- und Wasserversorgungssysteme untersttitzt und MaBnahmen zur Abfederung der wirtschaftlichen
und sozialen Folgen der Pandemie getroffen.

*

Diese Bezeichnung ist nicht als Anerkennung eines Staates Palastina auszulegen und lasst die Standpunkte der einzelnen
Mitgliedstaaten zu dieser Frage unbertihrt.

** Diese Bezeichnung berihrt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244/1999 des
VN-Sicherheitsrates und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zur Unabhangigkeitserklarung des Kosovos.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/policies/eu-enlargement_de

o EUnear ®eu_near Iml ®@EUnear
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https://twitter.com/eu_near
https://www.facebook.com/EUnear/
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=player.vimeo.com&oriurl=%2F%2Fplayer.vimeo.com%2Fvideo%2F143848064%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/info/policies/eu-enlargement_de
https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/european-neighbourhood-policy_en
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eastern-partnership/
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eastern-partnership/
https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/european-neighbourhood-policy/southern-neighbourhood_en
https://neighbourhood-enlargement.ec.europa.eu/system/files/2022-05/06052022_factsheet_eu_support_syria.pdf
https://ec.europa.eu/trustfundforafrica/index_en
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/enlargement/
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/news_corner/eu-response-to-the-coronavirus-pandemic_en
https://www.instagram.com/eu_near/
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Handel

Die EU ist eine Verfechterin des freien Handels. 35 Millionen Arbeitsplétze in der

EU hédngen direkt oder indirekt mit dem Handel mit Drittstaaten zusammen. Die EU
setzt sich fiir offene regelbasierte Mérkte, gleiche Wettbewerbsbedingungen und die
héchsten internationalen Standards weltweit ein.

Die EU ist die groBte Handelsmacht und eine der offensten Volkswirtschaften der Welt. Ein Drittel des Brutto-
inlandsprodukts der EU hangt vom Handel ab. Prognosen zufolge werden 90 % des kiinftigen Weltwirtschafts-
wachstums auf nichteuropaische Lander entfallen. Internationale Handelsabkommen verhandelt und vereinbart
die EU im Namen ihrer Mitgliedstaaten.

Was die EU tut

Gegenstand der Handelspolitik der EU ist der Handel mit Waren
und Dienstleistungen, darunter fallt aber auch der Handel mit
kommerziellen Aspekten des geistigen Eigentums sowie aus-
landische Direktinvestitionen.

Im Februar 2021 legte die Kommission eine neue EU-Handels-
strategie mit drei zentralen Zielen vor:

Untersttitzung der Erholung und des grundlegenden Wandels
der EU-Wirtschaft im Einklang mit ihren Zielen fdr den
okologischen und digitalen Wandel;

Gestaltung weltweiter Regeln fiir eine nachhaltigere und
fairere Globalisierung;

Starkung der Fahigkeit der EU, ihre Interessen zu verfolgen und ihre Rechte durchzusetzen.

Im Mittelpunkt der Strategie steht der Wille, die Welthandelsorganisation derart zu reformieren, dass diese besser
auf die Herausforderungen des modernen Handels reagieren kann.

Bei der Bekampfung des Klimawandels und der Umweltzerstorung kann die Handelspolitik eine wichtige Rolle
einnehmen. Daher wird die EU fiir eine bessere Umsetzung und Durchsetzung der Kapitel tber nachhaltige Ent-
wicklung in ihren Handelsabkommen sorgen. Im Einzelnen wird die EU vorschlagen, die Einhaltung des Pariser
Klimaschutzibereinkommens zu einem wesentlichen Bestandteil kiinftiger Handels- und Investitionsabkommen
zu machen.

Die EU steht fur einen offenen und fairen Handel und kampft gegen Protektionismus. Sie findet einen Mittelweg
zwischen Offenheit einerseits und dem Schutz der Menschen und Unternehmen vor unlauteren Handelspraktiken
andererseits. Mit dem neu ernannten leitenden Handelsbeauftragten rickt die EU noch starker die Vorteile von
Handelsabkommen fir Unternehmen, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen, und Landwirte in den
Vordergrund und stellt sicher, dass die Handelspartner ihren Verpflichtungen, auch in puncto nachhaltige Ent-
wicklung, nachkommen.

Die EU hat 46 Handelsabkommen mit 78 Partnern in der ganzen Welt geschlossen. Im Jahr 2020 hat die EU ein
neues Abkommen mit Mexiko erzielt; in demselben Jahr trat auch ihr Handelsabkommen mit Vietnam in Kraft.
Das Abkommen mit Japan hatte bereits in seinem ersten Jahr die Ausfuhren der EU angekurbelt: So legten die
Exporte in den ersten zehn Monaten um knapp 7 % zu.

Nach dem Austritt des Vereinigten Kénigreichs aus der EU am 31. Januar 2020 haben die EU und das Vereinigte
Konigreich am 30. Dezember 2020 das Handels- und Kooperationsabkommen zwischen der EU und dem Vereinig-
ten Konigreich unterzeichnet.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/trade_de

@Trade_EU



https://twitter.com/trade_eu
https://www.youtube.com/embed/uN4j4GxUjPA
https://ec.europa.eu/info/topics/trade_de
http://ec.europa.eu/trade/
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2243
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2243
https://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/chief-trade-enforcement-officer/
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-mexico-trade-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-vietnam-agreement/
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-japan-economic-partnership-agreement/index_de.htm
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-uk-agreement/
https://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/eu-uk-agreement/

Humanitare Hilfe und
Katastrophenschutz

Die EU geh6rt zusammen mit ihren Mitgliedstaaten zu den weltweit
groBten Gebern humanitdrer Hilfe. Sie stellt fiir Millionen von Menschen
in der ganzen Welt unverzichtbare Unterstiitzung bereit und koordiniert
Soforthilfe in Europa und dariiber hinaus.

Die EU reagiert hauptsachlich tber zwei Wege auf Krisensituationen und gewahrleistet schnelle und wirksame
Bereitstellung von Nothilfe: humanitare Hilfe und Katastrophenschutz. Die EU verfolgt die folgenden Ziele:

Menschenleben zu retten und zu schiitzen, menschliches Leid zu verhindern und zu lindern sowie die
Unversehrtheit und Wirde der Bevélkerungsgruppen zu wahren, die von Naturkatastrophen und durch
Menschen verursachten Krisen betroffen sind;

rasche Reaktion auf Notsituationen sowohl innerhalb als auch auBerhalb der EU;

Eindammung des Katastrophenrisikos, beispielsweise durch Strategien zur Abmilderung der Folgen des
Klimawandels;

Verbesserung der Katastrophenbereitschaft, beispielsweise durch Friihwarnsysteme;

Sicherstellung eines nahtlosen Ubergangs von SoforthilfemaBnahmen zu Entwicklungshilfestrategien;
Starkung der allgemeinen Widerstandsfahigkeit der Bevolkerung, beispielsweise durch Investitionen in
MafBnahmen, die sie auf magliche kiinftige Katastrophen besser vorbereiten;

Schutz und Sicherung der Zukunft von Kindern, die von Katastrophen betroffen sind.

NEE die EU tut
- h """ In Zusammenarbeit mit einer Vielzahl von Partnern unterstitzt

die EU seit Uber 30 Jahren humanitare Einsatze in 110 Landern.
Im Jahr 2021 stellte die EU mehr als 2,4 Mrd. EUR an humani-
A \l y
EUROPFE EN ION tarer Hilfe bereit. Sie ist in vielen Krisen ein fihrender Geber
humanitarer Hilfe, z. B. durch:

EPS
4

Soforthilfe zur Unterstiitzung von Menschen, die vor der
russischen Invasion in der Ukraine fliehen;

- humanitare Hilfe fur Flichtlinge und Binnenvertriebene in
Bangladesch, Athiopien, Somalia und Jemen;
Soforthilfe fur die vertriebenen Menschen in Syrien und fiir
die Flichtlinge in den angrenzenden Landern;
humanitdare Projekte zur Rettung von Menschenleben
in den am starksten betroffenen Gemeinschaften in der
Zentralafrikanischen Republik und im Stdsudan;

Nothilfe Uber die humanitare Luftbriicke ininstabilen und von Konflikten betroffenen Landern wie Afghanistan.

Dartiber hinaus entsendet die EU im Rahmen ihres Katastrophenschutzverfahrens Hilfsteams und leitet
Hilfsglter an die betroffenen Regionen innerhalb der EU und weltweit weiter, unter anderem durch:

Reaktion auf die COVID-19-Pandemie in Europa und weltweit, z. B. durch Lieferungen von Material zur
Bekampfung der Pandemie Uber rescEU und durch Rickfiihrung von im Ausland gestrandeten EU-
Birgerinnen und -Burgern;

Entsendung von Sachverstandigen und Ausristung in Erdbebengebiete (Haiti) oder in von Vulkanausbrichen
(Tonga) oder Waldbréanden (westlicher Balkan und Mittelmeerraum) betroffene Lander sowie zur Eindammung
des Ebola-Ausbruchs im Jahr 2021 in Guinea;

Bereitstellung von Millionen von Hilfsgtitern (z. B. Erste-Hilfe-Kits, Zelte und Betten) in der Ukraine und den
Nachbarlandern im Rahmen der gréBten Operation seit Einrichtung des Katastrophenschutzverfahrens.

**t*
f : Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/echo/
* ok

o facebook.com/ec.humanitarian.aid @eu_echo
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https://twitter.com/eu_echo
https://www.facebook.com/ec.humanitarian.aid/
https://europa.eu/webtools/crs/iframe?addconsent=youtube.com&oriurl=%2F%2Fwww.youtube.com%2Fembed%2FxQUIvatKKoA%3Fautoplay%3D1
https://ec.europa.eu/echo/
http://ec.europa.eu/echo/what/humanitarian-aid_en
https://ec.europa.eu/echo/what/civil-protection_en
https://ec.europa.eu/echo/where/europe/ukraine_en
https://ec.europa.eu/echo/where/asia-and-pacific/bangladesh_en
https://ec.europa.eu/echo/where/africa/ethiopia_en
https://ec.europa.eu/echo/where/africa/somalia_en
https://ec.europa.eu/echo/where/middle-east/yemen_en
https://ec.europa.eu/echo/where/middle-east/syria_en
https://ec.europa.eu/echo/where/africa/central-african-republic_en
https://ec.europa.eu/echo/where/africa/south-sudan_en
https://ec.europa.eu/echo/what/humanitarian-aid/eu-humanitarian-air-bridge_en
https://ec.europa.eu/echo/where/asia-and-pacific/afghanistan_en
https://ec.europa.eu/echo/what/civil-protection/eu-civil-protection-mechanism_en
https://ec.europa.eu/echo/what/civil-protection/resceu_en
https://ec.europa.eu/echo/news-stories/stories/ensuring-access-safe-water-aftermath-earthquake_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_22_521
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_4064
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Grundrechte

Die EU garantiert eine Reihe von Grundrechten. Sie zu achten ist ein
gemeinsamer Wert der Union und ihrer Mitgliedstaaten, der die EU in ihrem
Inneren wie auch jenseits der Grenzen anleitet.

Die EU ist mehr als nur ein Binnenmarkt fiir Waren und Dienst-
leistungen. Die Europderinnen und Europaer teilen Werte und
Rechte, die in den EU-Vertragen und der Charta der Grundrechte
der EU niedergelegt sind.

Was die EU tut

In der Charta der Grundrechte der EU sind alle personlichen,
burgerlichen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Rechte
der Menschen in der EU verankert. Diese Rechte sind in den EU-
Landern und wo immer das europaische Recht gilt, geschiitzt.
Dazu gehdren die Menschenwdrde, die Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit, das Recht auf Nichtdiskriminierung, das
Asylrecht und das Recht auf ein faires Verfahren.

Dariiber hinaus sind in der Charta bestimmte Rechte im Zusammenhang mit der Unionsbiirgerschaft gemaf den
EU-Vertragen verankert, mit denen den EU-BUrgerinnen und -Burgern Folgendes gewahrt wird:

die Freiheit, in jedes EU-Land zu reisen, dort zu wohnen, zu arbeiten und zu studieren;
das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunal- und EU-Wahlen;

das Recht, eine Petition an das Europaische Parlament zu richten;

das Recht, beim Europaischen Burgerbeauftragten Beschwerde einzulegen;

das Recht auf konsularischen Schutz auBerhalb der EU.

Zum Schutz der Grundrechte gibt es bestimmte EU-Rechtsvorschriften wie die Datenschutzgrundverordnung,
Vorschriften gegen die Diskriminierung aus Grinden der Geschlechtszugehdrigkeit, der Rasse, der ethnischen
Herkunft, der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sowie Gesetze, die Whistle-
blower und die Opfer von Verbrechen schitzen.

Die EU sichert den Schutz der Grundrechte auch durch gezielte politische MaBnahmen und die enge Zusammen-
arbeit mit den Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft. Das betrifft etwa Bereiche wie Hassverbrechen und
Hetze, die Gleichstellung der Geschlechter und die Nichtdiskriminierung, das Zivil- und Strafrecht, die Digitalisie-
rung des Justizwesens, den Datenschutz, die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit sowie die Rechte von Kindern und
Verbrauchern.

Die legislative und politische Arbeit der EU auf dem Gebiet der Grundrechte wird durch das Programm ,Btirger,
Gleichstellung, Rechte und Werte* unterstiitzt.

Mithilfe verschiedener Strategien, die Stereotypen aufbrechen und die Voraussetzungen fur die volle und freie
Teilhabe aller an der europaischen Gesellschaft schaffen sollen, arbeitet die EU auf eine Union der Gleichheit hin.

Aber auch weltweit steht die EU fir die universellen Werte ein. 2021 lancierte sie das 1,5 Mrd. EUR schwere
Programm ,Europa in der Welt — Menschenrechte und Demokratie” mit einer Laufzeit bis 2027. Die EU hat auf3er-
dem eine globale Sanktionsregelung im Bereich der Menschenrechte eingeftihrt, mit der sie weltweit gezielt
schwere MenschenrechtsverstéBe ahnden kann.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/justice-and-fundamental-rights_de
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Justiz und b &
Rechtsstaatlichkeit —

Die EU setzt sich dafiir ein, die einheitliche Anwendung des EU-Rechts

zu gewdbhrleisten, grenziiberschreitende rechtliche Probleme fiir ihre
Biirgerinnen und Biirger zu ldsen und die Rechtsstaatlichkeit zu fordern und
zu wahren.

Die EU mdchte mit einem europaischen Rechtsraum ihren Birgerinnen und Birgern und Unternehmen ermag-
lichen, Rechtsfragen auch in anderen EU-Mitgliedstaaten zu l6sen. Ein grenzen- und nahtloser gemeinsamer
Rechtsraum soll sicherstellen, dass sich die Birgerinnen und Blrger auf ein Biindel an Rechten verlassen kdnnen
und in der ganzen EU Zugang zur Justiz haben.

Was die EU tut

EU-Burgerinnen und -Burger kénnen tberall in der EU leben,
studieren, arbeiten und geschaftstatig sein. Das bedeutet aber
auch, dass sie sich moglicherweise mit den Justizbehorden eines
anderen Mitgliedstaats befassen miissen.

Die EU ist bestrebt, das Vertrauen zwischen den Gerichten und
Verwaltungen der Mitgliedstaaten zu starken, damit sie ihre
Gerichtsentscheidungen gegenseitig anerkennen. Dies ist ins-
besondere fir Zivilverfahren von Bedeutung, bei denen es um
Scheidungen, das Sorgerecht fur Kinder oder Unterhaltsansprii-
che geht.

Die Agentur der Europaischen Union fir justizielle Zusammen-

arbeit in Strafsachen (Eurojust) vereinfacht die Zusammenarbeit
zwischen den nationalen Justizbehorden, um die Bekampfung von schweren Verbrechen wie Korruption, Terroris-
mus, Drogenschmuggel und -handel zu unterstiitzen. Der Europaische Haftbefehl hat beispielsweise langwierige
Auslieferungsverfahren verkurzt, sodass mutmafliche und verurteilte Straftater an das Land ausgeliefert werden
kdénnen, in dem sie vor Gericht gestellt wurden bzw. werden sollen. In der Zwischenzeit soll mit der EU-Strategie
fur die Rechte von Opfern sichergestellt werden, dass alle Opfer von Straftaten in der EU die benétigte Unter-
stltzung und Schutz erhalten.

Der Gerichtshof der Europaischen Union stellt sicher, dass das EU-Recht in allen Mitgliedstaaten in gleicher Weise
angewandt wird. Die EU arbeitet an der Modernisierung ihrer Justizsysteme, um mit dem digitalen Wandel Schritt
zu halten und einen einfacheren und schnelleren Zugang zur Justiz zu gewahrleisten. Die Fortschritte lassen sich
anhand des EU-Justizbarometers verfolgen, das Daten Uber die Effizienz, Qualitat und Unabhangigkeit der natio-
nalen Justizsysteme liefert. Das Europaische Justizportal ist wiederum eine zentrale Anlaufstelle fir alle
Justizangelegenheiten.

Einer der Grundwerte der EU ist die Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt einen angemessenen Rechtsschutz fir alle
Menschen in der EU durch unabhangige und effiziente Justizsysteme sicher. Die Rechtsstaatlichkeit schiitzt auch
alle anderen Werte und ist fur das Funktionieren der EU wesentlich. Sie gewahrleistet die Anwendung des EU-
Rechts und die Effizienz des Binnenmarkts, férdert gegenseitiges Vertrauen und schafft ein unternehmensfreund-
liches Umfeld.

Die EU arbeitet mit den Mitgliedstaaten daran, die Rechtsstaatlichkeit zu wahren und zu starken — und zwar im
Rahmen des Mechanismus zur Uberpriifung der Rechtsstaatlichkeit und durch technische Unterstiitzung und
Finanzierungen von Justizreformen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/upholding-rule-

law/rule-law_de
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Gleichstellung der
Geschlechter

Die Gleichstellung von Frauen und Ménnern ist ein Grundwert der EU, der
bis zu den Romischen Vertrdagen von 1957 zuriickreicht. Die EU setzt sich
auch weiterhin gegen geschlechtsspezifische Diskriminierung und fiir die
Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter ein.

Zwar sollten Frauen in Europa den Mannern gleichgestellt, selbstbestimmt und sicher sein, doch in der Realitat
arbeiten sie weiterhin tiberwiegend in Niedriglohnsektoren, sind in Leitungspositionen in Politik und Wirtschaft
unterreprasentiert und verdienen im EU-Durchschnitt 13 % weniger als Manner. Auch geschlechtsbezogene
Gewalt und Belastigung sind immer noch weit verbreitet.

Was die EU tut

Im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter stitzt sich die
Arbeit der EU auf die Strategie fiir die Gleichstellung der Ge-
schlechter 2020-2025. Ihre Ziele sind die Beendigung ge-
schlechterbezogener Gewalt, die Bekampfung von Geschlechter-
stereotypen, die Verringerung der geschlechtsbedingten
Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt und die Verwirklichung ei-
nes ausgewogenen Verhaltnisses der Geschlechter in Entschei-
dungsprozessen und in der Politik. Die Strategie baut auf den
EU-Initiativen zur Geschlechtergerechtigkeit der letzten Jahr-

#StopViolenceAgainstWomen zehnte auf.

.

*

* 5 %

*

Zur Durchsetzung des in den Romischen Vertragen festgelegten

Grundsatzes des gleichen Lohns fur gleiche Arbeit hat die Kom-
mission MaBnahmen zur Lohntransparenz vorgeschlagen, darunter fir groBe Unternehmen Berichterstattungs-
pflichten im Hinblick auf geschlechtsspezifisches Lohngefalle. Zudem werden Arbeitnehmer kiinftig Anspruch
auf Entschadigung fur Lohndiskriminierung haben.

Gewalt gegen Frauen ist eine der hartnackigsten Formen geschlechtsspezifischer Diskriminierung in Europa. Die
Kommission hat neue EU-weite Vorschriften zur Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und von hduslicher Ge-
walt vorgeschlagen, mit denen die Bestrafung der Tater und der Schutz der Frauen — auch online — verstarkt
werden sollen. Alle Mitgliedstaaten und die EU selbst haben das Ubereinkommen des Europarates zur Verhiitung
und Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt (auch bekannt als ,Istanbulkonvention®)
unterzeichnet.

Die EU mochte auBerdem Frauen helfen, die glaserne Decke in Politik und Wirtschaft zu durchbrechen und ihre
Teilhabe an der digitalen Wirtschaft verstarken. Insbesondere versucht die Kommission, eine ausgewogenere
Vertretung von Frauen und Mannern in den Leitungsorganen der gréBten borsennotierten Unternehmen in der
EU zu erreichen.

Im Leben geht es aber nicht nur um Arbeit und Geld. Die Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben
trat im Juli 2019 in Kraft und musste von den Mitgliedstaaten bis August 2022 umgesetzt werden. Mit ihr werden
neue Rechte eingefiihrt, um eine ausgewogenere Aufteilung der Betreuungspflichten zwischen Frauen und Man-
nern zu verwirklichen. Dazu gehdren Vaterschafts-, Eltern- und Pflegeurlaub sowie flexible Arbeitsregelungen fur
Eltern und pflegende Angehorige.

Weltweit setzt sich die EU mit ihrem Aktionsplan fur die Gleichstellung I fir die Verbesserung der Lebensbe-
dingungen von Madchen und Frauen ein. Damit erhalt die Gleichstellung auch eine auBenpolitische Dimension,
zum Beispiel in Bereichen wie Entwicklungszusammenarbeit und Handelsverhandlungen. Die EU war auch feder-
fuhrend bei den Verhandlungen zur Aufnahme der Ziele der Geschlechtergleichstellung in die Agenda 2030 der
Vereinten Nationen fur nachhaltige Entwicklung.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality_de
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Rassismus und
Gleichstellung

.

Die EU will gewahrleisten, dass alle Menschen ungeachtet ihrer Herkunft
in den Genuss der Grundrechte, der Freiheiten und der gleichberechtigten
Teilnahme an der Gesellschaft kommen.

*

* 5 %

*

Auch wenn die Diskriminierung aus Griinden der rassischen oder ethnischen Herkunft in der EU verboten ist, gibt
es weiter Rassismus und Rassendiskriminierung. Die EU bekampft Rassismus und Intoleranz auf ganzer Linie.

Was die EU tut

Konkret bekampft die EU Rassismus und Diskriminierung mit
ihrem Aktionsplan gegen Rassismus 2020-2025 und der Be-
rufung ihrer ersten Rassismus-Beauftragten iberhaupt.

Die EU lehnt alle Formen von Rassismus und Intoleranz strikt
ab und verurteilt sie aufs Scharfste. Der Aktionsplan gegen Ras-
sismus umfasst eine Reihe von MaBnahmen, um

Rassismus und Rassendiskriminierung gesetzlich und
dartiber hinaus zu bekampfen und sicherzustellen, dass das
‘n a & X EU-Recht zur Verfolgung von Hetze und Hasskriminalitat —
- auch online — tatsachlich umgesetzt wird;

konsequenter gegen strukturellen Rassismus vorzugehen;
Menschen mit rassischem oder ethnischem Minderheitenhintergrund mehr Gehor zu verschaffen und Akteure
auf allen Ebenen zusammenzufiihren, um gemeinsam ein Leben ohne Rassismus und Diskriminierung fiir
alle aufzubauen;

Mittel fir den Aufbauinklusiver Gesellschaften und die Forderung von Toleranz und Pluralismus bereitzustellen;
die Diversitat des Personals der Kommission zu férdern und fur alle ein Arbeitsumfeld ohne Diskriminierung
zu schaffen, ungeachtet ihrer rassischen oder ethnischen Herkunft oder ihrer Hautfarbe.

Eine Ungleichbehandlung aufgrund der rassischen oder ethnischen Herkunft ist — auch am Arbeitsplatz — nach
der Richtlinie zur Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse, nach der Gleichbehandlungsrichtlinie fir den
Bereich Beschaftigung und nach der EU-Grundrechtecharta verboten.

Mittel zur Bekampfung spezifischer Formen von Rassismus existieren bereits. Mit der EU-Strategie zur Bekamp-
fung von Antisemitismus sollen samtliche Formen des Antisemitismus unterbunden und jldisches Leben sowie
Holocaust-Gedenken und -Aufarbeitung gepflegt werden. Ein weiterer strategischer Rahmen betrifft die Férderung
der Gleichstellung der Roma.

Die Opferschutzrichtlinie beschiitzt die Opfer von Hasskriminalitat. Die EU-Strategie fir die Rechte von Opfern
(2020-2025) soll sicherstellen, dass allen Opfern von Verbrechen Unterstiitzung und Schutz gewahrt wird, egal,
wo in der EU die Tat begangen wurde.

Die EU setzt sich auch fur die Verhinderung und Bekampfung der Verbreitung von Hassbotschaften im Internet
ein und schiitzt dabei stets die Meinungsfreiheit. Der Verhaltenskodex fur die Bekampfung illegaler Hassreden
im Internet von 2016 gibt Nutzern die Méglichkeit, Online-Hassreden zu melden, und erméglicht es Plattformen,
illegale oder schadliche Inhalte zeitnah zu Uberpriifen und zu l6schen.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-
discrimination/racism-and-xenophobia_en

0 facebook.com/EUJustice @EU_Justice

41

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: RASSISMUS UND GLEICHSTELLUNG


https://twitter.com/eu_justice?lang=en
https://www.facebook.com/EUJustice/
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-182046&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/eu-anti-racism-action-plan-2020-2025_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/commissions-coordinator-combating-racism_en
https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/framework-decision-on-combating-certain-forms-and-expressions-of-racism-and-xenophobia-by-means-of-criminal-law.html
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/combating-hate-speech-and-hate-crime_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/tackling-discrimination/eu-funding-combat-discrimination_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/combating-antisemitism/eu-strategy-combating-antisemitism-and-fostering-jewish-life-2021-2030_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/combating-antisemitism/eu-strategy-combating-antisemitism-and-fostering-jewish-life-2021-2030_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1813
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/criminal-justice/protecting-victims-rights/victims-rights-eu_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/criminal-justice/protecting-victims-rights/eu-strategy-victims-rights-2020-2025_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/criminal-justice/protecting-victims-rights/eu-strategy-victims-rights-2020-2025_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_en

42

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: GLEICHSTELLUNG VON LGBTIQ

Gleichstellung &
A

\vielg

LGBTIQ -

Die EU garantiert ihren Biirgerinnen und Biirgern eine Reihe von
Grundrechten und schiitzt sie vor Diskriminierung. Das betrifft auch die
Mitglieder der LGBTIQ-Community.

> 000242

Rund 76 % der befragten Europaer/-innen stimmten 2019 zu, dass schwule, lesbische oder bisexuelle Personen
die gleichen Rechte wie heterosexuelle Menschen haben sollten. Dennoch kommt es vor, dass Lesben, Schwule,
bi-, trans- und intersexuelle sowie queere Personen (LGBTIQ) in vielen Lebensbereichen weiter diskriminiert
werden oder Hetze und Gewalt ausgesetzt sind.

Was die EU tut

2020 nahm die Kommission ihre erste Strategie fiir die Gleich-
stellung von LGBTIQ-Personen an, mit der Fragen der Diskrimi-
nierung, Sicherheit, Inklusivitat und Gleichstellung angegangen
werden.

Diese Strategie baut auf einer mehr als 20-jahrigen Tatigkeit
auf EU-Ebene auf. Seit 1999 verfiigt die EU tber die Befugnis,
in Fallen von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung
tatig zu werden. Die Tatigkeit der EU umfasst:

die Rahmenrichtlinie zur Gleichbehandlung in Beschaftigung
und Beruf, welche alle EU-Lander verpflichtet, Rechtsschutz
vor Diskriminierung und Belastigung aufgrund der sexuellen
Ausrichtung in Bezug auf Bewerbungen, Befdrderung,
Ausbildung, Arbeitsbedingungen sowie Entgelt und
Entlassung zu bieten;

die Neufassung der Richtlinie Uber die Geschlechtergleichstellung, welche Transgender-Personen im
Berufsleben vor Diskriminierung aufgrund einer Geschlechtsumwandlung schiitzt, und die Richtlinie zur
geschlechtlichen Gleichstellung im Bereich der sozialen Sicherheit, die Menschen vor Diskriminierung im
Bereich der sozialen Sicherheit schitzt;

die Richtlinie Uber die Rechte von Opfern, die eine Reihe verbindlicher Rechte fiir Opfer von Hetze und Gewalt
geschaffen und die EU-Lander dazu verpflichtet hat, fir ihre Umsetzung zu sorgen.

In vielen Landern der Welt werden gleichgeschlechtliche Beziehungen weiter unter Strafe gestellt und
LGBTIQ-Personen kaum geschiitzt. Die EU ermutigt andere Lander, dafiir zu sorgen, dass die sexuelle Ausrichtung,
die Geschlechtsidentitat oder sexuelle Merkmale keine Griinde fiir Gewalt oder strafrechtliche Sanktionen sind.

AuBerdem ist die EU weltweit ein wichtiger Geldgeber fir Projekte zur Bekampfung der Diskriminierung von
Menschen, vor allem Uber das Europaische Instrument fiir Demokratie und Menschenrechte. Seit 2016 hat sie
entsprechende Projekte in Asien, Afrika, Lateinamerika und Osteuropa unterstiitzt. Im Jahr 2018 richtete die EU
einen neuen Fonds ein, um Aktivistinnen und Aktivisten sowie Organisationen in Bereichen zu unterstitzen, in
denen LGBTIQ-Personen einem groBeren Diskriminierungsrisiko ausgesetzt sind.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/
combatting-discrimination/lesbian-gay-bi-trans-and-intersex-equality_en
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31979L0007
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https://twitter.com/eu_eeas/status/1118821985281290241

Menschen mit
Behinderung

Die EU fordert die aktive Inklusion und volle Teilhabe an Wirtschaft und
Gesellschaft auch fiir Menschen mit Behinderungen und schiitzt sie vor
Diskriminierung und Gewalt.

Rund 87 Millionen Menschen in der EU haben irgendeine Form der Behinderung. Sie haben dieselben Rechte und
Grundfreiheiten wie alle anderen Menschen, darunter das Recht auf Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung
sowie auf Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch. Die EU setzt sich daftr ein, ein barrierefreies Europa
zu gestalten, in dem Menschen mit Behinderungen ihre Rechte in vollem Umfang wahrnehmen kénnen.

Was die EU tut

Die EU und alle ihre Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen tber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (UNCPRD). Die Charta der Grund-
rechte der Europaischen Union und die EU-Vertrage verpflichten
die EU auBerdem dazu, Strategien zur Verteidigung der Rechte
und BedUirfnisse von Menschen mit Behinderungen zu férdern.

Die Strategie fur die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen 2021-2030 bezieht sich auf das UN-Ubereinkommen und
baut sowohl auf ihrer Vorversion als auch auf der Europaischen
Sdule sozialer Rechte auf. Ihre konkreten Initiativen gewahr-
leisten, dass Menschen mit Behinderungen Folgendes kdnnen:

ihr Recht auf Freizligigkeit wahrnehmen wie alle anderen — der europaische Parkausweis und der EU-
Behindertenausweis wurden bereits in acht Mitgliedstaaten eingefiihrt und erleichtern die gegenseitige
Anerkennung des Behindertenstatus und der Sonderrechte zwischen EU-Mitgliedstaaten;

aufgrund spezifischer MaBnahmen zur Verbesserung ihrer Beschaftigungsmdglichkeiten einfacher einen
Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten;

unabhangig leben, wo immer und mit wem immer sie wlinschen — das Ressourcenzentrum ,AccessibleEU"
wird dazu beitragen, den Zugang zu Transportmitteln, Gebauden, Informationen, audiovisuellen Medien und
Kommunikationstechnologien zu verbessern;

sich in Wirtschaft und Gesellschaft einbringen und vor Diskriminierung und Gewalt geschitzt sein — die
Strategie soll auBerdem Chancengleichheit und gleichberechtigten Zugang in den Bereichen Justiz, Bildung,
Kultur, Sport und Tourismus gewahrleisten.

In den letzten Jahren konnte durch eine Reihe von EU-Initiativen und -Rechtsakten das Leben von Menschen
mit Behinderungen in Europa deutlich verbessert werden. So wurden mit dem Europdischen Rechtsakt zur Bar-
rierefreiheit verpflichtende Anforderungen an die Zuganglichkeit fir bestimmte Schliisselprodukte und -dienst-
leistungen festgelegt. AuBerdem gibt es besondere Vorschriften zum Schutz vor Diskriminierung und fir die
Gleichbehandlung in Beschaftigung und Beruf.

Die EU setzt sich auBerdem daftr ein, die Gesellschaft fiir die Herausforderungen zu sensibilisieren, denen sich
Menschen mit Behinderungen im Alltag stellen miissen, und fordert Hilfsmittel, die ihnen das Leben erleichtern.
Jedes Jahr wird Anfang Dezember der Europaische Tag der Menschen mit Behinderungen begangen, um der
breiten Offentlichkeit das Thema Behinderungen naher zu bringen. Mit dem ,Access City Award“ fir barrierefreie
Stadte wird jedes Jahr eine Stadt ausgezeichnet, die sich besonders fiir die Zuganglichkeit eingesetzt hat.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=1137&langld=de

0 facebook.com/socialeurope @EU_Social
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44

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: MENSCHEN UBER 50

25
Menschen o 4
Uber 50 W

.

Die EU tut alles, damit die Menschen moglichst lange ein gesundes, aktives
und selbstbestimmtes Leben fiihren kdnnen. Sie erganzt die MaBnahmen der
Mitgliedstaaten in Bereichen wie Beschiftigung, Gesundheit und Bildung und
koordiniert gemeinsame MaBnahmen zu Epidemien.

*

* 3 %

*

Die demografischen Trends deuten auf eine starke Zunahme des Anteils dlterer Menschen an der EU-Bevoélkerung
in den kommenden Jahrzehnten hin. Das Griinbuch zur Bevélkerungsalterung der Kommission hat eine Debatte
Uber die Herausforderungen und Chancen einer alternden Gesellschaft in Europa angestoBen. Die EU-Lander
setzen sich mit den Auswirkungen des Alterns auseinander, indem sie die Bildungs- und Qualifikationssysteme
verbessern, ein langeres und erfillteres Erwerbsleben fordern und Reformen des Sozialschutzes, einschlieBlich
Altersversorgung und Pflege, vorantreiben.

Was die EU tut

Die EU hat daftr gesorgt, dass Arbeitgeber Menschen nicht auf-
grund ihres Alters diskriminieren durfen. Das Europaische Netz
nationaler Gleichbehandlungsstellen gewahrleistet, dass die
EU-Vorschriften tber Gleichheit und Nichtdiskriminierung EU-
weit einheitlich angewandt werden.

EU-Initiativen wie die Europaische Kompetenzagenda, der Pakt
fir Kompetenzen und der Aktionsplan fir digitale Bildung helfen
Menschen bei der Anpassung an eine sich verdndernde Arbeits-
welt. Durch den Europaischen Sozialfonds Plus finanzierte Pro-
..|I| e x jekte verhelfen jedes Jahr Millionen Europaerinnen und Europa-
ern zu neuen Kompetenzen und besseren Jobs.

Ganz egal, ob es um die beruflichen Aufstiegschancen oder die

personliche Weiterentwicklung geht: Man lernt nie aus. Eras-
mus+ bietet Menschen tber 50 eine Vielzahl von Gelegenheiten — von Schulungskursen und Ausbildung am
Arbeitsplatz bis hin zu EU-finanzierten Projekten.

EURES, das europaische Netzwerk fiir berufliche Mobilitat, hilft bei der Suche nach einer Beschaftigung in einem
anderen Mitgliedstaat, wahrend die EU-Regeln die Koordinierung der nationalen Sozialversicherungssysteme
erleichtern und die Rechte von Menschen schtitzen, die innerhalb Europas umziehen oder in Rente gehen.

Eine neue freiwillige Altersvorsorge, das Paneuropdische Private Pensionsprodukt (PEPP), bietet den Menschen
jetzt eine groBere Auswahl und ermoglicht ihnen, Riicklagen im selben Produkt zu bilden, auch wenn sie in ein
anderes EU-Land ziehen. Alle drei Jahre veroffentlicht die Kommission einen Bericht Uber die gegenwartige und
kinftige Angemessenheit der Alterseinkommen in den Mitgliedstaaten. Die EU wird durch die Strategie fir die
Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030 dazu beitragen, Licken im Sozialschutz von Menschen
mit Behinderungen einschlieBlich ihrer Altersversorgung zu schlieBen.

Die EU ist in vielen verschiedenen Bereichen tatig, wie der Forderung einer gesunden Lebensweise, der Unter-
stltzung von effektiveren und tragfahigeren Gesundheitsdienstleistungen, der Pravention von Krankheiten und
der Intensivierung der Krebsbekampfung.

Die EU fordert Nichtregierungsorganisationen, die sich fir das Recht auf faire Behandlung und gegen Altersdis-
kriminierung einsetzen. Hierzu gehort beispielsweise die AGE Platform Europe.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/social/home.jsp?langld=de

o facebook.com/socialeurope @EU_Social
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Die EU ist entschlossen, die 2020er-Jahre zur digitalen Dekade Europas
zu machen. Digitale Technologien sollen allen zugutekommen und zu
Klimaneutralitét bis 2050 beitragen. AuBerdem will die EU Europas
Fiihrungsrolle in der digitalen Wirtschaft ausbauen.
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Digitale Technik ist aus unserem Leben nicht mehr wegzudenken. Mehr noch: Ohne sie hatten wir in der Corona-
krise kaum in Kontakt bleiben und mit Home-Office und Home-Schooling das Berufs- und Bildungsleben am
Laufen halten kénnen. Auch im Kampf gegen den Klimawandel sind digitale Technologien — etwa intelligente
Energie- und Verkehrssysteme — wichtige Verblndete.

Was die EU tut

Den Weg fur den digitalen Wandel hat die EU durch konkrete
MaBnahmen mit greifbarem Nutzen schon bereitet. So hat sie:

zusatzliche Roaminggebtihren abgeschafft, die vorher bei
der Handynutzung im Ausland anfielen;

den Zugang zu Online-Inhalten auch auf Reisen in der EU
ermoglicht;

strenge EU-Datenschutzvorschriften eingefthrt;
kostenloses WLAN an 6ffentlichen Hotspots in der gesamten
EU gefordert;

neue Vorschriften zur Verbesserung der Barrierefreiheit von
Behorden-Websites flir Menschen mit Behinderung erlassen;
Falschmeldungen und Desinformation im Internet den
Kampf angesagt.

Nun hat sie eine digitale Strategie vorgeschlagen, um mit digitalen Losungen noch mehr fiir Menschen, Unter-
nehmen und unseren Planeten zu erreichen. Darin steckt sie drei Hauptziele: Ausrichtung der Technologie auf
das Wohl der Menschen, eine faire und wettbewerbsorientierte Wirtschaft und eine offene, demokratische und
nachhaltige Gesellschaft.

Die Kommission hat ein umfassendes Regelwerk fr Online-Plattformen in der EU vorgelegt, um die Grundrechte
der Burger/-innen im Internet zu schitzen, schadliche Praktiken zu unterbinden und Innovationen zu férdern. Die
Strategie erstreckt sich dariiber hinaus von Cybersicherheit und Daten bis hin zu digitaler Bildung und Demokratie.
In ihrem digitalen Kompass Ubertragt die Kommission die Vision der EU ftir 2030 in konkrete Ziele. Die Wahrung
der Werte der EU sowie der Grundrechte und Sicherheit steht dabei im Mittelpunkt.

Uber das Programm , Digitales Europa“ werden von 2021 bis 2027 tiber 7,5 Mrd. EUR bereitgestellt. Damit sollen
Investitionen in Bereichen wie Hochleistungsrechentechnik, kiinstliche Intelligenz und digitale Kompetenzen
angekurbelt werden. Das Programm zielt auBerdem auf die breite Nutzung digitaler Technologien in Wirtschaft
und Gesellschaft ab, etwa durch digitale Innovationszentren.

Der digitale Wandel wird auch durch andere Programme wie Horizont Europa gefordert, das einen Schwerpunkt
auf Forschung und die technologische Entwicklung sowie die digitalen Aspekte der Fazilitat ,Connecting Europe®
legt. Im Rahmen des Aufbaufonds NextGenerationEU sollen die Mitgliedstaaten auBerdem 20 % ihrer Finanz-
hilfen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat fiir den digitalen Wandel bereitstellen.

Weitere Informationen: https://digital-strategy.ec.europa.eu/en

0 Digital EU

@DigitalEU
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Sicheres Internet

Make sure your information is

Die EU-Vorschriften zum Schutz von Daten und der Privatsphare sind die
strengsten weltweit. Sie tragen dazu bei, dass das Online-Umfeld fiir Biirgerinnen
und Biirger und Unternehmen gleichermaBen sicher und fair ist und dass Menschen,
insbesondere Kinder, vor illegalen und schadlichen Inhalten geschiitzt werden.
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Das rasche Wachstum der Online-Dienste in den letzten Jahren hat den Europderinnen und Europaern viele
Vorteile gebracht, birgt aber auch potenzielle neue Risiken. Aus diesem Grund arbeitet die EU unablassig daran,
sicherzustellen, dass ihre Rechtsvorschriften mit dem digitalen Wandel Schritt halten und dass das, was offline
illegal ist, auch im Internet illegal ist.

Was die EU tut

Der Schutz personenbezogener Daten und der Privatsphdre ge-
g hort zu den Grundrechten in der EU. Seit Jahrzehnten wendet
r'ElIElblE. die EU hohe Standards ftr Datenschutz und den Schutz der
Privatsphare an. Dank EU-Recht genief3en die Menschen be-
stimmte Rechte in Bezug auf den Datenschutz und die Vertrau-
lichkeit der Kommunikation. Organisationen, die Daten verarbei-
ten, mussen diese Rechte wahren. So garantiert die
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) den Menschen als
Antwort auf die Realitaten des Internets durchsetzbare Rechte,
3 darunter das Recht auf Vergessenwerden.

Parallel dazu tbernimmt die EU eine flihrende Rolle bei den
Bemuhungen, die digitale Welt zu einem sicheren Ort zu machen. Die Cybersicherheitsstrategie soll die kollektive
Abwehrfahigkeit der EU gegen Cyberbedrohungen starken, damit alle Biirgerinnen und Burger und Unternehmen
von vertrauenswiirdigen und zuverlassigen Diensten und digitalen Maglichkeiten profitieren kénnen.

Die Kommission bekampft die Verbreitung von Desinformation und Falschinformationen im Internet, um den
Schutz der europaischen Werte und demokratischen Systeme sicherzustellen. Zu den Initiativen gehdren der
Aktionsplan und der Verhaltenskodex zur Bekampfung von Falschmeldungen und Desinformation; der Europaische
Aktionsplan fur Demokratie und die Europaische Beobachtungsstelle fur digitale Medien.

Der Verhaltenskodex zur Bekampfung illegaler Hassreden im Internet soll sicherstellen, dass Antrage auf Ent-
fernung rassistischer und fremdenfeindlicher Inhalte rasch bearbeitet werden. Konzerne wie Facebook, Twitter,
Instagram und Snapchat haben sich verpflichtet, den GroBteil dieser Antrage innerhalb von 24 Stunden zu prtifen
und den Inhalt gegebenenfalls zu entfernen.

Die Sicherheit von Kindern im Internet ist von herausragender Bedeutung. Die europdische Strategie fir ein
besseres Internet fir Kinder war in den meisten Mitgliedstaaten wegweisend fur die nationalen Strategien und
hat weltweit MaB3stabe fur Schutz und Befahigung von Kindern im Internet gesetzt. Das von der EU finanzierte
Netz von Safer-Internet-Zentren tragt dazu bei, das Bewusstsein fiir die Sicherheit im Internet zu scharfen und
die Teilhabe von Kindern zu fordern. Neue Bestimmungen Uber audiovisuelle Mediendienste verpflichten Video-
Sharing-Plattformen, Vorkehrungen zur Beschrankung des Zugangs von Kindern zu schadlichen Online-Inhalten
zu treffen, und im Vorschlag fur ein Gesetz Uber digitale Dienste sind besondere Verpflichtungen zur Abwehr
groBerer Gefahren fir das Wohlergehen von Kindern vorgesehen. Dartiber hinaus hat die Kommission eine EU-
Strategie fur eine wirksamere Bekampfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern vorgelegt.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/
shaping-europe-digital-future_de

@BetterNet4EU @safeinternetday



https://twitter.com/betternet4eu
https://twitter.com/safeinternetday
https://www.facebook.com/plugins/video.php?href=https%3A%2F%2Fwww.facebook.com%2FEuropeanCommission%2Fvideos%2Ffighting-disinformation-about-coronavirus%2F244833766703815%2F&width=380&show_text=false&height=214&appId
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/shaping-europe-digital-future_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/shaping-europe-digital-future_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:12012P/TXT
https://edps.europa.eu/data-protection/data-protection/legislation_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-topic/data-protection/eu-data-protection-rules_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-topic/data-protection/reform/rights-citizens_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2391
https://ec.europa.eu/info/publications/action-plan-disinformation-commission-contribution-european-council-13-14-december-2018_de
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/code-practice-disinformation
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/european-democracy-action-plan_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/european-democracy-action-plan_de
https://edmo.eu/
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_de
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/better-internet-kids
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/better-internet-kids
https://www.betterinternetforkids.eu/en/policy/bikmap
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/avmsd
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2347
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1380
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1380

Burgerbeteiligung

und

Demokratie

Die EU fordert Transparenz und demokratische Teilhabe in einem gerechten
europdischen System und schafft Moglichkeiten fiir Biirgerinnen und Biirger,
sich am Entscheidungsprozess der EU zu beteiligen.

In der EU qilt der Grundsatz der reprasentativen Demokratie: Die Burgerinnen und Burger sind auf EU-Ebene
direkt im Europaischen Parlament vertreten, die Mitgliedstaaten im Europaischen Rat und im Rat der Europaischen
Union. Die EU schiitzt die Demokratie in Europa, férdert freie und faire Wahlen und wahrt das Wahlrecht der
EU-Burgerinnen und -Burger.

Was die EU tut

Bei den Wahlen zum Europaischen Parlament 2019 wurde mit
Uber 50 % die hochste Wahlbeteiligung seit 20 Jahren erzielt -
ein gesundes Mal3 an demokratischer Teilhabe, das den Mit-
sprachewillen der Burgerinnen und Blrger unter Beweis
stellte.

In ihrem Streben nach mehr Burgerndhe organisierte die EU
daraufhin die Konferenz zur Zukunft Europas — jeder und jede
Einzelne bekam die Chance, sich zur Arbeit der EU zu duBBern
und gehort zu werden. Die einjahrige Initiative gab Gelegenheit
zum Ideen- und Erwartungsaustausch in einer Reihe von Blrger-
foren und Debatten.

Die EU-Burgerinnen und -Burger haben mehrere Maglichkeiten zur Teilhabe am EU-Entscheidungsprozess. Ihre
Meinung zahlt - hier kénnen Birgerinnen und Burger und Unternehmen zu neuen Strategien und bestehenden
EU-Rechtsvorschriften Stellung nehmen. Mit einer Europaischen Biirgerinitiative kénnen sie die Kommission zum
Handeln in Bereichen auffordern, die in ihren Zustandigkeitsbereich fallen. Dazu benétigen sie 1 Million Unter-
schriften aus mindestens sieben Mitgliedstaaten. Burgerdialoge bieten die Gelegenheit, EU-Entscheidungstragemn
Fragen zu stellen, selbst Vorschlage zu machen und Bedenken zu auBern.

Durch die Forderung freier und fairer Wahlen, die Bekampfung von Desinformation und die Starkung der Medien-
freiheit erhoht der Europaische Aktionsplan fiir Demokratie die Burgerteilhabe und sichert die Demokratie in der
EU. In diesem Zusammenhang hat die Kommission konkrete MaBnahmen vorgeschlagen, um die Sicherheit von
Journalisten und Medienschaffenden zu gewahrleisten und sie vor missbrauchlichen Klagen zu schiitzen.

Die Kommission hat vorgeschlagen, mit neuen Vorschriften fir eine groBere Transparenz bezahlter politischer
Werbung zu sorgen, die in den letzten Jahren bei Kampagnen in der EU stark an Bedeutung gewonnen hat. Sie
hat ferner vorgeschlagen, die geltenden EU-Vorschriften tUber die Finanzierung politischer Parteien in der EU und
das Wahlrecht mobiler EU-Burgerinnen und -Burger zu aktualisieren. Die Kommission berichtet alle drei Jahre
Uber die erzielten Fortschritte auf dem Weg zu einer echten Unionsbtirgerschaft und tiber neue Prioritaten fur
die kommenden Jahre auf dem Gebiet der Unionsburgerrechte.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/
new-push-european-democracy_de
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https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:12012P/TXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:12012P/TXT
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/conference-future-europe_de
https://futureu.europa.eu/assemblies/citizens-panels?locale=de
https://futureu.europa.eu/assemblies/citizens-panels?locale=de
https://futureu.europa.eu/?locale=de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say_de
https://europa.eu/citizens-initiative/_de
https://ec.europa.eu/info/about-european-commission/get-involved/citizens-dialogues_de
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/online-disinformation
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/european-democracy-action-plan_de
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/library/recommendation-protection-safety-and-empowerment-journalists
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2652
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_6118
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2395
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/eu-citizenship/eu-citizenship_de

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: DER EU-HAUSHALT

Der EU-Haushalt

Im EU-Haushalt werden die Mittel bereitgestellt, die die EU fiir die Verwirklichung
ihrer politischen Ziele benétigt. Indem sie ihre Ressourcen auf EU-Ebene biindeln,
konnen die Mitgliedstaaten gemeinsam mehr erreichen und grenziiberschreitende
Herausforderungen angehen, zum Beispiel den Klimawandel oder die COVID-19-
Pandemie.

Der EU-Haushalt besteht aus langfristigen Planen, die sieben Jahre abdecken. Das Europdische Parlament und
die EU-Mitgliedstaaten im Rat entscheiden tber jeden einzelnen Jahreshaushalt auf der Grundlage eines Vor-
schlags der Kommission. Der EU-Jahreshaushalt belief sich im Jahr 2022 auf etwa 170 Mrd. EUR. Dies ist absolut
gesehen eine groBe Summe, macht jedoch nur 1 % der jahrlichen Wirtschaftsleistung der EU aus. Weniger als
7 % davon sind Verwaltungsausgaben.

Der EU-Haushalt wird hauptsdachlich aus Einktnften aus Zéllen, Beitragen auf der Grundlage der Mehrwertsteuer
(MwsSt.), Beitragen auf der Grundlage der Menge nicht recycelter Verpackungsabfalle aus Kunststoff und einer
Direktabgabe der EU-Mitgliedstaaten auf der Grundlage des Bruttonationaleinkommens finanziert. Um den
Missbrauch von EU-Geldern zu verhindern, fihrt das Europdische Amt fur Betrugsbekampfung unabhangige
Untersuchungen zu Korruption, Betrug und anderen illegalen Aktivitaten hinsichtlich der EU-Finanzmittel durch
und entwickelt fiir die Kommission politische MaBnahmen zur Betrugsbekampfung.

Was die EU tut

Der EU-Haushalt stand im Zentrum der Bewaltigung der
COVID-19-Krise: Ein Paket von 2 Billionen EUR wurde fur damit
verbundene Investitionen zur Verfligung gestellt. Der Haushalt
besteht aus dem langfristigen EU-Haushalt fiir den Zeitraum
2021-2027 mit einer Mittelausstattung von 1 211 Mrd. EUR,
erganzt durch 807 Mrd. EUR aus einem zeitlich befristeten Ins-
trument zur Ankurbelung der wirtschaftlichen Erholung, genannt
NextGenerationEU. Die Mittel aus diesem Instrument werden
. zur Unterstitzung der wirtschaftlichen Erholung Europas und
|> 0:00 / 0:45 zum Ubergang zu einer modernen, nachhaltigen und resilienten
Union verwendet. Zur Finanzierung des Aufbauinstruments
NextGenerationEU wird die EU Gelder auf den Kapitalmarkten
aufnehmen. Diese aufgenommenen Mittel werden Uber einen langen Zeitraum, bis 2058, zurtickgezahlt. Zur
Unterstiitzung der Riickzahlungen priift die EU neue Einnahmeguellen fur den EU-Haushalt.

Zum Beispiel konnte die EU aus dem EU-Haushalt Vorabfinanzierungen fiir Vereinbarungen mit Pharmaunter-
nehmen dber Abnahmegarantien fur COVID-19-Impfstoffe leisten. So sicherte sie der EU etwa 4,2 Mrd.
Impfdosen.

Im Jahr 2022 wurde nach der Invasion Russlands in die Ukraine der EU-Haushalt fir Soforthilfe und Unterstiitzung
an den Grenzen und in den EU-Mitgliedstaaten mobilisiert, um die humanitaren Auswirkungen des Krieges zu
lindern.

* K %
*
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https://twitter.com/EU_Budget
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-207523&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget_de
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https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/long-term-eu-budget/2021-2027/revenue/own-resources_de
https://ec.europa.eu/anti-fraud/index_de
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/d3e77637-a963-11eb-9585-01aa75ed71a1/language-en
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/eu-borrower-investor-relations_en?msclkid=bc8591a9ac4111ec92e8ac6d1c39d7de
https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/eu-borrower-investor-relations_en?msclkid=bc8591a9ac4111ec92e8ac6d1c39d7de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/eu-solidarity-ukraine_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/eu-solidarity-ukraine/eu-assistance-ukraine_de

Migration

und

Asyl

Die Migrations- und Asylpolitik der EU hilft Europa, sich den
Herausforderungen der Migration auf wirksame Weise zu stellen.

> o000/330

Die EU will irrequlare Migration und Schleuserkriminalitat bekampfen, Leben retten, die EU-AuBengrenzen sichern
und zugleich nach wie vor qualifizierte und talentierte Arbeitskrafte anwerben.

Dank der von der EU zur Sicherung ihrer AuBengrenzen und zur Steuerung der Migration ergriffenen Manahmen
ist die Zahl der irregularen Einreisen seit 2015 um fast 90 % zurtickgegangen.

Was die EU tut

Aufbauend auf den seit 2016 erzielten Fortschritten wird mit
dem Vorschlag der Kommmission aus dem Jahr 2020 zu einem
neuen Migrations- und Asylpaket ein wirksames System fur die
Migrationssteuerung und den Umgang mit irregularen Einreisen,
auch in Krisenzeiten, geschaffen. Der neue Rahmen wird die
faire Verteilung von Verantwortung und Solidaritat zwischen
den Mitgliedstaaten gewahrleisten und gleichzeitig den einzel-
nen Antragstellerinnen und Antragstellern Sicherheit bieten.

Das Paket gewahrleistet, dass wirklich schutzbedurftige Perso-
nen ein Bleiberecht in der EU haben, wahrend die erste EU-Stra-
tegie fur freiwillige Rickkehr und Wiedereingliederung darauf
abzielt, nicht aufenthaltsberechtigte Personen dabei zu unter-
stlitzen, freiwillig in ihr Herkunftsland zurtickzukehren und dort Chancen wahrzunehmen.

Eine neue Politik der legalen Migration verfolgt das Ziel, Personen mit neuen Qualifikationen und Talenten, die
der Wirtschaft der EU zugutekommen, anzuwerben, die Zusammenarbeit mit Nicht-EU-Landern zu starken und
das Migrationsmanagement insgesamt langfristig zu verbessern.

Integration und Inklusion sind von zentraler Bedeutung fur Menschen, die nach Europa kommen, lokale Gemein-
schaften, das langfristige Wohlergehen unserer Gesellschaft und die Stabilitat unserer Volkswirtschaften. Inte-
grationspolitik fallt in erster Linie in die Zustandigkeit der Mitgliedstaaten, doch die EU verstarkt ihre MaBnahmen
in diesem Bereich. Ziel des Aktionsplans fr Integration und Inklusion 2021-2027 ist Inklusion fir alle durch
besseren Zugang zu Arbeitsplatzen, Gesundheitsversorgung, Wohnraum und Bildung.

Die verstdrkte Bekampfung der Schleuserkriminalitat stellt eine gemeinsame Herausforderung fur die EU, ihre
Mitgliedstaaten und ihre Partnerlander dar. Seit 2015 wurden im Rahmen von Operationen der EU und der Mit-
gliedstaaten auf See mehr als 650 000 Leben gerettet. Der neue EU-Aktionsplan gegen die Schleusung von
Migranten enthalt MaBnahmen zur Bekampfung und Verhinderung von Schleuserkriminalitat in Zusammenarbeit
mit Partnerlandern.

Die EU ist ein Schutzraum fir Menschen, die vor Verfolgung oder schwerem Leid in ihrem Herkunftsland fliehen.
Nach dem russischen Einmarsch in die Ukraine im Februar 2022 hat die EU rasch reagiert und Menschen, die vor
dem Krieg fliehen, direkte Unterstiitzung angeboten, unter anderem auch vortibergehenden Schutz in der EU.
Durch die Regelung fur voribergehenden Schutz erhalten die Menschen Rechte wie eine Aufenthaltserlaubnis,
Zugang zum Arbeitsmarkt, zu Wohnraum und zur Gesundheitsversorgung sowie Bildungszugang fur Kinder.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum_en
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https://twitter.com/EUHomeAffairs
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-221753&lg=INT/EN
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum_en
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/new-pact-migration-and-asylum_de
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/new-eu-strategy-voluntary-return-and-reintegration-2021-04-22_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/new-eu-strategy-voluntary-return-and-reintegration-2021-04-22_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum/legal-migration-and-integration_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum/legal-migration-and-integration/integration/action-plan-integration-and-inclusion_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum/irregular-migration-and-return/migrant-smuggling_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum/irregular-migration-and-return/migrant-smuggling_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum/migration-management/migration-management-welcoming-refugees-ukraine_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/migration-and-asylum/common-european-asylum-system/temporary-protection_en
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Der

Raum

Schengen-

Die EU bietet mehr als 425 Millionen Menschen in 26 Landern sowie
Drittstaatsangehdrigen, die in der Union leben oder sie als Touristen,
Austauschstudierende oder Geschéftsreisende besuchen, grenzenlose
Reisefreiheit.

Mit dem Schengener Abkommen wurden die Grenzkontrollen zwischen vielen EU-Mitgliedstaaten schrittweise
abgeschafft. Heute leben fast 1,7 Millionen Menschen in einem Schengen-Staat und arbeiten in einem anderen,
und 3,5 Millionen reisen taglich zwischen den Schengen-Staaten hin und her. Der Schengen-Raum tragt auch
zum Funktionieren des Binnenmarktes bei, indem er den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr ermaglicht.

Was die EU tut

Seit 1985 ist der Schengen-Raum gewachsen und umfasst heu-
te fast alle EU-Lander (auBer Bulgarien, Irland, Kroatien, Ruma-
nien und Zypern) sowie vier Nicht-EU-Staaten (Island, Lichten-
stein, Norwegen und die Schweiz).

The Schengen ar~a iz the largest free Die Abschaffung der Binnengrenzen darf jedoch nicht zulasten
- der Sicherheit gehen. Da an den Binnengrenzen keine Uberprii-

travel area in the WOI‘ld, fung mehr stattfindet, haben sich die Schengen-Staaten zu-
covering 26 countries sammengetan, um die Sicherheit durch straffere Kontrollen an

* Kk

*
f : Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/schengen-borders-and-visa_de
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den AuBengrenzen auf der Grundlage gemeinsamer Regeln zu
verbessern.

Die operative Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungs-

behdrden der Mitgliedstaaten ist entscheidend fiir die Sicherheit
im Innern der EU. Eines der wichtigsten Instrumente ist hierbei das Schengener Informationssystem, mit dem
Daten zu polizeilich gesuchten oder vermissten Personen und Objekten in Echtzeit ausgetauscht werden
kénnen.

2017 fuhrte die EU neue Vorschriften fir einen verstarkten Abgleich samtlicher tber die AuBengrenzen einrei-
sender Personen — auch der EU-Burger/-innen — mit einschlagigen Datenbanken ein, um sicherzugehen, dass sie
nicht die innere Sicherheit und die 6ffentliche Ordnung geféhrden. Ende 2023 wird ein neues System zur Vorab-
kontrolle von Reisenden eingefihrt, die von auBerhalb der EU kommen und kein Visum fir den Besuch im
Schengen-Raum benétigen. Das Europaische Reiseinformations- und -genehmigungssystem (ETIAS) wird auch
fur Bulgarien, Kroatien, Rumanien und Zypern gelten. Es wird zur SchlieBung bestehender Sicherheitsinformations-
licken beitragen und Reisenden an den Grenzen Verzégerungen ersparen.

Aufbauend auf den Lehren aus der COVID-19-Pandemie sollen die vorgeschlagenen neuen Vorschriften sicher-
stellen, dass Kontrollen an den Binnengrenzen nur als allerletztes Mittel eingeftihrt werden. In diesem Zusam-
menhang werden auch gemeinsame Instrumente ftr ein wirkungsvolleres Management an den AuBengrenzen
im Fall einer 6ffentlichen Gesundheitskrise eingefihrt.

Die Europaische Agentur fur die Grenz- und Kuistenwache (Frontex) spielt beim Schutz der EU-AuBengrenzen und
beim Umgang mit der Migration eine wichtige Rolle. Der erste Einsatz der neuen standigen Reserve der Agentur
begann am 1. Januar 2021. Sie wird ihre volle Kapazitat von 10 000 Beamten 2027 erreichen.
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INnneres und

Burgersicherheit ¥

Die Europdische Union setzt sich fiir die Sicherheit aller Menschen in der
EU ein — in der realen und in der digitalen Welt sowie in allen Teilen der
Gesellschaft.

> 0007057

Unsere Freiheit und Sicherheit sind Uberall in der EU geschiitzt — darauf sollten sich alle Europaerinnen und Euro-
paer verlassen konnen. Die Mitgliedstaaten, Agenturen und Partner der EU setzen sich gemeinsam fir die Sicher-
heit der Burgerinnen und Bdrger ein, raumen Bedrohungen aus und bekampfen Kriminalitat, wahrend die EU
Strategien entwickelt und Instrumente bereitstellt, die ihnen die Zusammenarbeit erleichtern.

Was die EU tut

Die neue EU-Strategie fur eine Sicherheitsunion 2020-2025
konzentriert sich auf drei Schwerpunktbereiche:

Bekampfung der organisierten Kriminalitat und des
Menschenhandels;

Bekampfung von Terrorismus und Radikalisierung sowie
Bekampfung der Cyberkriminalitat.

Das organisierte Verbrechen verursacht enorme Kosten fr die
Opfer, aber auch fur die Wirtschaft; die Schatzungen der jahr-
lichen Verluste reichen von 218 Mrd. EUR bis 282 Mrd. EUR pro
Jahr. Die EU verstarkt ihre Bemiihungen in diesem Bereich unter
anderem durch eine neue EU-Strategie zur Bekampfung der
organisierten Kriminalitat, die EU-Drogenstrategie 2021-2025, einen EU-Aktionsplan gegen den unerlaubten
Handel mit Feuerwaffen und EU-Strategien zur Bekampfung von Menschenhandel und Kindesmissbrauch.

Mit ihrer neuen Agenda fiir Terrorismusbekampfung will die Kommission verstarkt gegen terroristische Bedro-
hungen vorgehen, um sie besser zu antizipieren und zu verhindern sowie davor zu schiitzen und darauf zu re-
agieren. Mit einem Legislativpaket sollen die EU-Vorschriften zur Bekampfung von Geldwasche und Terrorismus-
finanzierung verscharft werden. Die EU sorgt auch fur die Pravention von Radikalisierung. Ab dem 7. Juni 2022
mussen Internetunternehmen terroristische Inhalte aus dem Internet entfernen, und zwar innerhalb von einer
Stunde nach einer entsprechenden Anordnung der nationalen Behorden.

Die Agentur der Europaischen Union fur die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol) wird
in allen Bereichen von Kriminalitat und Terrorismus tdtig und arbeitet zusammen mit EU-Partnerlandern auBer-
halb der EU und internationalen Organisationen. Die Agentur der Europaischen Union fir justizielle Zusammen-
arbeit in Strafsachen (Eurojust) erleichtert die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Justizbehorden bei der
Bekampfung schwerer organisierter Kriminalitat. Dank des Europdischen Haftbefehls gehéren langwierige Aus-
lieferungsverfahren zur Rtckfuhrung mutmaBlicher oder verurteilter Straftater in das Land, in dem sie vor Gericht
gestellt werden oder wurden, der Vergangenheit an.

Die EU bekampft alle Aspekte der Cyberkriminalitat. Die neue Cybersicherheitsstrategie der EU soll sicherstellen,
dass alle Biirger und Unternehmen vertrauenswiirdige und zuverlassige Dienste und digitale Tools vorfinden und
uneingeschrankt nutzen kdnnen. Mit dem EU-Rechtsakt zur Cybersicherheit wird die Abwehr der EU gegen grof3
angelegte grenziiberschreitende Cyberkriminalitat gestarkt.

Zur Starkung der AuBengrenzen der EU miissen alle einschlagigen Parteien beitragen, darunter die verstarkte
Europaische Agentur fir die Grenz- und Kistenwache (Frontex) und die Zollunion. Der Austausch von Daten und
Informationen Uber die Informationssysteme der EU wird eine effizientere Abfertigung an den EU-AuBengrenzen
gewabhrleisten.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/internal-security_de
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/law-enforcement-cooperation_de

@EUHomeAffairs
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https://twitter.com/EUHomeAffairs
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-193444&lg=INT
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/internal-security_de
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/law-enforcement-cooperation_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1596452256370&uri=CELEX:52020DC0605
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_1662
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/18/council-approves-the-eu-drugs-strategy-for-2021-2025/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0608&qid=1634899342887
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0608&qid=1634899342887
https://ec.europa.eu/anti-trafficking/eu-strategy-combatting-trafficking-human-beings-2021-2025_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/internal-security/child-sexual-abuse_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0795&qid=1631885972581
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_3690
https://ec.europa.eu/home-affairs/policies/internal-security/counter-terrorism-and-radicalisation/prevention-radicalisation_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32021R0784
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/03/16/terrorist-content-online-council-adopts-new-rules/
https://www.europol.europa.eu/
http://www.eurojust.europa.eu/Pages/home.aspx
https://ec.europa.eu/info/law/cross-border-cases/judicial-cooperation/types-judicial-cooperation/european-arrest-warrant_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_2391
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/eu-cybersecurity-act
https://frontex.europa.eu/de/
https://taxation-customs.ec.europa.eu/customs-4/eu-customs-union-facts-and-figures_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/05/14/interoperability-between-eu-information-systems-council-adopts-regulations/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/05/14/interoperability-between-eu-information-systems-council-adopts-regulations/

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: ALLGEMEINE UND BERUFLICHE BILDUNG

Allgemeine und
berufliche Bildung

Die EU tragt dazu bei, die Qualitét der Bildung zu verbessern, indem sie die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fordert und unterstiitzt

und nationale MaBnahmen ergdnzt. Erasmus+ bietet Personen jeden Alters
zahlreiche Méglichkeiten, zu studieren, sich weiterzubilden, Berufserfahrung zu
sammeln und an AustauschmaBnahmen teilzunehmen.

Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung sind der Schltssel fur die Zukunft der Menschen. Die EU
und ihre Mitgliedstaaten arbeiten daran, Bildungsergebnisse zu verbessern, die Zahl der friihzeitigen Schul- und
Ausbildungsabganger zu verringern, Qualifikationslticken zu schlieBen und sicherzustellen, dass alle Europaerin-
nen und Europaer die Vorteile des 6kologischen und des digitalen Wandels nutzen kénnen.

Was die EU tut

Zwar sind die EU-Lander selbst fur ihre Systeme der allgemeinen
und beruflichen Bildung zustandig, doch die EU unterstiitzt sie
durch den Austausch bewdhrter Verfahren, die Festlegung von
Zielen und Standards und die Bereitstellung von Finanzmitteln
und Fachkenntnissen dabei, eine hochwertige Bildung
anzubieten.

Die EU setzt sich fiir die Schaffung eines Européischen Bildungs-
raums ein, der Lernhemmnisse beseitigen und den Zugang zu

1 ! hochwertiger Bildung fir alle verbessern soll. Die Initiative er-
D> oo/ 120 : ql X streckt sich auf alle Bildungsebenen und konzentriert sich auf
folgende Kernthemen:

mehr Chancengleichheit und Qualitat in der allgemeinen und beruflichen Bildung;
Unterstiitzung von Lehrkraften, Ausbildenden und Schulleitungen;

Forderung der Entwicklung digitaler Kompetenzen bei allen Birgerinnen und Birgern;
Foérderung von Initiativen im Bereich Bildung fir den Klimaschutz;

Ausbau der Zusammenarbeit mit Landern in der ganzen Welt.

Der Aktionsplan fir digitale Bildung (2021-2027) baut auf den Erfahrungen aus der COVID-19-Pandemie auf
und zielt darauf ab, die digitalen Kompetenzen zu starken und die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der
Anpassungen ihrer Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung an das digitale Zeitalter zu untersttitzen.
Die Europaische Kompetenzagenda will den Menschen dabei helfen, Kompetenzen zu erwerben, die sie fur die
sich wandelnde Arbeitswelt bendtigen, und definiert ehrgeizige Ziele fur Weiterbildung und Umschulung bis 2025.

Erasmus+, das EU-Programm fur allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport, fordert Mobilitat und
Lernen fur alle. Erasmus+ ist mit insgesamt 28 Mrd. EUR ausgestattet, also doppelt so viel wie im vorangegan-
genen Programmzeitraum, und wird im Zeitraum 2021-2027 mehr als 10 Millionen Menschen ermdglichen, im
Ausland zu studieren, sich weiterzubilden, Berufserfahrung zu sammeln oder Freiwilligenarbeit zu leisten. Die
Initiative DiscoverEU, die nun Teil des Programms Erasmus+ ist, ermdglicht 18-Jahrigen, mit einem kostenlosen
Travel-Pass die EU zu erkunden. Im Zuge dieser Erfahrung konnten bereits mehr als 130 000 junge Menschen
mehr Uber die europaische Kultur und Geschichte erfahren, neue Freundschaften schlieBen und ihre Sprachkennt-
nisse verbessern.

Das gezielte Mobilitatsprogramm von EURES unterstitzt Gber 18-Jahrige bei der Suche nach einem Arbeits- oder
Ausbildungsplatz in anderen Mitgliedstaaten; die Initiative Europass hilft Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
die sich im Ausland bewerben, ihre Kompetenzen und Qualifikationen in einem europaweit standardisierten
Format darzustellen.

*
f :' Weitere Informationen: https://education.ec.europa.eu/
* ok

o facebook.com/EUErasmusPlusProgramme @EUErasmusPlus



https://twitter.com/EUErasmusPlus
https://www.facebook.com/EUErasmusPlusProgramme
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-206507&lg=INT
https://education.ec.europa.eu/de
https://ec.europa.eu/education/education-in-the-eu/european-education-area_de
https://ec.europa.eu/education/education-in-the-eu/european-education-area_de
https://education.ec.europa.eu/focus-topics/digital-education/about/digital-education-action-plan
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://erasmus-plus.ec.europa.eu/
https://europa.eu/youth/go-abroad/volunteering_de
https://europa.eu/youth/node/76141_de
https://ec.europa.eu/eures/public/eures-services/eures-targeted-mobility-scheme_de
http://europass.cedefop.europa.eu/

Jugend

Die Jugendpolitik und die Jugendprogramme der EU sollen mehr
Chancengleichheit fiir junge Menschen im Bildungswesen und auf dem
Arbeitsmarkt schaffen und sicherstellen, dass sich junge Menschen aktiv in
allen Bereichen der Gesellschaft einbringen kénnen.

Die EU unterstiitzt und erganzt die MaBnahmen der Mitgliedstaaten durch ihre MaBnahmen fiir junge Menschen,
z. B. in den Bereichen Bildung und Beschaftigung, und fordert die Zusammenarbeit zwischen den
EU-Mitgliedstaaten.

Was die EU tut

Die EU-Jugendstrategie bildet den Rahmen fir die jugendpoliti-
sche Zusammenarbeit in der EU bis 2027. Sie zielt darauf ab,

die personliche Entwicklung und das personliche

Wachstum junger Menschen zu unterstiitzen und sie mit

Lebenskompetenzen auszustatten:;

junge Menschen zu ermutigen, sich durch Identifizierung mit

den Werten der EU und einer europdischen Identitat als aktive

und solidarische Burgerinnen und Burger fUr einen positiven
Wandel einzusetzen;

--'ll ¢ x politische Entscheidungen bezlglich ihrer Auswirkungen

auf junge Menschen in allen Bereichen, insbesondere

Beschaftigung, Bildung, Gesundheit und soziale Inklusion, zu

verbessern;

zur Beseitigung der Jugendarmut und aller Formen von Diskriminierung beizutragen und die soziale Inklusion

junger Menschen zu fordern.

Junge Menschen stehen im Fokus der EU-Politik, von NextGenerationEU tiber den europaischen Griinen Deal bis hin
zur Digitalen Dekade. Das Jahr 2022 wurde zum Europaischen Jahr der Jugend ausgerufen, um die Wertschatzung,
Unterstiitzung und Einbindung junger Menschen, insbesondere derjenigen mit geringeren Chancen, zum Ausdruck
zu bringen.

Die EU fuhrt verschiedene Programme und Initiativen durch, um jungen Menschen zu helfen, aktiver an der Gesell-
schaft teilzuhaben und von personlichen Erfahrungen in einem anderen Land zu profitieren.

Erasmus+ ist das EU-Programm zur Férderung von allgemeiner und beruflicher Bildung, Jugend und Sport in Europa.
Mit einer Mittelausstattung von mehr als 28 Mrd. EUR ermdglicht es mehr als 10 Millionen Menschen im Zeitraum
2021-2027, durch Studien- und Bildungsaufenthalte, Praktika, Jugendaustauschprojekte, Lehr- und Fortbildungs-
aktivitaten, Jugendarbeit und sportliche Aktivitaten Kenntnisse und Fahigkeiten zu erwerben.

Die Jugendgarantie unterstiitzt die Jugendbeschaftigung, indem sie sicherstellt, dass alle jungen Menschen unter
30 Jahren innerhalb von vier Monaten, nachdem sie die Schule verlassen haben oder arbeitslos geworden sind, ein
hochwertiges Angebot fiir einen Arbeitsplatz, eine Ausbildungsstelle, ein Praktikum oder eine Weiterbildung erhalten.
Die neue Initiative ,Aim, Learn, Master, Achieve* (ALMA — Anvisieren, Lernen, Meistern, Ankommen) wird benachtei-
ligte junge Menschen unterstiitzen, indem sie ihnen die Moglichkeit bietet, Berufserfahrung in einem anderen Mit-
gliedstaat zu sammeln.

Mit einem Gesamtbudget von mehr als 1 Mrd. EUR fiir den Zeitraum 2021-2027 wird das neue Programm fUr das
Europaische Solidaritatskorps rund 270 000 jungen Menschen die Mdglichkeit bieten, durch Freiwilligentatigkeit zur
Bewaltigung gesellschaftlicher und humanitarer Herausforderungen beizutragen.

Das Europdische Jugendportal bietet Informationen zu Initiativen wie DiscoverEU, und der EU-Jugenddialog gibt
politischen Entscheidungstragern direkten Einblick in die Ansichten junger Menschen zu den sie betreffenden poli-
tischen Fragen.

Die Europaische Jugendwoche findet abwechselnd mit dem Europaischen Jugendevent alle zwei Jahre statt.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/policies/youth_de#policies

0 facebook.com/EuropeanYouthEU/ @EuropeanYouthEU

WAS DIE EUROPAISCHE UNION TUT: JUGEND


https://twitter.com/EuropeanYouthEU
https://www.facebook.com/EuropeanYouthEU/
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-224357&lg=EN
https://ec.europa.eu/info/policies/youth_en
https://europa.eu/youth/strategy_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/europes-digital-decade-digital-targets-2030_de
https://europa.eu/youth/year-of-youth_de
https://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/node_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1079&langId=de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1036
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1549&langId=de
https://europa.eu/youth/solidarity_de
https://europa.eu/youth/home_de
https://europa.eu/youth/discovereu_de
https://europa.eu/youth/get-involved/eu-youth-dialogue/what-eu-youth-dialogue_de
https://europa.eu/youth/week_de
https://european-youth-event.europarl.europa.eu/de/
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Kultur, Medien
und Sport

.

Die EU ist bestrebt, das gemeinsame kulturelle Erbe Europas zu bewahren
und zugéanglich zu machen. Sie fordert die Kunst und die Kultur- und
Kreativbranche in der EU iiber das Programm ,, Kreatives Europa“ sowie den
Sport durch das Programm Erasmus+.

*

* 5 %

*

Kultur und Kreativitat gehoren zu den Grundfesten des Projekts Europa. Sie stehen im Zentrum der Kulturpolitik
der EU. Das reiche Kulturerbe Europas und seine dynamische Kultur- und Kreativbranche bedeuten fir Millionen
von Menschen eine enorme Bereicherung, bereiten ihnen Freude und vermitteln ein Identitatsgefuhl.

Sport und kérperliche Aktivitdt sind wesentlicher Teil des Lebens von Millionen europaischen Biirgerinnen und
Birgern. Sport férdert nicht nur die Gesundheit und das Wohlbefinden, sondern kann auch Probleme wie Rassis-
mus, soziale Ausgrenzung und Ungleichheit zwischen den Geschlechtern bekampfen.

Was die EU tut

Die EU ist bestrebt, das Kulturerbe und die kulturelle Vielfalt von
Europa in allen Landern zu schiitzen und daftr zu sorgen, dass
die Kultur- und Kreativbranche einen wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Beitrag leisten kann. Die EU-Politik hilft bei der
Bewaltigung gemeinsamer Herausforderungen oder bei der
Innovationsférderung in der Kulturbranche. Die neue europai-
sche Agenda fur Kultur sieht konkrete MaBBnahmen vor, um das
volle Potenzial der Kultur auszuschopfen.

Das mit 2,4 Mrd. EUR ausgestattete Programm ,Kreatives Euro-

a & X pa“ 2021-2027 soll die europaische Kultur- und Kreativbranche

starken und die Erholung von der COVID-19-Pandemie fordern.

Weitere Férdermittel des Programms flieBen in Initiativen wie

die Vergabe von EU-Preisen fiir Werke in den Bereichen kulturelles Erbe, Architektur, Literatur und Musik, das

Europaische Kulturerbe-Siegel und die Kulturhauptstadte Europas. Der Aktionsbereich MEDIA unterstiitzt die

Entwicklung, die Verbreitung und die Bekanntmachung audiovisueller Werke, darunter Filme, Serien, Videospiele

und immersive Inhalte. Die EU mdchte mit ihrer audiovisuellen und Medienpolitik den europdischen audiovisuellen
Sektor starken und Inhalte fiir die Burgerinnen und Burger in der EU leichter zuganglich machen.

Digitale Technologien bieten neue Maglichkeiten, kulturelle Inhalte zu bewahren und weiterzuverwenden und sie
allen Zielgruppen zuganglich zu machen. Zusatzlich kann dank der digitalen Plattform Europeana in mehr als
4000 Museen, Galerien, Bibliotheken und Archiven in ganz Europa ein vielfaltiges kulturelles Erbe erkundet
werden.

Die EU konzentriert sich auf Sport als Mittel, das der Gesundheit dient, das Gemeinschaftsgefiihl starkt und die
soziale Eingliederung und die Chancengleichheit fordert.

Erasmus+ kofinanziert Initiativen, die zur Entwicklung, zum Austausch und zur Umsetzung innovativer Ideen und
Verfahren zur Férderung des Breitensports beitragen. 2020 unterstitzte die EU 315 Projekte zu den Themen
Gesundheit, soziale Inklusion und Integritat im Sport. Mit den #Belnclusive-Sportpreisen werden Organisationen
ausgezeichnet, die den Sport zur sozialen Eingliederung benachteiligter Gruppen nutzen. Die Européische Woche
des Sports soll die europaischen Biirgerinnen und Biirger zu sportlicher Aktivitat im Alltag anhalten.

Weitere Informationen: https://ec.europa.eu/info/topics/culture-and-media_de
https://ec.europa.eu/info/topics/sport_de

@Europe_creative, @EUsport



https://culture.ec.europa.eu/de/policies/strategic-framework-for-the-eus-cultural-policy
https://culture.ec.europa.eu/de/policies/strategic-framework-for-the-eus-cultural-policy
https://ec.europa.eu/programmes/creative-europe/
https://ec.europa.eu/programmes/creative-europe/
https://culture.ec.europa.eu/de/cultural-heritage/initiatives-and-success-stories/european-heritage-awards
https://culture.ec.europa.eu/cultural-and-creative-sectors/architecture/eu-prize-for-contemporary-architecture-mies-van-der-rohe-award
https://culture.ec.europa.eu/cultural-and-creative-sectors/books-and-publishing/european-union-prize-for-literature
https://culture.ec.europa.eu/cultural-and-creative-sectors/music/eu-prize-for-popular-and-contemporary-music
https://culture.ec.europa.eu/de/cultural-heritage/initiatives-and-success-stories/european-heritage-label
https://culture.ec.europa.eu/policies/culture-in-cities-and-regions/european-capitals-of-culture
https://culture.ec.europa.eu/de/creative-europe/creative-europe-media-strand
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/maap-implementation
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/cultural-heritage
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/europeana
http://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/node_de
https://ec.europa.eu/sport/be-inclusive_en
https://ec.europa.eu/sport/week_en
https://ec.europa.eu/sport/week_en
https://ec.europa.eu/info/topics/culture-and-media_de
https://ec.europa.eu/info/topics/sport_de
https://twitter.com/europe_creative
https://twitter.com/eusport
https://audiovisual.ec.europa.eu/embed/index.html?ref=I-206508&lg=INT
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ie Europaische Union

scheidungen

t d MalBnahmen ergreift

s spater einigte sich die EU auf den Vertrag Uber
litat, Koordinierung und Steuerung in der Wirt-
ts- und Wahrungsurnon einen ZW|schen5taatl|—

ren Steuerung des Euro-Raums dient.

An der Beschlussfassung in der EU sind mehrere EU-
Organe beteiligt, insbesondere:

der U und ihren Mitglied-

staaten geregelt Bei jedem Beitritt eines neuen Mit- * das Europdische @é“
gliedstaats zur EU werden die Vertrage angepasst. Parlament, Eurupalsches—ParIament

Gelegentlich werden auch Anderungen an den Ver-

tréagen vorgenommen, um die EU-Organe zu reformie- —
ren und der EU neue Zustandigkeiten zu ibertragen. » der Europaische Rat, E-

» — Europaischer Rat
Der letzte Anderungsvertrag, der Vertrag von Lissa- ——
bon, trat am 1. Dezember 2009 in Kraft. Die friheren e der Rq‘tAder _ e
Vertrage wurden in das derzeit geltende konsolidierte Européischen Union §- Rat der
Vertragswerk tberfihrt, das den Vertrag tber die (Rat) und = Europischen Uni
Europaische Union und den Vertrag Uber die Arbeits- — \
weise der Europaischen Union umfasst. » die Europaische ; §

Kommission. el

Kommission

Ebenfalls beteiligt sind die beratenden Einrichtungen
(der Europaische Wirtschafts- und Sozialausschuss
und der Europaische Ausschuss der Regionen) sowie
die nationalen Parlamente.
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http://europa.eu/rapid/press-release_DOC-12-2_en.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_DOC-12-2_en.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_DOC-12-2_en.htm
https://www.europarl.europa.eu/portal/de
https://www.europarl.europa.eu/portal/de
http://www.consilium.europa.eu/de/european-council/
http://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/
http://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/
http://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/
https://ec.europa.eu/commission/index_de
https://ec.europa.eu/commission/index_de
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WIE DIE EUROPAISCHE UNION ENTSCHEIDUNGEN TRIFFT UND MASSNAHMEN ERGREIFT

Grundsatzlich legt der Europdische Rat die politische
Agenda der EU fest, wahrend die Europaische Kom-
mission Vorschlage fur neue Rechtsvorschriften vor-
legt, Gber deren Annahme das Europaische Parlament
und der Rat (auch ,Rat der Europdischen Union®) ent-
scheiden. Fur die Durchfthrung dieser Rechtsvor-
schriften sind dann die Mitgliedstaaten und die be-
troffene EU-Institution bzw. die betroffenen
EU-Institutionen zustandig.

Das Europdische Parlament

Das Europaische Parlament wird von den Burgerinnen
und Birgern der EU alle funf Jahre direkt gewahlt.
Jeder Mitgliedstaat wahlt eine bestimmte Anzahl von
Mitgliedern des Europaischen Parlaments (MdEP). Die
Sitze werden unter den Mitgliedstaaten entsprechend
ihrem Anteil an der EU-Bevélkerung aufgeteilt. Ta-
gungsorte des Parlaments sind Brussel und StraB3-
burg. Derzeit ist Roberta Metsola Prdsidentin des
Europaischen Parlaments.

Die MdEP bilden Fraktionen sowie Ausschusse, die
Legislativvorschlage in verschiedenen Politikberei-
chen priifen.

Mit seiner Beschlussfassung nimmt das Parlament
die folgenden Befugnisse und Aufgaben wahr:

Billigung, Anderung oder Ablehnung von EU-
Rechtsvorschriften, in Zusammenarbeit mit
dem Rat auf der Grundlage von Vorschldgen
der Kommission. Das Parlament und der Rat
entscheiden zudem gemeinsam tber den
EU-Haushaltsplan (der von der Kommission
vorgeschlagen wird);

Entscheidung Uber internationale Abkommen;
Entscheidung tber Erweiterungen der EU;
Wahl der Prasidentin bzw. des Prasidenten
der Europaischen Kommission auf Vorschlag
der Mitgliedstaaten und Zustimmung zur
Kommission als Kollegium;

Priifung des Arbeitsprogramms der
Kommission und Aufforderung der Kommission,
Rechtsvorschriften vorzuschlagen.

Die Arbeit des Parlaments umfasst im Wesentlichen
zwei Stufen:

In den Ausschiissen werden Rechtsvorschriften
vorbereitet. Das Parlament hat 20 Ausschisse
und zwei Unterausschusse, die jeweils fir einen
bestimmten Politikbereich zustandig sind.

Die Ausschiisse prifen Legislativvorschlage,
und Abgeordnete und Fraktionen kénnen
Anderungsvorschlage einbringen oder
vorschlagen, ein Gesetz abzulehnen. Die
Vorschlage werden auch in den Fraktionen
erdrtert, bevor diese entscheiden, wie sie zu
einem bestimmten Thema abstimmen.

Auf den Plenartagungen werden
Rechtsvorschriften gebilligt, geandert oder
abgelehnt. Dabei kommen alle Abgeordneten im
Plenarsaal zusammen, um abschlieBend Uber
Legislativvorschlage und deren Anderungen
abzustimmen. Normalerweise finden
Plenartagungen in StraBburg statt; zusatzliche
Tagungen werden in Briissel anberaumt.

Vom 23. bis zum 26. Mai 2019 fand die neunte Wahl
zum Europadischen Parlament statt. In direkter Ab-
stimmung wahlten die Blirgerinnen und Blrger der 27
EU-Mitgliedstaaten die 705 Mitglieder des derzeitigen
Parlaments. Weitere Informationen tber das Ergebnis
der Europawahl 2019 und die Bildung des neuen Par-
laments finden Sie auf der Internetseite des Europdi-
schen Parlaments. Die ndchste Wahl wird im Jahr
2024 stattfinden.

Der Europaische Rat

Der Europaische Rat hat seinen Sitz in Brissel und
setzt sich aus den Staats- und Regierungschefs
und -chefinnen der EU-Mitgliedstaaten, der Prasiden-
tin bzw. dem Prasidenten der Europaischen Kommis-
sion und der Hohen Vertreterin bzw. dem Hohen Ver-
treter der EU fur AuBen- und Sicherheitspolitik
zusammen.


http://www.europarl.europa.eu/meps/de/home
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/home
https://www.europarl.europa.eu/news/de/hearings2019/20190620STO54901/neues-parlament-und-neue-kommission
https://www.europarl.europa.eu/news/de/hearings2019/20190620STO54901/neues-parlament-und-neue-kommission

Im Europaischen Rat kommen die EU-Fihrungsspitzen
zusammen, um die politische Agenda der EU festzu-
legen. Er bildet die hochste Ebene der politischen Zu-
sammenarbeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten. Der
Europdische Rat veranstaltet (in der Regel vierteljahr-
lich) Gipfeltreffen unter dem Vorsitz seiner Prasidentin
bzw. seines Prasidenten. Bei dringlichen Angelegen-
heiten kann die Prasidentin bzw. der Prasident auBer-
ordentliche Tagungen einberufen. Im Juli 2019 wahlte
der Europdische Rat Charles Michel fur eine Amtszeit
vom 1. Dezember 2019 bis 31. Mai 2022 zum Prasi-
denten. Er wurde fUr eine zweite Amtszeit vom 1. Juni
2022 bis zum 30. November 2024 wiedergewahlt.

Entscheidungen werden in der Regel einstimmig, in
bestimmten Fallen aber auch mit qualifizierter Mehr-
heit getroffen.

Der Europaische Rat

entscheidet Uber die allgemeine Ausrichtung der
EU-Politik und ihre Prioritaten — ohne zum Erlass
von Rechtsvorschriften befugt zu sein;

befasst sich mit komplexen oder sensiblen
Themen, die auf einer niedrigeren Ebene der
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit nicht
geklart werden konnen;

legt die gemeinsame AufBen- und
Sicherheitspolitik der EU fest und bertcksichtigt
dabei die strategischen Interessen der EU und
Fragen der Verteidigungspolitik;

nominiert und ernennt Kandidaten fur bestimmte
wichtige Positionen auf EU-Ebene, zum Beispiel
den Prasidenten der Europaischen Kommission
oder den Prasidenten der Europaischen
Zentralbank.

Zu jedem Thema kann der Europdische Rat

die Kommission auffordern, einen relevanten
Losungsvorschlag zu erarbeiten, oder

die Angelegenheit an den Rat der Europaischen
Union weiterleiten.

Der Rat der Europdischen Union

Zusammen mit dem Parlament ist der Rat das Haupt-
beschlussorgan der EU. Er ist auch bekannt als ,Rat
der Europaischen Union“. Im Rat kommen Ministerin-
nen und Minister aus allen EU-Mitgliedstaaten zu-
sammen, um Rechtsvorschriften zu erértern, zu an-
dern und anzunehmen. AuBerdem koordinieren sie

ihre politische Vorgehensweise. Alle auf den Ratsta-
gungen anwesenden Ministerinnen und Minister sind
befugt, fur die Regierungen der von ihnen vertretenen
Mitgliedstaaten verbindlich zu handeln. Alle sechs
Monate Ubernimmt ein anderer Mitgliedstaat den Vor-
sitz im Rat; er leitet in dieser Zeit alle Ratstagungen
und legt die Tagesordnung fest.

Aufgaben des Rates:

Verhandlung und Verabschiedung von EU-
Rechtsvorschriften (gemeinsam mit dem
Parlament) auf der Grundlage von Vorschlagen
der Kommission;

Koordinierung der politischen MaBnahmen der
EU-Mitgliedstaaten;

Entwicklung der AuBen- und Sicherheitspolitik
der EU auf Grundlage von Leitlinien des
Europaischen Rates;

Abschluss internationaler Ubereinkiinfte
zwischen der EU und anderen Staaten oder
internationalen Organisationen;

Genehmigung des jahrlichen Haushaltsplans der
EU (gemeinsam mit dem Parlament).

An den Ratstagungen nehmen jeweils die fr den be-
handelten Politikbereich zustandigen Regierungsmit-
glieder teil. So tagen beispielsweise die Umweltmi-
nisterinnen und -minister im Rat ,Umwelt". Die
Ministerinnen und Minister kommen einige Male im
Jahr zusammen, um EU-relevante Entscheidungen zu
treffen. Die Details hingegen werden das ganze Jahr
Uber in Sitzungen nationaler Regierungsbeamter
erortert.

Fur die Annahme von Beschlissen ist in der Regel eine
qualifizierte Mehrheit erforderlich, und zwar von 55 %
aller Mitgliedstaaten, die aulerdem zusammen min-
destens 65 % der EU-Gesamtbevélkerung stellen
missen. In sensiblen Bereichen wie AuBenpolitik und
Steuern ist jedoch Einstimmigkeit erforderlich, d. h.,
alle Lander mussen zustimmen. Bei verfahrenstech-
nischen und administrativen Angelegenheiten gentigt
die einfache Mehrheit.

Der Rat ist nicht mit dem Europarat zu verwechseln,
der keine EU-Institution, sondern eine zwischenstaat-
liche Organisation ist, die eingerichtet wurde, um die
Demokratie zu fordern und die Menschenrechte und
die Rechtsstaatlichkeit in Europa zu schitzen. Dem
Europarat gehoren 47 europdische Staaten an, dar-
unter alle Mitgliedstaaten der EU.
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Die Europdische Kommission

Die Europaische Kommission ist das wichtigste Organ
und fur die laufenden Tatigkeiten der EU zustandig.
Die Kommission ist das einzige EU-Organ, das Rechts-
vorschriften vorschlagen kann (haufig auf Ersuchen
des Parlaments oder des Rates), auch wenn das Par-
lament und der Rat dann dber diese Vorschlage ab-
stimmen. Die meisten Bediensteten der Kommission
arbeiten fur die Dienststellen in Briissel oder Luxem-
burg. Zusatzlich gibt es die Vertretungen in allen
Hauptstadten der EU-Mitgliedstaaten.

Die Kommission besteht aus dem Kollegium der 27
Kommissionsmitglieder, zu denen auch die Prasidentin
Ursula von der Leyen sowie die Vizeprasidenten zah-
len. Jeder EU-Mitgliedstaat stellt ein Kommis-
sionsmitglied..

Sobald die Kommissionsprasidentin bzw. der Kommis-
sionsprasident designiert wurde, nominiert der Rat die
Ubrigen 26 Mitglieder der Kommission einvernehmlich
mit der designierten Prasidentin bzw. dem designier-
ten Prasidenten. AnschlieBend stimmt das Parlament
ab, ob es die Mitglieder als Kollegium insgesamt ak-
zeptiert oder nicht. Die Kommissionsmitglieder Giber-
nehmen die politische Leitung der Kommission fr
eine Amtszeit von funf Jahren. Die Prasidentin bzw.
der Prasident der Kommission Ubertragt jedem Kom-
missionsmitglied die Verantwortung fir einen be-
stimmten Politikbereich.

Die Bediensteten der Kommmission entsprechen dem
offentlichen Dienst in den Mitgliedstaaten. Sie sind in
verschiedenen Abteilungen tatig, den sogenannten
Generaldirektionen oder Dienststellen, die mit den
Ministerien auf nationaler Ebene vergleichbar sind.

Die Beschliisse der Kommission werden gemeinsam
vom Kollegium der Kommissionsmitglieder gefasst.
Alle Kommissionsmitglieder sind im Beschlussfas-
sungsprozess gleichberechtigt und fir die gefassten
Beschlisse gleichermafBen verantwortlich. Sie sind
nicht befugt, allein Entscheidungen zu treffen, sofern
sie dazu nicht punktuell dazu erméchtigt worden sind.

Es gibt acht Vizeprasidentinnen bzw. Vizeprdsidenten
(darunter drei exekutive Vizeprasidentinnen bzw. Vize-
prasidenten sowie die Hohe Vertreterin bzw. den Ho-
hen Vertreter fur AuBen- und Sicherheitspolitik), die
diese Funktion zusatzlich zu ihrem eigentlichen Ge-
schaftsbereich als Kommissionsmitglied wahrneh-
men. Die Vizeprasidentinnen und Vizeprasidenten
handeln im Namen der Kommissionsprasidentin bzw.
des Kommissionsprasidenten und koordinieren die
Arbeit in ihrem Aufgabenbereich gemeinsam mit

mehreren Kommissionsmitgliedern. In den von Prasi-
dentin von der Leyen im Juli 2019 vorgestellten poli-
tischen Leitlinien sind sechs Ubergreifende Ziele fur
Europa festgeleqt.

Beschlisse werden grundsatzlich im Konsens getrof-
fen; es kann aber auch abgestimmt werden. Bei die-
sen Abstimmungen wird mit einfacher Mehrheit be-
schlossen; jedes Kommissionsmitglied verfigt Gber
eine Stimme. AnschlieBend nimmt sich die fur das
jeweilige Thema zustandige Generaldirektion der An-
gelegenheit an und erarbeitet in der Regel den Ent-
wurf eines Legislativvorschlags.

Beratende Ausschiisse

Die beratenden Ausschiisse (der Europaische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und der Europaische
Ausschuss der Regionen) haben eine beratende Funk-
tion gegeniber dem Parlament, dem Rat und der
Kommission inne. Sie geben Stellungnahmen zu den
vorgeschlagenen Rechtsakten ab. Der Europaische
Wirtschafts- und Sozialausschuss reprasentiert die
organisierte Zivilgesellschaft, wahrend im Europai-
schen Ausschuss der Regionen die kommunalen und
regionalen Behdrden vertreten sind.

Nationale Parlamente

Die 27 nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten
tragen zur guten Arbeitsweise der EU bei, indem sie
ihre Regierungen hinsichtlich der Tatigkeiten der EU
kontrollieren und eine Reihe von Rechten wahrneh-
men, darunter das Recht, ihre Bedenken im Hinblick
auf Entwdrfe von Rechtsakten zu auBern.

Die nationalen Parlamente Ubermitteln der Kommis-
sion begriindete Stellungnahmen, wenn sie der Auf-
fassung sind, dass ein Entwurf eines Rechtsakts nicht
mit dem Subsidiaritatsprinzip vereinbar ist. Dieses
Prinzip besagt, dass die Union (auBer in den Berei-
chen, in denen sie ausschlieBliche Befugnisse hat) nur
dann tatig werden sollte, wenn ein Handeln auf EU-
Ebene wirkungsvoller ist als auf nationaler Ebene.
Sind bestimmte Bedingungen erfillt, pruft die Kom-
mission ihren Vorschlag und erlautert 6ffentlich, ob
sie an ihm festhadlt, ihn andert oder ihn zuriickzieht.

Dariber hinaus steht die Kommmission in einem stan-
digen politischen Dialog mit den nationalen Parla-
menten, die zu jeder legislativen oder politischen Ini-
tiative der Kommission sowie zu allen politischen
Themen Initiativstellungnahmen abgeben kénnen.


https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024_de

Europdische Zentralbank und
Europdische Investitionsbank

Die Europdische Zentralbank ist ein unabhangiges
Organ der Wirtschafts- und Wahrungsunion, der alle
EU-Mitgliedstaaten angehdren. Sie fallt ihre Entschei-
dungen, ohne Weisungen von Regierungen oder von
anderen EU-Organen einzuholen oder entgegenzu-
nehmen. lhre wichtigste Aufgabe ist die Erhaltung der
Wahrungsstabilitat im Euro-Raum durch Gewahrleis-
tung niedriger und stabiler Verbraucherpreise.

Die Europadische Investitionsbank ist die Bank der EU
und gehdrt den Mitgliedstaaten. Ihre Aufgabe besteht
darin, Darlehen zur Finanzierung von Projekten zu ge-
wahren, die die Ziele der Union unterstitzen. Schwer-
punkte ihrer Tatigkeit sind die Schaffung neuer Ar-
beitsplatze in Europa und die Steigerung des
europaischen Wachstumspotenzials, die Férderung
von KlimaschutzmafBnahmen sowie die Unterstit-
zung der EU-Politik jenseits der europadischen
Grenzen.

Agenturen der Europdischen
Union

Die Arbeit der EU wird von einer Reihe von Agenturen
untersttitzt. Dabei handelt es sich um eigenstandige
Rechtsgebilde, die eingerichtet wurden, um bestimm-
te Aufgaben im Rahmen des EU-Rechts wahrzuneh-
men. Die Agenturen befassen sich mit Fragen und
Problemen, die das tagliche Leben der Biirgerinnen
und Burger der EU betreffen. Mit ihrem Fachwissen
sind sie von groBem Nutzen fir die Organe und Mit-
gliedstaaten der EU. Sie befassen sich mit den unter-
schiedlichsten Bereichen, wie beispielsweise Cyber-
sicherheit, Nahrungsmittel- und Arzneimittelsicherheit,
Umweltschutz, Grundrechten und Grenzschutz.
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BESUHLUSSFASSUNG

An der Beschlussfassung der EU sind mehrere Organe
beteiligt, wobei das Europaische Parlament, der Rat
und die Kommission im Zentrum des Prozesses
stehen.

Grundsatzlich macht die Kommission Vorschlage fur
neue Rechtsvorschriften, die dann vom Parlament und
vom Rat erlassen werden. In bestimmten Fallen kann
der Rat dies auch allein tun.

Um sicherzustellen, dass das Handeln der EU ihren
Zweck mdglichst effizient erfillt, bewertet die Kom-
mission die erwarteten und tatsachlichen Auswirkun-
gen von Strategien, Rechtsvorschriften und anderen
wichtigen MaBnahmen. Dariiber hinaus bezieht sie die
Birgerinnen und Burger sowie die Interessentrager in
jede Phase des Politikzyklus ein, von der Planung tiber
den Vorschlag bis hin zur Umsetzung, Uberpriifung
und spateren Uberarbeitung.

Um auf neue Rechtsetzungsinitiativen oder geplante
Bewertungen geltender Rechtsvorschriften im Vorfeld
aufmerksam zu machen, veroffentlicht die Kommis-
sion Folgenabschatzungen in der Anfangsphase oder
Fahrplane. Die moglichen wirtschaftlichen, sozialen
und 6kologischen Auswirkungen der vorgeschlagenen
MaBnahmen werden im Rahmen von Folgenabschat-
zungen analysiert und in Berichten dargestellt, die
gemeinsam mit den Legislativvorschlagen veroffent-
licht werden.

Wie verhdlt es sich mit bereits geltenden Rechtsvor-
schriften und laufenden Initiativen? Nachdem sie eine
gewisse Zeit durchgefiihrt wurden, werden die Initia-
tiven bewertet, um ihre Leistungsfahigkeit anhand
von Standardkriterien zu Uberpriifen. In diesem Zu-
sammenhang werden im Rahmen des Programms zur
Gewabhrleistung der Effizienz und Leistungsfahigkeit
der Rechtsetzung (REFIT) Mdglichkeiten aufgezeigt,
um die Regulierungskosten zu senken und geltende
Rechtsvorschriften zu vereinfachen.

Es gibt mehrere verschiedene Arten von Vorschriften,
die sich in ihrer Anwendung unterscheiden.

Eine Verordnung ist eine Rechtsvorschrift, die
in allen Mitgliedstaaten direkt anwendbar und
bindend ist. Sie muss von den Mitgliedstaaten
nicht in einzelstaatliches Recht umgesetzt
werden; sehr wohl sind aber eventuell nationale
Vorschriften zu andern, damit sie mit der
Verordnung Ubereinstimmen.

Eine Richtlinie ist eine Rechtsvorschrift, mit der
alle oder einzelne Mitgliedstaaten verpflichtet
werden, ein bestimmtes Ergebnis zu erzielen.
In der Regel sind Richtlinien in einzelstaatliches
Recht umzusetzen, um wirksam zu werden.
Anders ausgedrickt: Eine Richtlinie gibt das
Ziel vor, doch wie der einzelne Mitgliedstaat es
erreichen mochte, entscheidet er selbst.

Ein Beschluss kann an Mitgliedstaaten,
Personengruppen oder auch Einzelpersonen
gerichtet sein. Er ist in allen seinen Teilen
verbindlich. Beschlusse ergehen zum Beispiel zu
beabsichtigten Unternehmensfusionen.

In Empfehlungen und Stellungnahmen
konnen die EU-Organe gegenuber
Mitgliedstaaten oder in einigen Fallen
gegentber einzelnen Blrgerinnen und Blrgern
ihre Ansichten dauBern, ohne der naturlichen
oder juristischen Person, an die sie gerichtet
sind, rechtliche Verpflichtungen aufzuerlegen.
Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht
verbindlich.

Jeder Vorschlag fir eine neue europaische Rechtsvor-
schrift stitzt sich auf einen bestimmten Vertragsar-
tikel, der die sogenannte ,Rechtsgrundlage” des Vor-
schlags darstellt. Diese Rechtsgrundlage ist
entscheidend dafur, welches Verfahren anwendbar
ist.

Die allermeisten EU-Rechtsvorschriften werden im
sogenannten ,ordentlichen Gesetzgebungsverfahren*
angenommen.

Ordentliches
Gesetzgebungsverfahren

Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren, auch ,Mit-
entscheidungsverfahren® genannt, ist das gebrauch-
lichste Verfahren zur Annahme von EU-Rechtsakten.
Dabei sind Parlament und Rat gleichberechtigt, und
die so angenommenen Rechtsvorschriften sind ge-
meinsame Rechtsakte beider Organe. Dieses Verfah-
ren kommt bei den meisten EU-Rechtsvorschriften in
vielen Bereichen (darunter Verbraucherrechte, Um-
weltschutz und Verkehr) zur Anwendung. Die Kommis-
sion legt im Rahmen des ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahrens einen Vorschlag vor, der sowohl vom
Parlament als auch vom Rat angenommen werden
muss. Nach Eingang des Vorschlags lauft das Ver-
fahren wie folgt ab:


https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/evaluating-and-improving-existing-laws/evaluating-laws_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/planning-and-proposing-law/impact-assessments_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/planning-and-proposing-law/impact-assessments_de
http://www.europarl.europa.eu/external/html/legislativeprocedure/default_de.htm

Erste Lesung

Der Vorschlag wird im Parlament in Ausschissen
beraten. Sie erdrtern jeden Anderungsantrag

zu dem Vorschlag und stimmen dann dartber
ab. AnschlieBend wird der Vorschlag dem
ganzen Parlament vorgelegt, das dariber (und
gegebenenfalls (iber weitere Anderungen) im
Plenum entscheidet.

Der Rat und die Mitgliedstaaten prifen die
Rechtsvorschrift im Detail, wobei der GroBteil der
Beratungen in einer Arbeitsgruppe stattfindet,
die sich aus Beamten zusammensetzt. Viele
Probleme kénnen auf dieser technischen Ebene
oder auf den nachsththeren Ebenen gelost
werden; manche Fragen missen dann aber
noch die zustandigen Ministerinnen und Minister
selbst endgdiltig klaren. Der Rat erzielt — vor
oder nach der Abstimmung im Parlament - eine
politische Einigung Uber die Rechtsvorschrift.
Sobald das Parlament abgestimmt hat, wird

die politische Einigung zu einem formellen
gemeinsamen Standpunkt. Stimmt der
gemeinsame Standpunkt des Rates nicht mit
dem Abstimmungsergebnis im Parlament
Uberein, so wird in einer zweiten Lesung
versucht, eine Einigung herbeizuftihren.
Vertreter des Parlaments und des Rates kommen
haufig informell zusammen und versuchen,

zu einer Einigung zu gelangen, bevor sie ihre
Standpunkte formalisieren. Erzielen sie eine
Einigung, nimmt der Rat denselben Text an wie
das Parlament, und der Vorschlag wird geltendes
Recht. Dieser Fall wird als Einigung in erster
Lesung bezeichnet.

Zweite Lesung

Wird in der ersten Lesung keine Einigung
erzielt, beginnt die zweite Lesung. Die zweite
Lesung ist weitgehend mit dem Verfahren der
ersten Lesung vergleichbar, nur prift diesmal
das Parlament die vom Rat vorgeschlagenen
Anderungen und stimmt tiber diese ab.
AnschlieBend pruft der Rat die Vorschlage des
Parlaments. Die zweite Lesung ist kiirzer als die
erste Lesung, da nur die Unterschiede zwischen
den Standpunkten des Parlaments und des
Rates diskutiert werden kdnnen und zudem
bestimmte Fristen gelten.

Es ist moglich, dass das Parlament und der

Rat in dieser Phase zu einer Einigung gelangen
(Einigung in zweiter Lesung). Kénnen sich die
beiden Organe nicht auf eine gemeinsame

Entscheidung zu der vorgeschlagenen
Rechtsvorschrift einigen, wird der
Vermittlungsausschuss einberufen, in dem das
Parlament und der Rat jeweils zu gleichen Teilen
vertreten sind. Dieses Vermittlungsverfahren ist
selten geworden. Die meisten Rechtsvorschriften
werden in erster oder zweiter Lesung im
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren
angenommen.

Sobald Einigung Uber die endgultige Fassung
erzielt wurde und alle Ubersetzungen
fertiggestellt sind, wird der Text erneut dem
Parlament und dem Rat vorgelegt, damit sie

ihn als Rechtsakt annehmen kénnen, der dann
im Amtsblatt der Europdischen Union in den
Amtssprachen der EU veroffentlicht wird. In dem
Rechtsakt wird angegeben, bis wann er von den
Mitgliedstaaten umgesetzt werden bzw. — bei
einer Verordnung — bis wann er in Kraft tritt.

Wenn ein Mitgliedstaat einen Rechtsakt der EU nicht
umsetzt, kann die Kommission den Gerichtshof mit
der Sache befassen und verlangen, dass der Mitglied-
staat mit einer Strafe belegt wird. Die Durchsetzung
der EU-Rechtsvorschriften erfolgt fast immer inner-
halb der Mitgliedstaaten. Dies kann mitunter zu Be-
schwerden Uber eine ungleiche Umsetzung in ver-
schiedenen Landern fuhren. Einige Entscheidungen
werden direkt auf EU-Ebene durchgesetzt, insbeson-
dere das Wettbewerbsrecht, wie etwa Kartellsachen.
Weitere Informationen siehe Punkt 3 dieses dritten
Teils: Gewahrleistung der Einhaltung der Rechtsvor-
schriften der EU.

Wer wird sonst noch konsultiert?

In einer Reihe von Politikbereichen konsultieren das
Parlament, der Rat und die Kommission den Europdi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss, bevor sie
einen Beschluss fassen (die derzeitige Prasidentin des
Ausschusses ist Christa Schweng).

Zu Fragen, die fur die Regionen relevant sind, missen
das Parlament, der Rat und die Kommission den Euro-
paischen Ausschuss der Regionen anhoren (der der-
zeitige Prasident dieses Ausschusses ist Apostolos
Tzitzikostas).

Die Stellungnahmen der Ausschusse sind nicht ver-
bindlich fir die Organe der EU.

Es konnen noch weitere Organe oder Einrichtungen
konsultiert werden, wenn ein Vorschlag in ihren Inte-
ressensbereich oder in ihr Fachgebiet fallt. So kann
beispielsweise die Europaische Zentralbank bei Vor-
schlagen konsultiert werden, die wirtschaftliche oder
finanzielle Angelegenheiten betreffen.

63

WIE DIE EUROPAISCHE UNION ENTSCHEIDUNGEN TRIFFT UND MASSNAHMEN ERGREIFT


http://www.eesc.europa.eu/de
http://www.eesc.europa.eu/de
https://cor.europa.eu/de
https://cor.europa.eu/de
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Nationale Kontrolle

Die nationalen Parlamente erhalten die Entwrfe von
Rechtsakten zur selben Zeit wie das Parlament und
der Rat. Sie kénnen sich dazu duBern, damit sicher-
gestellt ist, dass die Beschlisse auf der am besten
geeigneten Ebene gefasst werden. Die nationalen
Parlamente kontrollieren die ordnungsgemafe An-
wendung des Subsidiaritatsprinzips im EU-Beschluss-
fassungsprozess. Wenn sie der Ansicht sind, dass
gegen dieses Prinzip verstoBen wird, kdnnen sie eine
begriindete Stellungnahme abgeben.

Mitsprachemadglichkeiten der
Biirgerinnen und Biirger

Alle Burgerinnen und Biirger der EU haben das Recht,
in Angelegenheiten, die in den Tatigkeitsbereich der
EU fallen, eine Petition an das Parlament zu richten.
Diese kann als Beschwerde oder als Antrag in einer
der Amtssprachen der EU abgefasst sein. Die Petitio-
nen werden vom Petitionsausschuss des Parlaments
gepruft, der Gber ihre Zulassigkeit entscheidet und fur
ihre Bearbeitung zustandig ist.

Birgerinnen und Burger kdnnen auch direkt an der
Entwicklung der Politik der EU teilhaben, indem sie die
Kommission auffordern, Vorschlage in Bereichen vor-
zulegen, in denen die EU Gesetzgebungskompetenz
hat. Eine solche Europaische Burgerinitiative muss von
mindestens einer Million EU-Burgerinnen und -Bir-
gern aus mindestens sieben Mitgliedstaaten unter-
stltzt werden. In jedem dieser sieben Mitgliedstaaten
ist eine Mindestzahl von Unterstitzern erforderlich.

Die Burgerinnen und Burger konnen in entscheidenden
Phasen der Politikgestaltung und Gesetzgebung ihre
Meinung zu Kommissionsinitiativen auBern. Das Inter-
netportal ,lhre Meinung zahlt" bietet den Birgerinnen
und Birgern sowie Interessentragern mehrere Még-
lichkeiten, sich einzubringen:

Zunachst kindigt die Kommission eine neue
Initiative oder die Bewertung einer laufenden
Strategie oder einer geltenden Rechtsvorschrift
an, indem sie eine Folgenabschatzung in der
Anfangsphase oder einen Fahrplan veroffentlicht.
Birgerinnen und Birger sowie Interessentrager
haben vier Wochen die Moglichkeit,
Ruckmeldungen abzugeben, die auf derselben
Website veréffentlicht werden.

Im Rahmen der Erarbeitung einer neuen Initiative
oder einer Bewertung fuhrt die Kommission
anhand von Online-Fragebdgen offentliche
Konsultationen durch, die zwolf Wochen laufen.
Sobald die Kommission dann den
Legislativvorschlag fertig ausgearbeitet und dem
Parlament und dem Rat vorgelegt hat, haben die
Burgerinnen und Birger erneut die Moglichkeit,
sich zu auBern. Die Frist fir Rickmeldungen zu
Kommissionsvorschlagen betragt acht Wochen.
Danach werden die Beitrage an das Parlament
und den Rat weitergeleitet, sodass sie bei deren
Verhandlungen berticksichtigt werden kénnen.
Uber das Portal ,lhre Meinung zahlt:
Vereinfachen! kénnen die Birgerinnen und
Birger der Kommission jederzeit Vorschldge
dazu vorlegen, wie geltende Rechtsvorschriften
oder laufende Strategien vereinfacht und
verbessert und damit wirksamer und effizienter
werden kdnnten.


https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/planning-and-proposing-law_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/planning-and-proposing-law_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say-simplify_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say-simplify_de

Koordinierung der Politik der
Mitgliedstaaten am Beispiel der
Wirtschaftspolitik

In der Wirtschafts- und Wahrungsunion wird die Wirt-
schaftspolitik der EU eng mit den wirtschaftspoliti-
schen MaBnahmen der Mitgliedslander abgestimmt.
Diese Koordinierung erfolgt durch die Ministerinnen
und Minister fur Wirtschaft und Finanzen, die zusam-
men den Rat ,Wirtschaft und Finanzen* bilden.

Die Ministerinnen und Minister ftr Wirtschaft und Fi-
nanzen der Lander des Euro-Raums bilden die Euro-
Gruppe, deren Tatigkeit auf wirtschaftliches Wachs-
tum und finanzielle Stabilitat im Euro-Raum
ausgerichtet ist.

Gemeinsame Aufen- und
Sicherheitspolitik

Als gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik wird
das abgestimmte auBenpolitische Vorgehen der EU
bezeichnet, hauptsachlich auf dem Gebiet der Ver-
teidigung, Sicherheit und Diplomatie. Entscheidungen
bedirfen der Zustimmung aller Mitgliedstaaten im
Rat. Sind diese zu einer Einigung gelangt, gentgt fur
bestimmte Aspekte bei weiteren Entscheidungen eine
qualifizierte Mehrheit. Die AuBenpolitik der EU auf
Ministerebene wird vertreten durch die Hohe Vertre-
terin bzw. den Hohen Vertreter der Union fur AuBen-
und Sicherheitspolitik, die/der zugleich das Amt der
Vizeprasidentin bzw. des Vizeprasidenten der Euro-
paischen Kommission innehat. Derzeit ist das Josep
Borrell Fontelles, der auch den Vorsitz bei Tagungen
der AuBenministerinnen und -minister fihrt.

Abschluss internationaler
Ubereinkiinfte

Jedes Jahr schlieBt (unterzeichnet) der Rat eine Reihe
von Ubereinkiinften zwischen der EU und Nicht-EU-
Landern sowie internationalen Organisationen. Diese
Ubereinkiinfte kdnnen weit gefasste Themenbereiche
wie Handel, Zusammenarbeit und Entwicklung be-
treffen oder auch spezifische Fragen wie Textilwaren,
Fischerei, Wissenschaft und Technologie oder Verkehr.
Fir alle internationalen Ubereinkiinfte, die unter das
ordentliche Gesetzgebungsverfahren fallen, ist die
Zustimmung des Parlaments erforderlich.

Annahme des EU-Haushaltsplans

Der jahrliche Haushaltsplan der EU wird vom Parla-
ment und vom Rat gemeinsam verabschiedet. Wenn
die beiden Organe keine Einigung erzielen, kommen
so lange Vermittlungsverfahren zur Anwendung, bis
der Haushaltsplan verabschiedet ist. Weitere Infor-
mationen siehe Punkt 4 dieses dritten Teils: Ma3nah-
men ergreifen: Der Haushalt der EU.
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http://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/configurations/ecofin/
http://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/eurogroup/
http://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/eurogroup/
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Der Gerichtshof der Europaischen Union gewahrleis-
tet, dass das EU-Recht in allen EU-Mitgliedstaaten
auf die gleiche Weise ausgelegt und angewandt wird.
Er ist befugt, in Rechtsstreitigkeiten zwischen Mit-
gliedstaaten, EU-Institutionen, Unternehmen und
Einzelpersonen zu entscheiden. Um die vielen Tau-
send Rechtssachen bearbeiten zu kdnnen, die vor den
Gerichtshof der Europaischen Union gebracht werden,
ist er in zwei Gerichte aufgeteilt: den Gerichtshof und
das Gericht.

Haben Einzelpersonen oder Unternehmen infolge ei-
ner Handlung oder der Untatigkeit einer EU-Institution
oder ihrer Bediensteten Schaden erlitten, konnen sie
auf zwei Wegen Klage einreichen:

indirekt Uber nationale Gerichte, die die Klage
gegebenenfalls dem Gerichtshof vorlegen, oder
direkt vor dem Gericht — wenn sie durch einen
Beschluss einer EU-Institution unmittelbar und
als Einzelperson betroffen sind.

Wenn jemand der Auffassung ist, dass die Behtrden
eines Landes EU-Recht verletzt haben, so kann er das
offizielle Beschwerdeverfahren in Anspruch nehmen.

Arbeitsweise des Gerichtshofs

Die Rechtssachen werden in zwei Stufen bearbeitet:

Schriftliches Verfahren. Die Parteien legen
dem Gerichtshof Schriftsatze vor. Dariiber hinaus
konnen auch nationale Behdrden, EU-Institutionen
und in manchen Fallen auch nattrliche oder
juristische Personen Erklarungen einreichen. Der
Berichterstatter bzw. die Berichterstatterin fasst
die Schriftsatze und Erklarungen in einem Bericht
zusammen, der in der Generalversammlung des
Gerichts erortert wird.

GEWAHRLEISTUNG DER EINHALTUNG DER
RECHTSVORSCHRIFTEN DER EU

Miindliche Verhandlung. Diese findet in
offentlicher Sitzung statt: Die Anwaltinnen

und Anwalte beider Parteien tragen ihre
Ausfuhrungen den Richterinnen und Richtern
sowie der Generalanwaltin bzw. dem
Generalanwalt vor, die ihnen ihrerseits Fragen
stellen konnen. Entscheidet der Gerichtshof, dass
Schlussantrage der Generalanwaltin bzw. des
Generalanwalts erforderlich sind, werden diese
einige Wochen nach der Anhorung vorgelegt.
AnschlieBend beraten die Richterinnen und
Richter und verkinden ihr Urteil.

Das Verfahren vor dem Gericht lauft &hnlich ab, wobei
jedoch in den meisten Fallen drei Richterinnen und
Richter befasst werden und keine Generalanwaltin
bzw. kein Generalanwalt beteiligt ist.

Weitere Rechtsorgane der EU

Das Amt der bzw. des Europaischen Biirgerbeauftrag-
ten (Europaische Ombudsstelle) nimmt Beschwerden
entgegen, fihrt entsprechende Untersuchungen durch
und tragt so dazu bei, Missstande in der Verwaltungs-
tatigkeit der Institutionen der Europdischen Union
aufzudecken. Alle Birgerinnen und Biirger der EU-Mit-
gliedstaaten sowie alle in der EU ansassigen Perso-
nen, Organisationen und Unternehmen kénnen bei der
Ombudsstelle Beschwerde einlegen.

Das Amt der bzw. des Europdischen Datenschutzbe-
auftragten ist fiir den Schutz der von den EU-Institu-
tionen in elektronischer, schriftlicher oder visueller
Form gespeicherten personenbezogenen Daten sowie
der Privatsphare der EU-Btirgerinnen und -Birger und
aller anderen in der EU ansassigen Personen zustan-
dig. Gleichzeitig hat dieses Amt die Aufgabe, den EU-
Institutionen bewahrte Vorgehensweisen in diesem
Bereich nahezulegen.


https://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/de/
https://ec.europa.eu/info/about-european-commission/contact/problems-and-complaints/complaints-about-breaches-eu-law/how-make-complaint-eu-level_de
https://www.ombudsman.europa.eu/de/home.faces
https://www.ombudsman.europa.eu/de/home.faces
https://edps.europa.eu/edps-homepage_de
https://edps.europa.eu/edps-homepage_de

AHMEN ERGREIFEN: DER HAUSHALT DER EU

Die EU verabschiedet langfristige Ausgabenplane (die
sogenannten mehrjahrigen Finanzrahmen), die eine
stabile Grundlage fur die Ausfihrung des Haushalts
flr einen Zeitraum von mindestens sieben Jahren dar-
stellen. Somit kann die EU die nationalen Ausgaben
erganzen, indem sie politische MaBnahmen finanziert,
die einen Mehrwert fur die EU mit sich bringen. Im
mehrjahrigen Finanzrahmen werden die jahrlichen
Hochstbetrage (,0bergrenzen’) festgelegt, die von der
EU in den einzelnen Ausgabenkategorien (,Rubriken®)
ausgegeben werden durfen. Der aktuelle Finanzrah-
men erstreckt sich auf die Jahre 2021 bis 2027 und
ermadglicht der EU in diesem Zeitraum Ausgaben in
Hohe von etwa 1,2 Billionen Euro in den sieben Aus-
gabenrubriken der EU. Erganzt werden diese Haus-
haltsmittel erstmals durch Zuschisse und Darlehen
in Hohe von 806,9 Milliarden Euro aus NextGenera-
tionEU, dem EU-Aufbauplan zur Bewaltigung der so-
zialen und wirtschaftlichen Folgen der
COVID-19-Pandemie.

Der gemeinsame Haushaltsplan der EU wird vom Par-
lament und vom Rat gemeinsam verabschiedet. Das
Parlament erortert den Haushaltsplan in zwei aufei-
nanderfolgenden Lesungen; er tritt in Kraft, wenn er
von der Parlamentsprasidentin bzw. vom Parlaments-
prasidenten unterzeichnet worden ist. Der Haushalts-
kontrollausschuss des Europaischen Parlaments tiber-
wacht die Verwendung der Haushaltsmittel, und das
Parlament entscheidet jedes Jahr tber die Entlastung
der Kommission zur Ausfihrung des Haushaltsplans
im abgelaufenen Haushaltsjahr.

Der EU-Jahreshaushalt belief sich 2022 auf etwa 170
Milliarden Euro. Dies ist absolut gesehen eine grofBe
Summe, entspricht jedoch nur 1 9% der jahrlichen Wirt-
schaftsleistung der Mitgliedstaaten.

Der langfristige EU-Haushalt 2021-2027 und NextGenerationEU

Binnenmarkt, Innovation und Digitales
149,5 (+ 11,5 aus NGEU)

Zusammenhalt, Resilienz und Werte
426,7 (+776,5 aus NGEU)

Natiirliche Ressourcen und Umwelt
401 (+ 18,9 aus NGEU)

Migration und Grenzmanagement
257

Sicherheit und Verteidigung
149

Nachbarschaft und die Welt
110,6

Europaische offentliche Verwaltung
82,5

Insgesamt: € 2,018 Billionen

Insgesamt

€ 2,018

|

NextGenerationEU Langfristiger Haushalt
806,9 12109

Mehreren Programmen unter diesen Rubriken werden zusatzliche Mittel gemaB Artikel 5 der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093
(MFR-Verordnung) (Horizont Europa, InvestEU, EU4Health, Erasmus+, Kreatives Europa, Justiz sowie Birgerinnen und Birger, Gleichstellung,
Rechte und Werte, auBerdem Fonds flr integriertes Grenzmanagement), aus der Wiederverwendung von aufgehobenen Mittelbindungen
geman Artikel 15 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 (Haushaltsordnung) (Horizont Europa) und aus Ruckflissen aus dem Europaischen
Entwicklungsfonds (Instrument fir Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt)
zugewiesen. Die genaue Hohe der zusatzlichen Zuweisungen wird jahrlich festgelegt.

Alle Betrage sind in Mrd. EUR zu jeweiligen Preisen angegeben (Stand November 2020).

Quelle: Europdische Kommission.
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https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/long-term-eu-budget/2021-2027/whats-new_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
https://next-generation-eu.europa.eu/index_de
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Die Kommission ist fur die Verwaltung und Ausfih-
rung des EU-Haushaltsplans und fiir die Durchfithrung
der Strategien und Programme zustandig, die vom
Parlament und vom Rat beschlossen werden. Der
GroBteil der konkreten Arbeit und der Ausgaben wird
zwar von nationalen und lokalen Behorden geleistet
bzw. getatigt, aber die Kommission ist fiir ihre Kont-
rolle verantwortlich. Die Kommission verwaltet den
Haushalt unter dem wachsamen Auge des Europai-
schen Rechnungshofs. Beide Organe verfolgen dabei
das Ziel einer wirtschaftlichen Haushaltsfihrung.

Das Parlament entscheidet jedes Jahr auf Empfeh-
lung des Rates, ob es seine abschlieBende Zustim-
mung zur Ausfiihrung des Haushalts durch die Kom-

mission gibt, diese also ,entlastet”. Dieses Verfahren
gewahrleistet eine umfassende Transparenz und
Rechenschaftspflicht; die Entlastung bildet den for-
malen Rechnungsabschluss fir das jeweilige Jahr.

Der Europaische Rechnungshof ist der unabhangige
externe Rechnungspriifer der EU. Er kontrolliert, ob die
EinkUnfte der EU korrekt eingegangen sind, die Aus-
gaben ordnungsgeman und rechtmafig getatigt wur-
den und der Grundsatz der wirtschaftlichen Haus-
haltsfiihrung gewahrt wurde. Er fiihrt seine Aufgaben
unabhangig von den anderen EU-Organen und den
Regierungen der Mitgliedstaaten aus.


http://www.eca.europa.eu/de/Pages/ecadefault.aspx
http://www.eca.europa.eu/de/Pages/ecadefault.aspx

Die EU kontaktieren

Besuch
In der Europaischen Union gibt es Hunderte von ,Europa Direkt“-Zentren. Ein Biiro in Ihrer Nahe kénnen
Sie online finden (european-union.europa.eu/contact-eu/meet-us_de).

Per Telefon oder schriftlich
Der Europa-Direkt-Dienst beantwortet Ihre Fragen zur Europaischen Union. Kontaktieren Sie Europa
Direkt

¢ Uber die gebuhrenfreie Rufnummer: 00 8006 7 8 9 10 11 (manche Telefondienstanbieter
berechnen allerdings Gebthren),

* Uber die Standardrufnummer: +32 22999696,

* Uber das folgende Kontaktformular: european-union.europa.eu/contact-eu/write-us_de.

INFORMATIONEN UBER DIE EU

Im Internet

Auf dem Europa-Portal finden Sie Informationen tber die Europaische Union in allen Amtssprachen
(european-union.europa.eu).

EU-Veroffentlichungen

Sie konnen EU-Veréffentlichungen einsehen oder bestellen unter op.europa.eu/de/publications.
Winschen Sie mehrere Exemplare einer kostenlosen Veraffentlichung, wenden Sie sich an Europa Direkt
oder das Dokumentationszentrum in lhrer Nahe (european-union.europa.eu/contact-eu/meet-us_de).

Informationen zum EU-Recht
Informationen zum EU-Recht, darunter alle EU-Rechtsvorschriften seit 1951 in samtlichen
Amtssprachen, finden Sie in EUR-Lex (eur-lex.europa.eu).

Offene Daten der EU
Das Portal data.europa.eu b|etet Zugang zu offenen Datensatzen der Organe E r



https://european-union.europa.eu/contact-eu/meet-us_de
https://european-union.europa.eu/contact-eu/write-us_de
https://european-union.europa.eu/index_de
https://op.europa.eu/de/publications
https://european-union.europa.eu/contact-eu/meet-us_de
https://eur-lex.europa.eu/
https://data.europa.eu/de

Amt fur Veréffentlichungen
der Europdischen Union



	Die Europäische Union: Was sie ist und was sie tut
	Die Europäische Union in Kürze
	Was die Europäische Union tut
	Maßnahmen gegen COVID-19
	Gesundheit
	Europäischer Grüner Deal
	Klimaschutz
	Umwelt
	Energie
	Reisen und Verkehr
	Nahrungsmittel und Landwirtschaft
	Meere und Fischerei
	Wirtschaft, Finanzen und der Euro
	Beschäftigung und Soziales
	Arbeitsplätze, Wachstum und Investitionen
	Regionen
	Forschung und Innovation
	Binnenmarkt
	Verbraucherschutz
	Fairer Wettbewerb
	Steuern und Zoll
	Weltraum
	Internationale Angelegen­heiten und Sicherheit
	Internationale Partnerschaften
	EU-Nachbarschaftspolitik und Erweiterung
	Handel
	Humanitäre Hilfe und Katastrophenschutz
	Grundrechte
	Justiz und Rechtsstaatlichkeit
	Gleichstellung der Geschlechter
	Rassismus und Gleichstellung
	Gleichstellung von LGBTIQ
	Menschen mit Behinderung
	Menschen über 50
	Digitale Wirtschaft und Gesellschaft
	Sicheres Internet
	Bürgerbeteiligung und Demokratie
	Der EU-Haushalt
	Migration und Asyl
	Der Schengen- Raum
	Inneres und Bürgersicherheit
	Allgemeine und berufliche Bildung
	Jugend
	Kultur, Medien und Sport
	Wie die Europäische Union Entscheidungen trifft und Maßnahmen ergreift

